Sutshlatt 


der k. k. 


efidenltade ien. 


Erſcheint jeden Dienstag und Freitag abends. 


„Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. 
„ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


Pränumerationspreiſe. 


Dienstag, den 31. Jänner 1893. 


Jührgang II. 


Für die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactiouslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 


Stenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 27. Jänner 1893 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. Nep. 
Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Raimund Grübl. 


Hürgermeifter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Gem.⸗Rath Ritter v. Neumann entſchuldigt fein Aus- 
bleiben von der heutigen Sitzung. 

2. Dem Centralvereine zur Beköſtigung armer Schulkinder 
iſt ein Betrag von 50 fl. als Legat der verſtorbenen Thereſe 
Fürſt übergeben worden. 

Wird der Dank ausgeſprochen. 

3. Herr Vincenz Chiavacci ſpendet den Betrag von 50 fl. 
für die Armen Wiens anläjslich ſeiner Vermälung. 

Wird der Dank ausgeſprochen. 

4. Ich habe eine Interpellation des Gem.-Rathes Herr— 
degen zu beantworten, die dahin geht, „ob der Bürgermeiſter 
geneigt iſt, in zweckentſprechender Weiſe die ſtädtiſchen Diurniſten 
zu verſtändigen, daſs in das Budget pro 1892 ein Betrag von 
10.000 fl. nicht als Theuerungsbeitrag eingeſtellt iſt.“ Es iſt eine 
bekannte Thatſache, dafs das nicht der Fall iſt, und hat Herr 
Gem.⸗Rath Herrdegen dies ſelbſt in ſeiner Interpellation zu— 
gegeben. Weiters interpelliert der Herr Gem.-Rath Herrdegen: 
„Iſt dem Herrn Bürgermeiſter bekannt, dass im vorigen Jahre 
Diurniſten täglich zu mehrſtündigen Überarbeiten angehalten 
wurden, ohne eine Entſchädigung zu bekommen, und wäre derſelbe 


nicht geneigt, für den Fall, als dieſer Beſchwerdepunkt begründet 


erſcheint, eine beſondere Bezahlung zu leiſten?“ 


Hierauf habe ich die Ehre, zu erwidern, dass die Diurniſten 
nicht der Dienſtpragmatik unterſtehen und die ihnen aufgetragenen 
Arbeiten, ohne an Amtsſtunden gebunden zu ſein, verrichten müſſen. 
Überlaſtet werden ſie nicht und die Entlohnung finden ſie in der 
Bezahlung, die eine weit höhere iſt, als irgend anderswo. 

Ich bitte, die Einläufe zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Rath Dehm (liest): 

5. Antrag des Gem.⸗Nathes Röhrl: 

Mit Ende 1892 beſteht die Pfandleihanſtalt in Sechshaus, XIV. Bezirk, 
Wien, 2½ Jahre. 

Sie wurde ſeinerzeit von der ehemaligen Gemeindevertretung in Sechs— 
haus gegründet und hat die Aufgabe, den weſtlichen Bewohnern Wiens, welche 
in die bedauerliche Lage kommen, ihr Gut zu verpfänden, an Zeit wie an 
Zinſen ſparen zu helfen, um nicht den bekannten Winkelverſetzern, dieſen 
Wucherhyänen, in die Hände zu fallen. 

Es wurde dieſem nothwendigen Bedürfniſſe entſprochen und als Grund— 
princip nicht Gewinn, ſondern Humanität aufgeſtellt. Eine der Gemeinde 
Sechshaus gehörige Realität wurde adaptiert, welche mit 47.613 fl. 98 kr. 
eingeſtellt iſt, eine Caution von 7880 fl. 89 kr. wurde bei der k. k. u.⸗6. Statt⸗ 
halterei erlegt und ein Betriebsfond von 90.000 fl. wurde der Anſtalt zur 
Verfügung geſtellt. | 

Es wurden 14 Beamte und 3 Diener proviſoriſch auf ein Jahr angeſtellt 
mit dem Verſprechen, nach der Probezeit definitiv zu werden. 

Durch die Einverleibung der Vororte mit Wien konnte die definitive 
Anſtellung, wie eine Gehaltsaufbeſſerung nicht mehr vollzogen werden, weil 
den Gemeindevertretungen der Vororte durch die k. k. n.-ö. Statthalterei das 
Anſtellungsrecht, wie die Aufbeſſerung der Gehalte verboten wurde. Alle meine 
Anträge und Interpellationen im heutigen Gemeinderathe der Stadt Wien 
blieben erfolglos. Warum, iſt mir nicht bekannt. 

Die Beamten und Diener verſehen ihr Amt gewiſſenhaft, trotz ihrer 
großen Nothlage, die Geſchäfte, welche dieſe Anſtalt macht, beweiſen, daſs das 
Inſtitut ein Recht zu beſtehen hat und die Commune keinen Schaden leidet 
und die Humanität wie die Bequemlichkeit der armen Bevölkerung der weſt— 
lichen Bezirke Wiens gefördert wird. 

Die Anſtalt machte im Jahre 1890 folgenden Verkehr: 54.451 Poſten, 
ein Darlehen von 174.045 fl. mit einem Capital von 87.395 fl. und ein 
Zinſenerträgnis von 5565 fl. 48 kr. 

Im Jahre 1891: 107.538 Poſten, ein Darlehen von 360.532 fl. mit 
einem Capital von 117.439 fl. und ein Zinſenerträgnis von 20.861 fl. 12 kr. 

Im Jahre 1892: 151.111 Poſten, ein Darlehen von 539.033 fl. mit 
einem Capital von 177.962 fl. und ein Zinſenerträgnis von 30.878 fl. 16 kr. 

Parteien verkehrten täglich: 1890 = 397 Perſonen 

„ L 57 1891 = 580 77 

5 ’ „ 1892 = 800 „ 
mithin iſt erſichtlich, dafs der geſchäftliche Verkehr ſich gefteigert hat, die Anftalt 
den Erwartungen entſprochen hat und ein großer Erfolg zu verzeichnen iſt. 

Wenn nun die Beamten ihren Platz vollſtändig ausgefüllt, gewiſſenhaft 
und tren ihrem Amte vorgeſtanden ſind, ſo hat nun der Brotherr die Aufgabe, 
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die Leiſtungen menſchenwürdig, dem Stande gemäß, zu honorieren. Jeden. 
Monat ſind ſechs bis acht Tage, wo die Beamten vou der Früh bis Abends 
7 Uhr thätig ſind. f 

Die Gehalte der Beamten ſind folgende: 


Hermann Neubauer, Vorſtand e. 1200 fl 
Julius Schufinsky, Buchhalter 600 „ 
Alois Stuhlreiter, I. Caſſie —ſ Mm 700 „ 
Joſef Schloſſer, I. Pfänderverwahre r.... 800 „ 
Adolf Siegmeth, II. Pfänderverwahrer. ... 600 „ 
Ernſt Dörfler, II. Caſſie WD 480 „ 
Johann Hecht, Manipulationsbeamter t 480 „ 
Karl Aichinger, Manipulationsbeamterr 400 „ 
Rudolf Linnert, Praktik anni. 300 „ 
Joſef Weniſch, Praktikann e.. 300 „ 
Ferdinand Kloſſy, Diurniſ ee . 360 „ 
Heinrich Schmied, Schätzmeiſter „ „ 900 „ 
Heinrich Jeinerhakl, Schätzmeiſte . . . - 700 „ 
Johann Rungſtl, Schätzmeiſte r. 800 


Die Geſammt⸗Caution obgenannter Beamten ift 18.000 fl. 

Es ſtehen ſomit die Gehalte mit den Leiſtungen der Beamten nicht im 
Einklange und ſind auch ſolche Gehalte einer Commune Wien unwürdig. 
Hätte noch die ehemalige Gemeindevertretung von Sechshaus das Verfügungs— 
recht, wären ſchon lange die Verdienſte der Beamten dieſer Anſtalt gewürdigt 
worden. Aus all den angeführten Gründen ſtelle ich folgenden Dringlich— 
keits-Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath beſchließe: 

1. Es ſei den obgenannten Beamten der Pfand leihanſtalt in 
Sechshaus für die geleiſteten Arbeiten in den Jahren 1890, 1891, 
1892 eine Remuneration von je 100 fl. und den drei Dienern 
derſelben Anſtalt je 50 fl. zu bewilligen. 

2. Ferner ſei die Gehaltsregulierung unter den Beamten und 
Dienern der Pfandleihanſtalt in Sechshaus endlich einmal vorzu— 
nehmen. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem. -Nalh Dehm (liest): 

6. Antrag des Gem.⸗Nathes v. Neumann und Genoſſen: 


Bei Feſtſtellung des Betriebes der Pferdebahnlinie durch die Joſefſtädter⸗ 


ſtraße wurde feinerzeit vereinbart, dafs der Betrieb abwech ſelnd mit ein— 
und zweiſpännigen Wagen zu erfolgen habe. 

Jahrelang war dieſer alternierende Betrieb auch eingeführt, bis vor 
einiger Zeit der Verkehr der zweiſpännigen Wagen gänzlich eingeſtellt 
wurde und bloß einſpännige Wagen allein verkehren, eine Einrichtung, 
welche den Anforderungen lebhafteren Verkehres und den Wünſchen des 
fahrenden Publicums nach Wagen mit Doppelcoupes nicht entſpricht. 

Wir ſtellen daher den Antrag: 

Es ſei an die k. k. Statthalterei eine Vorſtellung gegen dieſe 
Verſchlechterung des Betriebes der Pferdebahn in der Joſefſtädter— 
straße mit dem Erſuchen um Abſtellung dieſes Übelſtandes einzu: 
bringen. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Dehm (liest): 
7. Interpellation des Gem. -Nathes Nöhrl: 


ein Fleiſchhauergehilfe beim Eintreiben von Schlachtthieren von einem von dem 
Dache des Sudhauſes herabſtürzenden großen Eisblocke derart getroffen, dass 
der Fuß des Gehilfen gänzlich zerſchmettert wurde. 

Er wurde durch die Rettungs-Geſellſchaft im troſtloſen Zuſtande ins all— 
gemeine Krankenhaus gebracht. 

Der Eisblock ſelbſt war mehrere Centner ſchwer und allen Organen 
des Schlachthauſes ſichtbar. 

Es wurden aber trotzdem weder Vorſichtsmaßregeln getroffen, noch die 
Paſſanten darauf aufmerkſam gemacht, daſs man den Weg nicht paſſieren dürfe. 

Es liegt ſomit eine Nachläſſigkeit der Aufſichtsorgane vor. 

Ich ſtelle nun aus Anlajs dieſes Unglücksfalles folgende Interpellation: 

Iſt der Herr Bürgermeiſter bereit, dieſen Unglücksfall genau 
unterſuchen zu laſſen und im Falle der Nachläſſigkeit die ſchuld— 
tragenden Organe zur Verantwortung zu ziehen? 

Ferner dem unglücklichen Fleiſchhauergehilfen hinreichende Für— 
ſorge angedeihen zu laſſen und den ihm durch dieſen Unglücksfall 
entſtandenen Schaden zu vergüten? 

Mürgermeiſter: Ich habe die Ehre, dieſe Interpellation in 
Folgendem zu beantworten: Ich habe ſofort die Erhebun gen pflegen 
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laſſen, aus denen ſich ergeben hat, dafs der Eisblock, deſſen Herab⸗ 
fallen die Verunglückung des Viehtreibers Johann Adenſam ver— 
urſachte, an einem von dem Communications- und Viehtriebswege 
circa 1½ m entfernten Orte hieng, welcher überdies noch durch 
einen großen Haufen alter Pflaſterſteine mit darüber gelagerten 
Schneemaſſen von dem Viehtriebswege getrennt iſt. Wenn der Ver— 
unglückte trotz dieſer ſchwer zu überſchreitenden Hinderniſſe dennoch 
bis zur Unglücksſtelle vordrang, ſo kann dies nur als Leichtſinn 
bezeichnet werden, welcher umſo klarer zu Tage tritt, als erzählt 
wird, dafs Johann Adenſam ſich trotz wiederholter Abmahnung 
mit den vom Eisblocke herabhängenden Telegraphendrähten ge— 
ſpielt hat. | 

Schließlich iſt noch zu bemerken, dafs das Wegſchaffen des 


Eiſes der k. k. Telegraphenanſtalt oblag und dem Schlachthaus— 


0 


perſonale aus dieſen Gründen kein wie immer geartetes Verſchulden 


zur Laſt fällt, 


übrigens iſt die polizeiliche Unterſuchung im Gange. 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung; zum Referate bitte ich Herrn 
Gem.-Rath Müller. 

8. Referent Gem. Rath Joſef Müller: Ich habe die 
Ehre zu referieren über den Act, Beilage 238, Beſchluſs des 
Stadtrathes vom 9. December 1892, betreffend die Sicherſtellung 
der Lieferung der dritten Serie der für die Waſſerverſorgung der 
neuen Bezirke XXIX erforderlichen Röhren. Es iſt nach dem 
Beſchluſſe des Stadtrathes die erſte Serie am 24. Mai 1892, die 
zweite am 29. Juli 1892 zur Vergebung gelangt. Nun handelt 
es ſich um die Vergebung der dritten Serie jener Rohre, welche 
nothwendig ſind, um die Vororte mit Waſſer zu verſehen und zwar 
kommt die Angelegenheit deshalb vor den Gemeinderath, weil 
das Budget, in dem ein Betrag von drei Millionen Gulden für 
dieſen Zweck ausgeſetzt iſt, vom Gemeinderathe noch nicht genehmigt 
iſt; es mufs alſo die ſpecielle Bewilligung von Seiten des Ge— 
meinderathes erlangt werden. Es iſt nun mit den im Jahre 1892 
bereits bewilligten zwei Serien das Auslangen nicht zu finden, es 
mußs daher auch die dritte Serie beſtellt werden, um dann mit 
den 157 km Rohren, welche alle drei Serien zuſammen ausmachen, 
die Waſſerverſorgung zu beginnen. Es empfiehlt ſich, dieſe dritte 
Serie jetzt auszuſchreiben, weil die Eiſenpreiſe derzeit ziemlich 
niedrig ſind und in Zukunft infolge der in Ausſicht ſtehenden 


großen Arbeiten höhere Preiſe zu erwarten ſtehen. Dieſe dritte 
Serie foll in einem Betrage von 401.984 fl. 88 kr. zur Offert— 


| ausſchreibung gelangen. Das Offert ſoll derart geftellt werden 
Im Gumpendorfer Schlachthauſe wurde Dienstag den 24. Jänner 1893 ſch 3 glad f ge erden, 


daßs es auch den kleineren Fabrikanten möglich iſt, ihre Lieferung 
an die Gemeinde zu machen. Aus dieſem Grunde erfolgt auch die 
Ausſchreibung gruppenweiſe. Die Beſtellung ſoll auf gerade Rohre, 
auf Muffrohre und Fagonrohre lauten. Für dieſe Rohre ſind die 
Lagerplätze auserſehen im Depot am Laaerberge und beim Maſchinen— 
hauſe der Franz Joſefs⸗Bahn. 

Ich brauche den geehrten Herren nicht die Nothwendigkeit 
auseinanderzuſetzen, mit dem großen Werke der Waſſerverſorgung 
der Vororte zu beginnen und erſuche ich, den Antrag des Stadt— 
rathes anzunehmen, der nachſtehend lautet (liest): 

„Es ſei das für die Lieferung dieſer Röhren, welche im Wege 
einer öffentlichen ſchriftlichen Offertverhandlung ſicherzuſtellen iſt, 
veranſchlagte, von der ſtädtiſchen Buchhaltung adjuſtierte Koſten⸗ 
erfordernis per 401.984 fl. 88 kr. zu genehmigen.“ | 

Dürgermeifter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Der Antrag iſt angenommen. 
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Der Gemeinderath hat auch ſchon in zwei Schulen dieſelben 
aufſtellen laſſen und fie haben ſich dort ganz gut bewährt. 

Ich glaube alſo, dajs nichts erſpart werden würde, wenn 
man Garderobekäſten in den Gängen aufſtellen würde und iſt es 
viel angezeigter, die Käſten in jeder Claſſe zu haben. 

Gem.-Nath Karl Müller: Meine Meinung iſt, daſs man in 
jedem Lehrzimmer die Kleider auf Nägeln aufhängen ſollte, wie 
es früher der Fall war. Das würde vollkommen genügen. Wozu 
ſeparate Käſten aufſtellen? Im übrigen habe ich nichts dagegen, 
wenn der Stadtrath dies beſchloſſen hat. 

Gem.⸗Nath v. Stummer: Ich bitte, meine Herren, ich be— 
dauere, daſs ich dem Herrn Collegen entgegentreten muss. Dieſe 
Garderobekäſten gefallen mir ausgezeichnet und die Kinder brauchen 
dann die Kleider nicht mehr an den Wänden aufzuhängen, wo ſie 
herunterfallen und zu Raufereien Anlass geben, während fo alles 
in Ordnung bleibt und die Kleider nicht beſchmutzt und verſtaubt 
werden. Ich möchte aber auch über die Fagçade etwas ſprechen. Der 
Herr Referent hat gejagt, die Fagade ſei gar ſo pompös ausgeſtattet. 
Ich finde das nicht, ich finde, dajs fie ganz einfach iſt. Sie ſchaut 
nur auf dem Plane ſo großartig aus, weil dieſe großen rothen 
Flecken darauf ſind, in Wirklichkeit wird ſie aber ganz einfach und 
nett ausſehen; und dajs wir unſere Schulen auch von außen ein 
biſschen anſtändig herrichten, finde ich nicht nur entſprechend, ſondern 
auch entſchieden würdig der Stadt Wien. Ich möchte alſo bean— 
tragen, dass dieſer Paſſus im Antrage des Referenten ausbleibe. 


Vürgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand . | ee | 
Sing f e f \ dafs die Zunahme in Rudolfsheim circa 34) Percent beträgt, in 


| Penzing 324 Percent, in Fünfhaus 1 Percent, in Sechshaus 0˙44, 
. . alſo '/, Percent, in Gaudenzdorf 0˙06 Percent. Dieſe Differenzen 
etwas grell, es ſoll eben ein ſogenanntes Rohmauerwerk ſein. In o 425 Foal 8 ae 


meldet ſich.) Wenn nicht, erkläre ich die Debatte für geſchloſſen. 
Referent: Es iſt ja richtig, die Farben der Fagade ſind 


den Stilarten ſind aber einige Unregelmäßigkeiten, die Thüren 
unten ſind gothiſch, dann iſt ein großes Stück Renaiſſance, oben 
iſt dann ein Stück Barok; es iſt der Antrag fo gemeint, dass 
dies ein bilschen einheitlicher und einfacher gemacht werden ſoll. Ich 
glaube, es verſchlägt gar nichts, wenn die Fagade in dieſem Sinne 
gleichmäßiger und einfacher gemacht wird; die Sache iſt nicht fo 
gedacht, dass vielleicht eine förmliche Umänderung nothwendig 
wäre; fo iſt auch der Beſchluſs nicht anfzufaffen. Ich erſuche Sie 
daher um die Annahme. 

Nürgermeiſter: Ein Gegenantrag liegt nicht vor. Ich bitte 
diejenigen Herren, welche mit dem Referenten⸗Antrage einverſtanden 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht. — Nach einer Pauſe:) Der 
Referenten⸗Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: 1. Das vorgelegte Detailproject für den Schulhaus⸗ 
bau im XVII. Bezirke, Schmerlinggaſſe mit der ad— 
juſtierten Koſtenſumme von 211.627 fl. 23 kr. mit der 
Abänderung zu genehmigen, dass die Fagade einfacher 
geſtaltet und die unterſte Schichte des Sockels aus 
natürlichem Stein hergeſtellt werde. 


2. Den Bauconſens für das Project in der Vor⸗ 


ausſetzung zu ertheilen, dass ſich bei der abzuhaltenden 
Baucommiſſion keine Anſtände ergeben. 

10. Referent Gem.-Nath Joſef Müller: Ich habe nun 
noch zu berichten zur Zahl 239 ex 1892 über den Beſchluſs des 
Stadtrathes vom 20. December 1892, betreffend das Detailproject 
für die Rohrlegung im XIV. Bezirke, in einem Theile des XV., 
XII. und XIII. Bezirkes. Die diesbezüglichen Pläne liegen hier 
auf und ich erſuche die Herren, vielleicht näher zu kommen und ſich 
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die Sache anzuſehen. Es iſt das jener Theil des großen Projectes, 
welches für die Trinkwaſſer-Verſorgung im allgemeinen für die 
Vororte zur Ausarbeitung gelangen ſoll. Dieſes Project umfaßt 
den XIV., XV. Bezirk, von der Hütteldorferſtraße gegen Süden, 
den XII. Bezirk am linken Wienufer und einen Theil von Penzing. 
Zur Berechnung der Rohre und zur Projectierung dieſer Anlage 
iſt es nothwendig, insbeſondere zwei Factoren ins Auge zu faſſen, 
und zwar erſtens dasjenige Quantum, welches nothwendig iſt zur 
Zuführung für den einzelnen Bewohner und zweitens die Anzahl 
der Bewohner ſelbſt. 

Es hat der Gemeinderath in ſeiner Sitzung vom 29. Juli 1892 
über das zuzuleitende Quantum bei der Beurtheilung des generellen 
Projectes dieſer Anlagen den Beſchluſs gefaßt, daſs 80 jedem 
Einwohner zugeführt werden ſollen unter der Vorausſetzung, dajs 
die Geſchwindigkeit in den Rohren 0˙8 m per Secunde, ſelbſt— 
verſtändlich nach Abzug der fogenannten Reibungs- oder Druck— 
widerſtände beträgt; ferner iſt es nothwendig, den Factor zu wiſſen: 
wieviel Bewohner ſoll man mit Waſſer verſorgen? Man kann nicht 
die jetzige Bewohneranzahl, welche circa 120.000 Perſonen aus— 
macht, zur Grundlage nehmen, ſondern man mus jene Anzahl 
von Perſonen in Ausſicht nehmen, welche eventuell bis zum 


Jahre 1920 anwachſen, da man bei der Creierung einer derartigen 
Waſſerleitung immer darauf bedacht und beſorgt ſein muss, nicht 


jeden Augenblick die Rohre zu vergrößern oder zu vermehren. Um 
dieſen zweiten Factor zu erhalten, ſind die Daten aus dem ſtatiſti— 
ſchen Ausweiſe genommen worden und dieſe Daten weiſen auf, 


in den Zahlen rühren davon her, dass einzelne Theile ganz ver— 
baut find, fo dass eine weitere Ausbreitung nicht möglich iſt, 
andere Theile aber weniger verbaut ſind und eine weitere Ver— 
bauung geſtatten; in einzelnen Theilen, z. B. in Rudolfsheim, 
ſind große Flächen unverbaut, daher eine größere Zunahme der 
Bevölkerung zu erwarten iſt. Auf Grund dieſer Daten find nun 
die Rohre derart ausgeführt worden, dafs fie für die größte Inan— 
ſpruchnahme berechnet find, d. h. dass ſie allen Bedürfniſſen, nach 
Maßgabe der erwähnten Factoren, entſprechen. 

Es ſtellt ſich daher pro 1920 die Einwohnerzahl für jene 
Bezirke, welche in dieſem Bauloſe mit Waſſer zu verſehen ſind, 
auf 235.000. Wenn man das mit 80! multipliciert, ſo iſt ein 
Quantum von 188.000 h! erforderlich. Wenn nun die geehrten 
Herren ſich den Plan anſehen, ſo finden Sie rothe, grüne und 
ſchwarze Linien. Die rothen Linien bezeichnen diejenigen Rohr— 
ſtränge, welche ſofort zur Ausführung gelangen ſollen, weil ſie in 
Straßen liegen, welche bereits dicht bewohnt ſind. Die ſchwarzen 
Linien beziehen ſich auf diejenigen Stränge, welche bereits beſtehen, 
d. h. dazu dienen, die Auslaufbrunnen zu verſorgen. Dieſe werden 
mit in Contribution gezogen und in das Rohrnetz, wenn fie aus⸗ 
reichend calibriert find, einbezogen. Die grünen Linien find dies 
jenigen, welche derzeit nicht zur Ausführung kommen werden, weil 
ſie in noch unverbauten Theilen liegen. 

Man mußs bei derartigen Projecten für die Zukunft darauf 
Rückſicht nehmen, einheitliche Projecte zu bekommen, und darum 
ſind die ganzen Rohrvertheilungsſtränge hier ausgeführt. Die 
ganze Länge dieſer Leitung beträgt 46.770 m. Von dieſen Rohren 
fallen auf die gleich herzustellenden Strecken 35.490 m, das find 
die rothen Stränge, auf die in Contribution zu ziehenden, welche 
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im Plane ſchwarz gezeichnet find, 3000 m, und auf die für die 
weitere Bauperiode in Ausſicht genommenen 8280 m, das ſind 
zuſammen 46.770 m. 

Die Centrale zur Waſſerverſorgung dieſes Diſtrictes wird 
derzeit aus dem Reſervoir Schmelz genommen, welches directe 
Zuleitung vom Roſenhügel-Reſervoir erhält, und zwar geſchieht 
das durch zwei Hauptrohrſtränge. Der erſte iſt ein Rohrſtrang 
von 630 mm Durchmeſſer und ein parallel laufender Strang, 
welche ſich unmittelbar vorher verbinden. Dieſe beiden Rohrſtränge 
find deshalb geplant, damit, wenn eine Störung im Reſervoir 
ſtattfindet, das andere Reſervoir gebraucht werden kann, damit die 
Waſſerverſorgung nicht aufgehalten wird. Der eine Hauptſtrang 
geht durch die Süßgaſſe, Felbergaſſe, Rudolfsgaſſe, den unteren 
Viaduct, Alleegaſſe, Schönbrunnerſtraße, Hollergaſſe, Fünfhauſer 
Hauptſtraße bis zum Mariahilfergürtel. Dort ſchließt ſich dieſer 
Rohrſtrang an den bereits gelegten Gürtelrohrſtrang, welcher eine 
Dimenſion von 475 mm hat. Dieſer Rohrſtraug vom Schmelzer 
Reſervoir bis zum Rohrſtrange in der Gürtelſtraße nimmt ſucceſſive 
ab von 630 bis 235 mm. Dieſer Rohrſtrang traverſiert zwei 
Objecte: die Stiege in der Süßgaſſe und den Viaduct bei der 
Weſtbahn. 

Bezüglich dieſes Theiles muss für eine Sicherung des Rohr— 
ſtranges vorgeſorgt werden, und es ſind die Sicherungen in den 
Plänen erſichtlich gemacht. Sie beſtehen darin, dass ein gemauerter 
Canal gemacht wird, in welchen das Rohr eingelegt wird, damit 
es keinen Schaden leidet. 

Der zweite Rohrſtrang führt nach Baumgarten und ſoll fort— 
geſetzt werden, um auch dieſen Diſtrict mit Waſſer zu verſorgen. 


Aus dem iſt zu erſehen, dass für den Fall, dafs irgend ein Re- 


ſervoir ausläſst, das zweite in Contribution gezogen werden kann, 
und zwar das Schmelzer Reſervoir, der Rohrſtrang am Gürtel 
und der ſeinerzeitige Strang, welcher für die Wienthalbezirke ge— 
plant iſt. 

Nun möchte ich bezüglich der Druckhöhe noch einige Worte 
ſagen. 

Es ſind hier in einer tabellariſchen Zuſammenſtellung alle 
Gaſſen enthalten und iſt für eine jede Gaſſe und für jedes Haus 
die Druckhöhe berechnet worden; für den Mariahilfergürtel z. B. 


iſt die Druckhöhe 39˙04 m, d. h. das Waſſer kann auf eine Höhe 


von 39.04 m gehoben werden. Es gibt aber auch Häuſer, beſonders 
jene auf der Schmelz, welche proviſoriſch einbezogen ſind, weil ſie 
in Zukunft durch das Reſervoir am Galitzynberg zu verſorgen 
ſind. Bei dieſen wird nicht mehr dieſe Höhe erreicht, und es ſind 
dies Theile, welche nur einen Überdruck von 7 bis 6 m haben. 
In dieſe Häuſer kann ſelbſtverſtändlich das Waſſer nur in das 
Parterre eingeleitet werden, und erſt wenn das erwähnte Reſervoir 
gebaut ſein wird, kann die weitere Waſſerverſorgung platzgreifen. 

Bezüglich der Hydranten und Auslaufbrunnen möchte ich noch 
bemerken, daſs durch eine Commiſſion an Ort und Stelle beſtimmt 
werden wird, wo Hydranten noch aufgeſtellt werden ſollen. Die 
Auslaufbrunnen ſollen nicht ganz aufgelaſſen werden, weil dieſelben 
als Ventil der Waſſerleitung dienen und die Circulation nachts 
aufrecht erhalten ſollen. 

Die Koſten betragen, und zwar die Baumeiſterarbeiten circa 
80.000 fl.; für die Rohrlegung und maſchinellen Arbeiten 33.000 fl., 
für die Rohre ſelbſt, Schieber, Ventile 169.860 fl., welcher Betrag 
jedoch durch die vorgenannte ſchon gelieferte Serie bereits gedeckt 
iſt. Die Nothwendigkeit und den Vortheil der Anlage brauche ich 


221 


den Herren auch nicht auszuführen. Wir hoffen, daßs dieſelbe ſehr 
bald möglich fein wird. Es wird verſichert, daſs mit der Legung 
ſchon im Frühjahre begonnen werden kann. Ich erſuche Sie daher 
um Annahme des Stadtraths-Antrages, welcher dahin geht: 

„Es ſei die Koſtenſumme für dieſes Detailproject im Betrage 
von 282.150 fl., wovon auf die ſofort im Wege einer öffentlichen 
ſchriftlichen Offertberhandlung ſicherzuſtellenden Erd- und Baumeiſter— 
arbeiten 79.000 fl., und auf die ebenſo ſicherzuſtellenden Maſchiniſten— 
arbeiten 33.000 fl. entfallen, zu genehmigen. Nach genehmigter Offert— 
verhandlung und Durchführung der commiſſionellen Verhandlung 
wegen Traverſierung der Bahnobjecte ſeien dieſe Arbeiten ohne— 
weiters in Ausführung zu bringen.“ 

Ich erſuche Sie um die Annahme dieſes Antrages. 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Augenommen. 


Beſchluſs: Es ſei die Koſtenſumme für dieſes Detailproject im 
Betrage von 282.150 fl., wovon auf die ſofort im 
Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offertverhandlung 
ſicherzuſtellenden Erd- und Baumeiſter-Arbeiten 79.000 fl., 
und auf die ebenſo ſicherzuſtellenden Maſchiniſten— 
Arbeiten 33.000 fl. entfallen, zu genehmigen. Nach 
genehmigter Offertverhandlung und Durchführung der 
commiſſionellen Verhandlung wegen Traverſierung der 
Bahnobjecte ſeien dieſe Arbeiten ohneweiters in Aus— 
führung zu bringen. 

11. Referent Gem.-»Rath Joſef Müller: Ich bringe 


gleichzeitig die zweite Serie, welche in raſcher Weiſe vom Bauamte 


vorgelegt worden iſt und ebenfalls zur Ausführung gelangen 
ſoll, vor. 

Ich werde mich ſehr kurz faſſen, nachdem ich glaube, alles 
darauf Bezügliche bereits erwähnt zu haben. Der Gegenſtand 
befindet ſich auf der Nachtrags-Tagesordnung Nr. 4 zu Zahl 8038. 

Es handelt ſich hier um das Detailproject der Waſſerverſorgung 
für den XII. Bezirk und ſind hier die Pläne, welche die geehrten 
Herren einſehen wollen, und zwar zwiſchen dem Schönbrunner— 


garten und dem Mariahilfergürtel und zwiſchen der Dammſtraße 


und dem linken Wienufer. Auch hier ſind wieder zwei Factoren 
zu berückſichtigen, das Waſſerquantum, welches ich bereits mitge— 
theilt habe, und die Einwohnerzahl, die jetzt 52.562 beträgt und 
unter Berückſichtigung der Zunahme um circa 3 Percent bis zum 
Jahre 1920 93.600 betragen wird. Die Abzweigung geſchieht von 
dem Rohrſtrange, welcher vom Reſervoir Roſenhügel bis zum 
Wienerberger Reſervoir führt. Es ſollen an zwei Punkten, die im 
Plane mit M und N bezeichnet find, die Abzweigungen geſchehen, 
welche in zwei Hauptrohrdiſtricte führen. Direct an dieſe Haupt— 
rohre knüpfen ſich kleinere Rohre an, welche mit Schiebervorrichtungen 
verſehen ſind. Was die Länge betrifft, ſo iſt dieſelbe auch in den 
Plänen angegeben: die rothen Linien find jene, welche gleich zur 
Ausführung kommen, die ſchwarzen jene, welche in Contribution 
gezogen werden, und die grünen diejenigen, welche in der Zukunft 
in ſucceſſiver Weiſe zur Ausführung kommen. In dem Punkte, 
der auf dem Plane mit O bezeichnet iſt, bei der Fockygaſſe, be— 
findet ſich bereits ein Strang, der zum Gürtel führt, und es iſt 
auch hier eine Abzweigung möglich, jo dafs, wenn ein Gebrechen 
an einem Reſervoir ſich ergibt, die Zuleitung von anderen Punkten 
möglich iſt. Die Situierung der Rohrſtränge iſt, ſo wie ſie im 
General⸗Projecte ausgeführt worden iſt, daſs überall die Circulation 
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möglich iſt und das Waſſer mit ſeinem natürlichen Gefälle von 
einem Rohrſtrange zum andern, alſo dorthin laufen kann, wo es 
gebraucht wird. Es werden ſogenannte Sackbildungen vermieden, 
welche immer ſtehendes Waſſer in ſich tragen, das zum Trinken 
ſich nicht eignet. Es iſt hier auch eine Tabelle D ausgearbeitet, 
wo die Druckverhältniſſe niedergelegt ſind. Dieſe Tabelle D liegt 
den geehrten Herren, die ſich dafür intereſſieren, zur Einſicht auf. 
Die totale Länge des ganzen Rohres beträgt 36.500 m, wovon 
18.200 die rothen Stränge ausmachen, 14.250 m die grünen und 
4050 m die ſchwarzen, welche letztere großcalibriert ſind und mit 
zur Verſorgung des genannten Bezirkes einbezogen werden können. 

Bezüglich der Feuerwechſel und Hydranten wäre dasſelbe zu 
bemerken, wie früher in Betreff der Auslaufbrunnen, dafs fie nicht 
ganz auſzulaſſen find, um zur Circulation in der Nacht zu dienen 
und um als Ventile für die Rohrleitung benützt zu werden. 


Bezüglich der Koſten iſt zu bemerken, dajs für die Baumeiſter— 
arbeiten der Betrag von 40.000 fl., für die Maſchiniſtenarbeiten 
15.000 fl. und für Asphaltierungen 9.000 fl., zuſammen 64.000, fl. 
angeſetzt ſind. Rohrſchieber, Hydranten ꝛc., alſo das kleinere 
Material, beträgt laut Serie IV 70.700 fl. Dieſe Gegenſtände 
ſind bereits genehmigt und größtentheils auch ſchon beigeſchafft, 
das noch Fehlende wird nach dem Referate, welches ich erſtattet 
habe, in der nächſten Zeit zur Ausſchreibung gelangen; es iſt 
daher in Summa ein Betrag von 134.700 fl. erforderlich. 

Es iſt auch diesbezüglich vom Bauamte die Verſicherung 
gegeben worden, dass es möglich iſt, im Frühjahre bereits mit 


den Arbeiten zu beginnen. Die anderen Bauloſe ſind, wie ich 


mittheilen kann, ebenfalls in Arbeit und werden alle Bezirke bis 
Döbling bis längſtens Juni mit Röhren verſorgt ſein. Ich erſuche 
um Annahme des Antrages des Stadtrathes, welcher auf Geneh— 
migung der Koſtenſumme von 134.700 fl., reſpective nach Abzug 
des Wertes der bereits großentheils gelieferten Röhren und 
Maſchinenbeſtandtheile 70.700 fl., von 64.000 fl., ſowie auf die 
Sicherſtellung der Baumeiſter⸗, Maſchiniſten und Asphaltiererarbeiten 
im Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offertverhandlung lautet. 


Vürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
— Angenommen. 


Beſchluſs: Das Detailproject für die Waſſerverſorgung des 
XII. Bezirkes (Ober- und Unter-Meidling nebſt Gaudenz⸗ 
dorf) wird mit einer Koſtenſumme von 134.700 fl., 
reſpective nach Abzug des Wertes der bereits größten— 
theils gelieſerten Röhren und Maſchinenbeſtandtheile 
per 70.700 fl., mit einer Koſtenſumme von 64.000 fl. 
bewilligt. 


Die Sicherſtellung der Baumeiſter⸗, Maſchiniſten⸗ 
und Asphaltierer-Arbeiten hat im Wege einer öffent- 
lichen ſchriftlichen Offertverhandlung zu erfolgen. 


12. Referent Gem.-Rath Joſef Müller: Ich habe noch 
ein kleines Referat zu erſtatten, welches eine Baulinie in Ober— 
Sievering zur Zahl 


hier unter Parcelle 128 gezeichnet iſt, von dieſem Platze entfernt 
und auf den dem Stifte Kloſterneuburg gehörigen Gründen, den 
Parcellen 125 und 126, erbaut werden. Zu dieſem Zwecke ift es 
nothwendig, mindeſtens für dieſe Realität, die Parcellen 125 und 


2 vom Jahre 1893 betrifft. Es handelt ſich 
um die Baulinienbeſtimmung beim Kirchenplatze in Ober-Sievering. 
Es ſoll das an dieſem Platze befindliche Pfarrgebäude, welches 
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126, die Baulinie zu beſtimmen. Das Bauamt hat nun die 
Baulinie längs des ganzen Platzes beſtimmt, die Baulinie gegen 
die Severingaſſe — die Herren, welche die Gegend kennen, werden 
wiſſen, daſs die Severingaſſe eine ziemlich ſteil anſteigende Straße 
iſt, — dann die Baulinie von der Severingaſſe zur Hauptſtraße 
und die Baulinie in der Hauptſtraße ſelbſt. Nachdem aber die 
Niveauverhältniſſe ſehr ungünſtig ſind, nachdem die Kirche ſelbſt 
gegen das Niveau der Straße ziemlich erhöht iſt und nachdem die 
Führung der Severingaſſe in einem ziemlich anſteigenden Terrain 
geſchieht, war der Stadtrath der Meinung, dafs es nothwendig 
ſei, vorerſt die Niveauverhältniſſe genau zu ermitteln und zu 
prüfen, ehe man an die Beſtimmung der Baulinie auf dem ganzen 
Kirchenplatze ſchreitet, und hat ſich nun damit begnügt, nur den— 
jenigen Theil, welcher zun Erbauung des Pfarrhauſes, reſpective 
zur Verbauung der Parcellen 125 und 126 nothwendig iſt, zu 
beſtimmen. In Betreff des anderen Theiles der Baulinie iſt beſchloſſen 
worden, das Bauamt zu beauftragen, die Niveauverhältniſſe genan 
zu erheben und eventuell die Vornahme einer Terraſſierung an 
dieſem Platze ins Auge zu faſſen. Es lautet daher der Antrag 
des Stadtrathes, um deſſen Annahme ich Sie erſuche: 

1. Die Baulinien für die Realität Parcelle 125 und 126 
(zur Erbauung des Pfarrhauſes) find nach den Linien G H! mit 
einer 10 m breiten Abkappung G 6! gegen die Hauptſtraße zu 
beſtimmen. 

2. Hinter dieſen Baulinien iſt ein Vorgarten in einer Breite 
von 6°64 m herzuſtellen, deſſen Herſtellung und Erhaltung bei 
Ertheilung des Bauconſenſes ſicher zu ſtellen iſt. 

3. Es iſt zu bedingen, daſs hier nur Gebäude mit zwei 
Stockwerken errichtet werden dürfen. 

4. Die übrigen Baulinien des Kirchenplatzes bleiben in 
suspenso. 

5. Das Bauamt wird aufgefordert, unter Zugrundelegung 
eines genauen Nivellements des Kirchenplatzes und unter Berück— 
ſichtigung der derzeit hohen Lage der Severinusgaſſe, ſow ie unter 
Berückſichtigung einer etwa nöthigen Terraſſierung einen Baulinien— 
und Niveauplan für den Kirchenplatz vorzulegen. 

Ich erſuche um Annahme des Antrages. 

Hürgermeifter: Keine Einwendung? — Angenommen. 


Beſchluſs: 1. Die Baulinien für die Realität Parcelle 125 und 126 
(zur Erbauung des Pfarrhauſes) ſind nach den Linien 
G H’ mit einer 10 m breiten Abkappung 6 6 gegen 
die Hauptſtraße zu beſtimmen. 

2. Hinter dieſen Baulinien iſt ein Vorgarten in 
einer Breite von 6˙64 m herzuſtellen, deſſen Herſtellung 
und Erhaltung bei Ertheilung des Bauconſenſes ſicher— 
zuſtellen iſt. 

3. Es iſt zu bedingen, dafs hier nur Gebäude 
mit zwei Stockwerken errichtet werden dürfen. 

4. Die übrigen Baulinien des Kirchenplatzes bleiben 
in suspenso. 

5. Das Bauamt wird aufgefordert, unter Zu— 
grundelegung eines genauen Nivellements des Kirchen— 
platzes und unter Berückſichtigung der derzeit hohen 
Lage der Severinusgaſſe, ſowie unter Berückſichtigung 
einer etwa nöthigen Terraſſierung, einen Baulinien⸗ 
und Niveauplan für den Kirchenplatz vorzulegen. 
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13. Referent Gem.-Nath Schlechter (an den Referenten- 
tiſch tretend): Ich habe die Ehre, zur Zahl 7508 zu referieren. 
Der Antrag befindet ſich auf der gedruckten Tagesordnung. 


Das Verſchönerungs-Comité von Salmannsdorf im XVIII. Be⸗ 
zirke hat ſich bisher die Erhaltung der Promenadewege und Sitz- 


bänke in der Umgebung dieſes Ortes zur Aufgabe gemacht und 
hat im vergangenen Jahre 303 fl. 72 kr. ausgegeben. Dieſes 
Comité hat die Abſicht gehabt, ſich aufzulöſen, iſt aber von dieſer 
Abſicht dadurch abgekommen, daſs man ihm in Ausſicht geſtellt 
hat, es dürfte ſeine Thätigkeit unterſtützt werden. 


Es liegt nun ein Anſuchen um eine Subvention hier vor, 
und wird dieſes Anſuchen von Seite des Herrn Garten-Referenten 
ganz beſonders damit befürwortet, daſs ſonſt die Gemeinde ſelbſt 
in dieſer Richtung etwas thun müsste. Auch vom Herrn Bezirks— 
vorſteher wird dieſes Anſuchen ſehr warm empfohlen. Der Stadt— 
rath empfiehlt Ihnen daher, dem Verſchönerungs-Comité in Sal— 
mannsdorf eine Subvention von 200 fl. für das Jahr 1893 zu 
bewilligen. 


Nürgermeiſter: Wird keine Einwendung erhoben? (Niemand 
meldet ſich.) Angenommen. 
Beſchluſs: Dem Verſchönerungs⸗Vereine in Salmannsdorf wird 

eine Subvention von 200 fl. pro 1893 gewährt. 

14. Referent Gem.⸗Nath Schlechter: 
Subventionsgeſuch des katholiſchen Frauen-Wohlthätigkeitsvereines 
im XV. Bezirke vor. 

Bei dieſem Vereine iſt vorzugsweiſe hervorzuheben, dass der— 
ſelbe beſtrebt iſt, durch Vertheilung von Brot, Mehl, Erdäpfeln, 


Gries, Fleiſch und auch Geldbeträgen die Armut zu lindern. 


Nachdem von allen Organen das Wirken dieſes Vereines als ein 
ungemein humanitäres und erſprießliches geſchildert wird, ſo wird 
der Antrag geſtellt, eine Subvention von 100 fl. für das Jahr 
1893 zu bewilligen. 


Nürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 
Beſchluſs: Dem katholiſchen Frauen-Wohlthätigkeits⸗ Vereine im 
XV. Bezirke wird eine Subvention von 100 fl. pro 
1893 gewährt. 


15. Referent Gem.-Nath Schlechter: Ferner habe ich über 


ein weiteres Subventions⸗Anſuchen zu referieren, und zwar von dem 
Vereine in Hernals und Währing, welcher ſich aus Anlaſs des Kaiſer— 
Regierungsjubiläums im Jahre 1888 aus Lehrerkreiſen gebildet hat. 
Dieſer Fond, welcher damals gebildet wurde, hat den Zweck, die Zinſen 
zur Unterſtützung nothleidender Lehrperſonen zu verwenden, und es 
iſt bereits ein Vermögen von 3640 fl. durch Beiträge von Lehrern 
und Lehrerinnen geſammelt worden. Seit dem Beſtande dieſes 
Vereines ſind von den Zinſen 335 fl. für Unterſtützungen ver— 
wendet worden. Die Anforderungen werden aber immer größer; 
es wird daher die Bitte um eine Subvention geſtellt. Der Bezirks— 
ſchulinſpector befürwortet dieſe Bitte auf das allerwärmſte, und es 
wird vom Magiſtrate beantragt, eine einmalige Subvention von 
500 fl. zur Stärkung dieſes Fondes zu bewilligen, welchen Antrag 
ich Ihnen empfehle. 


Nürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 


Ferner liegt ein 


auch dieſesmal eine Subvention von 500 fl., 


tiſch tretend): 
Wurm zu referieren, der heute abweſend iſt, und zwar über den 
zur Zahl 12 ex 1893 vorliegenden Antrag. 
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Beſchluſs: Dem Vereine zur Unterſtützung nothleidender Lehr— 
kräfte und ihrer Angehörigen wird ein einmaliger 
Betrag von 500 fl. zur Stärkung des Vereinsfondes 
gewährt. 

16. Referent Gem.⸗Nath Schlechter: Endlich habe ich 
über das Subventions⸗Anſuchen der Genoſſenſchaft der Tiſchler für 
ihre fachliche Fortbildungsſchule zu referieren. Im vergangenen 
Jahre iſt bereits dieſer Genoſſenſchaft eine Subvention in der 
Höhe von 500 fl. bewilligt worden. Nachdem die Verhältniſſe die 
gleichen geblieben ſind, und es ſich hier um eine fachliche Zeichen— 
ſchule handelt, welche für die Mitglieder dieſer ſehr großen Ge— 
noſſenſchaft ſehr nützlich iſt, ſo wird vom Stadtrathe vorgeſchlagen, 
und zwar für das 
Jahr 1893, zu bewilligen. 

Rürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 

Beſchluſs: Der Genoſſenſchaft der Tiſchler wird für die Fach— 
ſchule eine Subvention von 500 fl. pro 1893 gewährt. 


17. Referent Gem.⸗Nath Joſ. Müller (an den Referenten⸗ 
Ich habe noch die Ehre, für den Herrn Collegen 


Es betrifft die Zuſchrift der Commiſſion für Verkehrsanlagen 
in Wien, in 1 der Überlaſſung der zu Eiſenbahn— 
zwecken erforderlichen Theilflächen der ſogenannten Hagen'ſchen 
Gründe, beziehungsweiſe 1 der Occupation dieſer Gründe. 
Dieſe Gründe hat die Gemeinde, wenn ich nicht irre, vor circa 
20 Jahren zu Zwecken der Erbauung einer Gasanſtalt angekauft. 
Sie befinden ſich zwiſchen dem Eiſenbahndamm der Franz Joſefs— 
bahn und der Nuſsdorferſtraße. Einen Theil dieſer Gründe benöthigt 
nun die Commiſſion, um den Central-Bahnhof in Heiligenſtadt zu 
erbauen. Es wurden diesbezüglich zwiſchen dem Herrn Bürger— 
meiſter und der Commiſſion Acten gewechſelt und an die Gemeinde 
die Anfrage geſtellt, um welchen Betrag ſie dieſe Gründe an die 
Commiſſion abtreten würde. Die Gemeinde Wien hat nun geant— 
wortet, dafs dieſe Gründe um den Betrag von 8 fl. 33 kr. per 
Quadratmeter abgegeben werden könnten und darauf iſt eine Zu— 
ſchrift gekommen, man möge geſtatten, dieſe Gründe zu occupieren, 
d. h. zu geſtatten, daßs die Anſchüttung auf dieſen Gründen erfolgen 
kann, weil, wie bekannt, in der Station Michelbeuern die Arbeiten 
bereits vergeben ſind und demnächſt begonnen werden, und das 
Materiale, welches dort ausgehoben ſein wird, auf die ſogenannte 
Hagenwieſe, wo der künftige Bahnhof liegen wird, geführt werden 
ſoll. Bezüglich des Preiſes ſcheint nun die Commiſſion nicht ein— 
verſtanden zu ſein, denn ſie richtete unterm 25. Jänner 1893 
folgendes Schreiben an die Gemeinde, gezeichnet von Sectionschef 
v. Wittek (liest): 

„Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

In Beantwortung des geſchätzten Schreibens vom 16. Jänner l. J. 
beehre ich mich, Euer Hochwohlgeboren mitzutheilen, dass die 
Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien zufolge des in ihrer 
Vollverſammlung vom 24. Jänner 1893 gefassten Beſchluſſes 
bereit iſt, die für die Anlage des Bahnhofes Heiligenſtadt benöthigten 
Theilflächen von den der löblichen Gemeinde Wien gehörigen 
ſogenannten Hagen ' ſchen Gründen in Heiligenſtadt von der Ge⸗ 
meinde um denſelben Preis einzulöſen, zu welchem die Gemeinde 
dieſe Grundſtücke im Jahre 1872 ins Eigenthum erworben hat. 
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Zugleich hat die Commiſſion beſchloſſen, das bereits von der 
k. k. General⸗Direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen als Bau— 
führerin der Hauptlinien des Wiener Stadtbahnnetzes geſtellte 
Erſuchen zu erneuern, die löbliche Gemeinde wolle geſtatten, dass 
die in Rede ſtehenden Grundflächen zum Zwecke der demnächſt 
beginnenden Bauarbeiten an der Stationsanlage Michelbeuern der 
Gürtellinie der Stadtbahn ſofort occupiert werden dürfen. 


Indem ich die Ehre habe, auch dieſen Beſchluſs der Commiſſion 
zur Euer Hochwohlgeboren gefälligen Kenntnis zu bringen, ver— 
binde ich damit die angelegentliche Bitte, im Intereſſe der eheſten 
Austragung der Einlöſungsfrage und des unaufgehaltenen Beginnes 
der Bauarbeiten geneigteſt dafür eintreten zu wollen, dass das 
Offert der Commiſſion ſeitens der löblichen Gemeinde Wien an— 
genommen und dem Erſuchen um Geſtattung der Grundoccupation 
willfahrt werde. Empfangen Euer Hochwohlgeboren ꝛc. 

Wittek.“ 


Der Stadtrath hat, wie ich bereits mittheilte, beſchloſſen, 
dieſe Gründe mit 8 fl. 33 kr. per Quadratmeter zu verkaufen, 
und hat dieſen Preis nicht etwa willkürlich conſtruiert, ſondern fo, 
wie der Preis für die Gemeinde eigentlich in Wirklichkeit ſich 
ergibt. Die Gemeinde hat nämlich dieſe Gründe ſeinerzeit um 4 fi. 
60 kr. per Quadratmeter, reſp. 16 fl. per Quadratklafter gekauft; 


wenn man nun die Intercalarzinſen während der 20 Jahre nur 


mit drei Percent berechnet und zuſchlägt, ſo kommt eben der Preis 
von 8 fl. 33 kr. per Quadratmeter heraus. Dieſe Ziffer iſt auch 
mitgetheilt worden. 


Nun, aus dieſer Zuſchrift geht hervor, daſs man nicht den 
Betrag von 8 fl. 33 kr., welchen die Gemeinde gefordert hat, zu 
geben geſonnen iſt, ſondern den Betrag, der dem urſprünglichen 
Kaufpreis gleichkommt, das iſt 4 fl. 60 kr. Der Unterſchied 
für dieſe zu kaufenden Flächen beträgt, um denſelben in einer 
Ziffer zum Ausdrucke zu bringen, rund eirca 100.000 fl., 
nach dem unter Zugrundelegung von 8 fl. 33 kr. die geſammte 
Summe 190.000 fl. betragen würde, die Hälfte davon alſo circa 
100.000 fl. Der Stadtrath war der Anſchauung, dass die Ge— 
meinde Wien zur Occupierung dieſer Gründe nicht ſo leichthin 
die Einwilligung geben kann, bevor ſie nicht früher eine Sicherheit 
habe, daſs ihr dieſe Gründe abgelöst werden. Es iſt nämlich im 
Reichsgeſetze ein Paſſus enthalten, welcher dahin geht, daſs die— 
jenigen Baugründe, welche nicht als verkäufliche Baugründe anzu— 
ſehen ſind, unentgeltlich an die Commiſſion abzugeben ſind, und es 
iſt — ich möchte ſagen die Anſicht auch einiger anderer Herren 
der Commiſſion, wenigſtens theilweiſe — das nach dieſem Paſſus 
auch dieſe Gründe unentgeltlich herzugeben ſind. (Oho-Rufe.) Nun, 
ich bin der Überzeugung und der Herr Bürgermeiſter hat dieſer 
Überzeugung in einer entſchiedenen Weiſe Ausdruck gegeben, dass 
das wirklich Baugründe ſind, dieſe Gründe liegen an Straßen, 
für dieſe Gründe iſt eine Baulinie beſtimmt worden. Dieſe 
Gründe ſollten zu dem Zwecke verwendet werden, um auf 
denſelben ein Gebäude — ein Gaswerk — aufzuführen. Es iſt 
nicht nothwendig, einen Grund zu parcellieren, um zu ſagen, dass 
er ein Baugrund iſt. Die Parcellierung bedingt uur eine Ab— 
theilung auf Baugründe, aber ſie iſt nicht dasjenige, was einen 
Grund zum Baugrunde macht, nachdem es bekannt iſt, daßs auch 
große Grundcomplexe als ſelbſtſtändige Baugründe verbaut werden 
können. Dass es ſich um einen Baugrund handelt, beweist auch, 
dafs ſowohl auf der einen als auf der anderen Seite dortige 
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Gründe factiſch verbaut ſind, daher als Baugründe declariert ſind; 
infolge deſſen iſt die Anſicht des Stadtrathes und meine Anſicht 
die, daſs dieſe Gründe unter allen Umſtänden Baugründe ſind, 
daher zu bezahlen ſind. Nun wird das Erſuchen geſtellt, man ſolle 
dieſe Gründe um einen Preis verkaufen, welcher dem Kaufspreiſe 


gleichkommt. Dieſen Preis kann die Gemeinde nicht feſthalten, weil 


er ihr zu gering ſcheint. Auf die Propoſition, den Grund um 
4 fl. 60 kr. herzugeben, kann der Stadtrath, reſp. die Gemeinde 
Wien nicht eingehen. Es handelt ſich nun darum, ob die Gemeinde 
dieſe Gründe vorher, ehe ſie Sicherheit über die Entſchädigungs— 
ſumme hat, occupieren lässt, das heißt ausſpreche, dafs die Ver— 
kehrs⸗Commiſſion berechtigt iſt dieſe Gründe zu occupieren und 
mit Material anzuſchütten. Der Stadtrath war der Anſicht, dafs 
man ſich in dieſe Gefahr nicht begeben und dafs man früher über 
den Kaufpreis einig werden ſolle, und darüber klar ſein müſſe, 
daſs dieſe Gründe wirklich bezahlt werden. Man hat es an 
einem anderen Orte umgekehrt genommen, man hat gedacht, daſs 
früher die Gemeinde die Zuſicherung zur Occupation geben ſolle, 
und über die Art und Weiſe der Entſchädigung ſolle man ſich 
nachher einigen. 


Wie iſt aber über dieſe Frage des Preiſes hinauszukommen? 
Die Gemeinde hat 8 fl. 33 kr. verlangt; angeboten wurden von 
der Verkehrs⸗Commiſſion 4 fl. 60 kr., d. i. die Hälfte. Wie iſt 
über die Differenz hinwegzukommen? Man mußs die Zuſchrift 
beantworten. Der Stadtrath war der Meinung, daſs man an 
dieſem Preiſe unter allen Umſtänden feſthalten ſolle. Es gibt 
außerdem ein Mittel, wenn es jemanden nicht angenehm iſt, dieſen 
Preis zu acceptieren, der wie geſagt, ja nicht willkürlich conſtruiert 
it. Es iſt der Preis, welchen die Gemeinde wirklich für dieſe 
Gründe ausgelegt hat, indem ſie 16 fl. als Kaufpreis vor zwanzig 
Jahren bezahlt hat. Alſo 16 fl. plus der 3% Intercalarien innerhalb 
von zwanzig Jahren, gibt 30 fl. Es iſt nicht ein Preis, den die 
Gemeinde vielleicht verlangt, weil ſie glaubt ein Geſchäft zu machen. 
Das iſt nicht richtig. Es iſt der Preis, welchen die Gemeinde als Selbſt— 
koſten ſozuſagen aus den Büchern herausgehoben hat. Die Differenz iſt 
eine derart große, daſs ſie ſchwer zu überbrücken iſt. Denn wenn 
jemand für den Grund 4 fl. 60 kr. bietet und wir 8 fl. 33 kr. 
verlangen, ſo iſt das eine ſchwer zu überbrückende Differenz. Der 
Stadtrath war der Anſicht, die Sache derart auszutragen, indem 
er eine neuerliche Eingabe, die ich mir vorzuleſen erlauben werde, 
an die Verkehrs⸗Commiſſion richtet, worin er dem Ausdruck gibt, 
dajs der geforderte Preis von 8 fl. 33 kr. angemeſſen iſt und dajg 
die Commiſſion die Gründe um dieſen Preis haben kann. Falls 
die Commiſſion glaubt, daſs dieſer zu hoch iſt, fo möge fie die 
Expropriation einleiten, und die Sachverſtändigen werden dann an 
Ort und Stelle den Preis beſtimmen, welcher von der Gemeinde 
acceptiert werden wird. Auf dieſe Weiſe glaubte der Stadtrath die 
Angelegenheit erledigen zu ſollen. 


Ich erlaube mir nun, den bezüglichen Antrag des Stadtrathes 
vorzuleſen, welcher lautet: 


„Es ſei der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien mitzu— 
theilen, dafs die Gemeinde Wien nicht in der Lage iſt, die zu 
Eiſenbahnzwecken erforderlichen Theile der ſogenannten Hagen— 
gründe in Heiligenſtadt um denſelben Preis, zu welcher die Ge— 
meinde dieſe Grundſtücke im Jahre 1872 in das Eigenthum 
erworben hat, d. i. um den Preis von 4 fl. 60 kr. per Quadrat⸗ 
meter der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien zu überlaſſen, 
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wohl aber bereit jei, dieſe Gründe um den Preis von 8 fl. 33 kr. 
per Quadratmeter zu verkaufen, was zufolge Stadtraths-Beſchluſſes 
vom 25. October 1892 mit h. o. Zuſchrift vom 8. November 1892, 
M.⸗Z. 191475, der k. k. General-⸗Direction der öſterreichiſchen 
Staatsbahnen bereits mitgetheilt wurde. 

Sollte jedoch dieſer Antrag ſeitens der Commiſſion für Ver— 
kehrsanlagen in Wien abgelehnt werden, ſo wird dieſelbe erſucht, 
das Expropriationsverfahren einzuleiten. 

Was die gewünſchte Occupation dieſer Gründe betrifft, ſo iſt 
die Gemeinde Wien bereit, dieſelbe jederzeit zu geſtatten, ſobald 
die Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien ausdrücklich aner— 
kennt, das die für Eiſenbahnzwecke nothwendigen Theile der ſoge— 
nannten Hagengründe im Sinne der Beſtimmungen des Art. XIII 
letzter Abſatz des Reichsgeſetzes vom 18. Juli 1892, R.-G. Bl. 
Nr. 109, als verkäufliche Baugründe anzuſehen ſind.“ 

Ich erſuche um Ihre Zuſtimmung, daſßs dieſe Zuſchrift an 
die Verkehrsaulagen-Commiſſion gerichtet werde. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl (welcher den Vorſitz über— 
nommen hat): Wünſcht jemand das Wort? (Niemand meldet ſich.) 
Keine Einwendung. Der Antrag iſt angenommen. 


Beſchluſs: Es ſei der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien 
mitzutheilen, daſs die Gemeinde Wien nicht in der 
Lage iſt, die zu Eiſenbahnzwecken erforderlichen Theile 
der ſogenannten Hagengründe in Heiligenſtadt um den— 
ſelben Preis, zu welcher die Gemeinde dieſe Grund— 
ſtücke im Jahre 1872 in das Eigenthum erworben 
hat, das iſt um den Preis von 4 fl. 60 kr. per 
Quadratmeter der Commiſſion für Verkehrsanlagen 
in Wien zu überlaſſen, wohl aber bereit ſei, dieſe 
Gründe um den Preis von 8 fl. 33 kr. per Quadrat- 
meter zu verkaufen, was zufolge Stadtraths-Beſchluſſes 
vom 25. October 1892 mit h. o. Zuſchrift vom 
8. November 1892, M.⸗Z. 191475, der k. k. General— 
Direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen bereits mit— 
getheilt wurde. 

Sollte jedoch dieſer Antrag ſeitens der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen in Wien abgelehnt werden, ſo 
wird dieſelbe erſucht, das Expropriations-Verfahren 
einzuleiten. g 

Was die gewünſchte Occupation dieſer Gründe 
betrifft, ſo iſt die Gemeinde Wien bereit, dieſelbe jeder— 
zeit zu geſtatten, ſobald die Commiſſion für Verkehrs— 
anlagen in Wien ausdrücklich anerkennt, das die für 
Eiſenbahnzwecke nothwendigen Theile der ſogenannten 
Hagengründe im Sinne der Beſtimmungen des 
Artikels XIII, letzter Abſatz, des Reichsgeſetzes vom 
18. Juli 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 109, als, verkäufliche 
Baugründe anzuſehen ſind. 

18. Referent Gem.-Rath Dr. Huber: Ich habe die Ehre 
zu referieren. Die Herren haben bereits die Vorlage in den Händen 
über die Abſchließung eines neuen Vertrages mit der allgemeinen 
öſterreichiſchen Elektricitäts-Geſellſchaft. Den Herren iſt wohl auch 
in Erinnerung, dafs die betreffende Geſellſchaft diesfalls bereits 
einen Vertrag mit der Gemeinde abgeſchloſſen hat, derſelbe datiert 
vom 4. October 1887. 

Die allgemeine öſterreichiſche Elektricitäts-Geſellſchaft ging 
hervor aus der Firma Siemens & Halske, welche zuerſt eine 
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Centrale in der Neubadgaſſe und Körblergaſſe im J. Bezirke 
errichtet hat. 

Dieſer Vertrag wurde auf 50 Jahre abgeſchloſſen. Zu demſelben 
gehören als integrierender Theil die Bedingungen. Die Geſellſchaft, 
welche mittelſt des elektriſchen Gleichſtromes beleuchtet, ſchritt bei 
der Commune Wien um die Bewilligung ein, von einer neuen 
Centrale aus, welche in der Oberen Donauſtraße Nr. 23 errichtet 
werden ſoll, ebenfalls Kabel in den ſtädtiſchen Straßen, Gaſſen, 
Plätzen, Anlagen ꝛc. legen zu dürfen. 

Bei dieſer Gelegenheit hat nun der Magiſtrat und insbeſondere 
auch das Bauamt geglaubt, es gehe nicht gut an, neben dem 
erſten Vertrage einen zweiten zu ſchließen; es ſollen nunmehr die 
beiden Verträge in einen zufammengefajst werden. Es erſchien 
nämlich nicht zweckmäßig, daſs man überhaupt zwei Verträge habe, 
und das dieſe noch dazu in verſchiedenen Zeitpunkten endigen 
ſollen. Man glaubte auch mittlerweile in der Anwendung der 
Elektricität mehrere Erfahrungen geſammelt zu haben. Infolge— 
deſſen wurde eine Reihe von Anderungen aufgenommen, und zwar 
ſowohl in dem Hauptvertrag als ſolchen ſelbſt, ganz iusbeſondere 
aber in Anſehung der Bedingungen. Die Bedingungen wurden 
ganz neu ſtiliſiert, weil es unthunlich war, fo viele Anderungen 
als Correcturen oder Zuſätze in den alten Vertrag aufzunehmen. 
Der Grundſatz iſt alſo, dafs dieſe Geſellſchaft nunmehr auf einen 
einheitlichen Vertrag eingehen ſoll, welcher ſowohl die alte Centrale 
in der Neubadgaſſe als auch die neu zu errichtende Centrale in 
der Oberen Donauſtraße umfaſſen ſoll. 

Die wichtigſten Beſtimmungen, welche heute für den Gemeinde— 
rath in Frage kommen, erlaube ich mir, in Kürze zu berühren. 
Ich bemerke zum Hauptvertrage Folgendes: Da iſt in erſter 
Richtung die Zeitdauer wichtig. Ich habe ſchon erwähnt, dajs der 
alte Vertrag auf 50 Jahre, und zwar vom Tage des Vertrags— 
abſchluſſes, gilt. In den Exemplaren, welche Sie in den Händen 
haben, haben Sie nunmehr eine neue Zeitangabe gefunden; der 
neue Vertrag ſoll bis zum 1. Juli 1939 gelten, am Tage vorher 
ſoll er endigen. Dieſer neuen Zeitbeſtimmung conform ändert ſich 
für die Gemeinde das Recht, den Vertrag aufzulöſen. Der alte 
Vertrag enthält die Beſtimmung, dass die Gemeinde das Recht 
hat, nach 15, 257, 35jähriger Dauer unter gewiſſen Bedingungen 
den Vertrag aufzulöſen. Nunmehr ändert ſich auch dies, und man 
hat es in der neuen Stiliſierung vorgezogen, ſtatt zu ſagen, „nach 
15, 25, 35 Jahren“, die fixen Tage hineinzunehmen, und zwar 
wären dies der 1. Juli 1904, 1914 und 1924. 

Ich mache die Herren darauf aufmerkſam, dass in Auſehung 
der alten Centrale dieſe neu projectierte Vertragsdauer eine Ver— 
längerung des Vertrages darſtellt, und zwar um ein Jahr, acht 
Monate und ſiebzehn Tage. Dafür iſt aber in Anſehung der 
neuen Centrale die Zeitdauer kürzer, denn der ganze Zeitraum, den 
wir jetzt vom Abſchluſſe bis zum Ablaufe des Vertrages annehmen, 
kann nur ungefähr 46 Jahre umfaſſen, jo daſs im ganzen ge— 
nommen, in Anſehung der alten Centrale ſich ein Vortheil für 
die Geſellſchaft ergibt, in Anſehung der neuen jedoch ein Nachtheil, 
weil hier die Vertragsdauer um vier Jahre kürzer erſcheint, als 
ſie gegenüber der alten angeſetzt war. 

Ich bemerke ferner, dajs im Hauptvertrage, und zwar im 8 9 
eine Anderung finanzieller Natur platzgreift. Im alten Vertrage 
heißt es, dass die Geſellſchaft verpflichtet iſt, einen Grundzins von 
1 kr. per laufenden Meter Kabel zu zahlen. In dem neuen Ver— 
trage findet ſich wohl die gleiche Beſtimmung, aber nicht bloß in 
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Bezug auf das Haupt-, ſondern auch auf die Vertheilungskabel, 
was eine gewiſſe Bedeutung hat, weil die Ableitung nicht vom 
Hauptkabel in die Häuſer, ſondern neben den Vertheilungskabeln, 
welche ſich an das Hauptkabel anſchließen, erfolgt. 

Ich bemerke weiter, daſs in Anſehung des § 19, welcher ge— 
wiſſe Strafbeſtimmungen enthält, auch eine Ergänzung im neuen 
Vertrage ſtattfindet, weiters iſt im § 22 eine neue Beſtimmung 
aufgenommen, welche auf jenen Fall Rückſicht nimmt, falls die 
Geſellſchaft, wenn ſie die Arbeiten vollendet hat, den Betrieb nicht 
ausführen würde. Dann iſt der § 26, welchen ich Ihrer ganz be— 
ſonderen Berückſichtigung empfehle. In dieſem Paragraphe wird 
darauf Rückſicht genommen, dass die Geſellſchaft Materialien, 
Maſchinen und verschiedene Erforderniſſe braucht; der Vertrag 
ſagt nun, dafs die Geſellſchaft verpflichtet iſt, die Auſchaffung mit 
thunlichſter Rackſicht im Inland zu machen und ebenſo mit thun— 
lichſter Rückſicht heimiſche Kräfte zu nehmen. Der § 29 des neuen 
Vertrages iſt wohl mehr formaler Natur, aber er ſagt ausdrücklich 
daſs die Beſtimmungen des neuen Vertrages auch in Anſehung 
der alten Centrale zu gelten haben, dass alſo die Beſtimmungen des 
alten Vertrages diesfalls entfallen. 

In Anſehung der Bedingungen ſind ſehr weſentliche 
Anderungen materieller Natur vorgenommen worden. Nach dem 
alten Vertrage iſt die Geſellſchaft in den Bedingungen nur 
verpflichtet, zu Zwecken der Beleuchtung Elektricität abzugeben, 
im neuen Vertrage iſt aber die Geſellſchaft nicht nur verpflichtet, 
zu Zwecken der Beleuchtung Elektricität abzugeben, ſondern auch 
zu welchen Zwecken immer. Es iſt dann auch weiters in den Be— 
dingungen inſoferne eine Anderung eingetreten, als einer der Para— 
graphe der Bedingungen die Beſtimmung enthält, wie es in An— 
ſehung der Juſtallation bis zu dem im Innern der Häuſer und 


Wohnungen befindlichen Elektricitätsmeſſer und in Anſehung der 


Juſtallation hinter dem Elektricitätsmeſſer zu halten ſei. Was nun 
die Inſtallation vor dem Elektricitätsmeſſer betrifft, ſo iſt ſchon im 
alten und auch in dieſem Vertrage die Beſtimmung enthalten, dass 
dieſe ausſchließlich von der Geſellſchaft für Rechnung und auf 
Verlangen der Abnehmer gemacht wird. 

Was die Juſtallation hinter dem Elektricitätsmeſſer anbelangt, 
jo iſt dieſe nunmehr ausdrücklich in dem neuen, Ihnen vorgelegten 
Vertrage der freien Concurrenz überlaſſen. Um nun unſere Geſchäfts— 
leute, die Inſtallateure, beſſer zu ſchützen, und durch die Erfahrung 
etwas klüger geworden, hat man hier die Beſtimmung aufgenommen, 
daſs die Geſellſchaft verpflichtet iſt, in Anſehung jener Arbeiten 
und Vorrichtungen, welche die Juſtallation hinter dem Elektricitäts— 
meſſer betreffen, eine kurze, bündige, leichtfaßliche Belehrung der 
Genehmigung des Magiſtrates, reſpective des Bauamtes, zu unter— 
breiten und dieſelbe dann bekauntzugeben. Im Grunde deſſen ſind 
dann die Geſchäftsleute in der Lage, nicht chicaniert werden zu 


können, weil die Geſellſchaft nicht jagen kann, wenn die Inſtallation 


von einem Geſchäftsmann ausgeführt wird, ſie übernehme dieſelbe 
nicht, da der Geſchäftsmann ſich darauf berufen kann, er habe die 
Arbeit in Gemäßheit der Belehrung gemacht, und damit iſt die 
Sache entſchieden. 

Ich bemerke, dass dieſe Beſtimmung hauptſächlich auch aus 
einem weiteren Grunde platzgreifen muſs. Es beſteht nämlich in 
Anſehung elektriſcher Starkſtromanlagen und in Anſehung der 
Prüfung folder Anlagen in Oſterreich bisher kein Geſetz. Es iſt 
ein Mangel, dass ein Normale diesfalls nicht beſteht, aber heute 
iſt es einmal jo und die Gemeinde muſs mit dieſem Mangel auch 
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rechnen und geht von dem Standpunkte aus, die Unternehmer, 
das Publicum zu ſchützen. Da clektriſche Leitungen bei nicht richtiger 
Ausführung mannigfache Gefahren mit ſich bringen, iſt in 
dem neuen Vertrage der Geſellſchaft die Verpflichtung auferlegt, 
jene Arbeiten — das find die Arbeiten hinter dem Elektricitäts— 
meſſer — welche von Geſchäftsleuten gemacht werden, zu prüfen; 
ich ſage, der Geſellſchaft iſt die Verpflichtung hiezu auferlegt, denn 
in den alten Bedingungen iſt es anders; da hat die Geſellſchaft 
nur das Recht dieſer Prüfung gehabt. Heute hat man ſich dafür 
entſchieden, die Geſellſchaft zu verpflichten, und zwar wohl haupt— 
ſächlich wegen der großen Verantwortung, die möglicherweiſe mit 
der Sache verknüpft iſt. 

Es iſt dann weiter zu bemerken, dajs in Anſehung der Miete 
für die Elektricitätsmeſſer und daun in Anſehung der Lampen— 
mietgebür eine ziemliche Herabſetzung des Preiſes ſtattgefunden hat. 
Ferner iſt wichtig, daſs die Berechnung des Preiſes auf eine ganz 
neue Baſis geſtellt wurde; während nämlich früher die Anzahl 
der Lampen zugrunde gelegt wurde, iſt heute die Sache ganz 
anders. Die clektriſche Energie wird nach einer feſten Einheit 
bemeſſen und vergütet. Da ich nicht Techniker bin, wird der 
Elektrotechniker des Stadtbauamtes dieſe Frage, welche den Herren 
nicht geläufig iſt, erklären. Ich habe weiters noch anzuführen, daſs 
die Grundtaxe, welche in den alten Vertragsbedingungen enthalten 
war, nunmehr entfällt; ſtatt daſs eine Grundtaxe vom Conſu— 
menten zu zahlen wäre, iſt in der neuen Bedingung dafür eine 
Garantie für den Mindeſtverbrauch aufgenommen: es muss näm— 
lich der Abnehmer ein gewiſſes Quantum verbrauchen, und dies 
iſt auch ein materieller Unterſchied gegenüber den früheren Ver— 
tragsbedingungen; es iſt dann in den neuen Bedingungen eine 
Friſt beſtimmt, innerhalb welcher der Conſument die ihm vorge— 
legte Preisberechnung über den Verbrauch anfechten kann; dies 
iſt ebeufalls ein Novum. 

Endlich iſt im letzten Paragraph der Bedingungen auch noch 
enthalten, dass alle Circulare, welche die Geſellſchaft erlässt, inſo— 
weit ſie nicht ausſchließlich Begünſtigungen für die Conſumenten 
enthalten, der Gemeinde zur Genehmigung vorzulegen ſind. 

Ich glaube, dass ich den Herren nunmehr das Weſentliche 
vorgeführt habe; im übrigen muss ich es den Herren ſelbſt über— 
laſſen, in welcher Weiſe Sie die Sache im Gemeinderathe erledigt 
haben wollen. Ich bin ſelbſtverſtändlich bereit, jene Aufklärungen 
zu geben, welche ich als Vertreter des Stadtrathes in dieſer Hin— 
ſicht zu geben vermag. 

Der Antrag des Stadtrathes geht dahin, im Sinne des Ent: 
wurfes, welcher Ihnen vorgelegt iſt, die Bewilligung zur Benützung 
der ſtädtiſchen Straßen, Gaſſen, Plätze und Gartenanlagen für die 
Kabellegung der anſuchenden Gemeinde zu gewähren. 

Ich bitte, dieſem Antrage die Zuſtim mung zu geben. 

Gem.-Rath Dr. Nechansky: Meine Herren! Die Vorlage, 
welche den Gegenſtand der heutigen Verhandlung bildet, iſt gewils 
mit großer Überlegung ausgearbeitet, und mit Benützung aller 
jener Erfahrungen, welche ſich im Laufe der Zeit ergeben haben, 
insbeſondere mit Benützung jener Erfahrungen, welche mit Bezug 
auf die Ausnützung der Elektricität gemacht worden ſind. Aber bei 
Durchleſung dieſes Vertrages hat ſich mir wie bei allen Verträgen 
mit Unternehmungen, bei denen die Straßenbenützung nothwendig 
iſt, auch hier der Gedanke aufgedrängt, dafs in dieſem Vertrage 
Verordnung, Privatrecht und öffentliches Recht, Vertrag und Ver— 
waltungsorduung vermengt ſind. Eigentlich iſt dieſer Vertrag, 
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wenn man ihn genau charakteriſieren will, zum größten Theil 
nichts anderes als ein Spiegelbild der ſtaatlichen Conceſſion vom 
Standpunkte der Intereſſen der Commune und da mußs ich jagen, 
daſs ich der Überzeugung bin, dafs ſolche Verhältniſſe mit Unter— 
nehmungen, welche die Straßen der Stadt benützen, in der That 
nicht mit Verträgen geordnet werden können, ſondern dafs an die 
Stelle eines ſolchen Vertragsrechtes die Conceſſion treten ſoll und 
dafs wir daher anzuſtreben hätten, dafs die Rechte der Commune 
in dieſer Richtung erweitert und klargeſtellt werden, dafs wir 
künftig mit ſolchen Unternehmungen nicht mehr Privatverträge 
abſchließen, welche eigentlich nichts als Verordnungen ſind, ſondern 
dafs wir als Ergänzung der ſtaatlichen Conceſſion auch eine 
ſtädtiſche Conceſſion ertheilen. 

Dann ſind die Conſequenzen einer ſolchen Conceſſion ganz 


andere als die Conſequenzen dieſes Vertrages; denn auf Grund 
Bemeiſes bezüglich der Höhe des Schadens, oder überhaupt in 
der Frage, ob ein Schaden vorhanden iſt. Das Ding heißt Con⸗ 


einer ſolchen ſtädtiſchen Conceſſion können wir Verwaltungs Ver— 
ordnungen erlaſſen, d. h. wir können uns ſelbſt das Recht geben. 
Heute müſſen wir aber wenigſteus in vielen Theilen, vielleicht in 
den wichtigſten Punkten, uns unſer Recht erſt geben laſſen, uns 
das Recht ſuchen, d. h. wir müſſen zu Gericht gehen und über 
die ſtreitigen Fragen entſcheiden laſſen. Die Conſequenz davon iſt 
eine Beobachtung, welche auch ſchon ins Publikum, in die Offent⸗ 
lichkeit gedrungen iſt, dafs nämlich die Commune gegenüber dieſen 
Unternehmungen eigentlich, wenn auch nicht machtlos, ſo doch ſehr 
wenig mächtig iſt, weil ſie nicht ſelbſt Verordnungen ins Leben 
rufen kanu, dass fie, anders ausgedrückt, nicht ſich ſelbſt das Recht 
geben kann, dafs fie nicht ſelbſt das Recht ſich machen kann, 
ſondern erſt zu Gericht gehen und einen langwierigen Proceſs 
darüber führen mufs. Der Staat macht dies eben anders, er gibt 
die Conceſſion und verordnet dann im Verwaltungswege: Du haft 
das oder jenes zu thun in Einhaltung der Conceſſion. 

Wenn Sie dieſen Vertrag durchleſen, jo kommen Sie auf 
mehrere Punkte, welche offenbar nicht Gegenſtand des Privatrechtes 
find, Sondern Gegenſtände der Straßen-Polizei find, die der Com— 
mune ohnedies auf Grund des 8 38 des Statuts zuſteht. Ich 
wäre daher der Meinung, dafs man mindeſtens künftig bei ſolchen 
Verträgen dasjenige, was wirklich ius Privatrecht fällt, von dem— 
jenigen trennen ſoll, was eigentlich Verwaltungs-Verordnung iſt 
und was beſtimmt iſt, gegenüber dieſen Unternehmungen die 
Straßen-Polizei, deren Ausübung der Commune zufteht, aus— 
zuüben. 

Eine Conſequenz dieſes Gedankeus wäre allerdings, dass ich nun 
den Antrag ſtellen müſste, dafs dieſer Vertrag au den Stadtrath zurück— 
gewieſen werde, um dieſen Gedanken durchzuführen und das Privat— 
recht von der Verordnung zu trennen. Aber ich ſtelle mir dabei vor, dass 
hiedurch die Erledigung der Sache verzögert würde, und ich lege 
dieſer Trennung nicht eine ſolche Bedeutung bei, dafs ich mich 
eutſchließen könnte, eine Verzögerung in der Erledigung dieſer 
Vorlage herbeizuführen. 

Ich ſpreche aber den Wunſch aus, dass dieſer Gedanke in 
Berückſichtigung gezogen und künftig bei Abſchließung folder Ver— 
träge dasjenige, was in die Verordnungsgewalt der Gemeinde 
fällt, abgetrennt werde. Dies hat meines Erachtens eine richtige 
Conſequenz; dasjenige, was Privatrecht iſt, unterliegt einer ganz 
anderen Competenz als dasjenige, was Verorduungsrecht iſt, und 
wenn dies klar geſchieden iſt, dann weiß ich, in welchem Punkte 
ich mich vor Gericht ſtreiten muſs und welche Punkte im Admini— 
ſtrativverfahren zu erledigen ſind. 
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Beſonders aufgefallen iſt mir — und das iſt auch eine Con⸗ 
ſequenz meiner Auffaſſung des Verhältniſſes zu dem Unternehmen 
als eines Vertragsverhältniſſes —, dafs Strafen beſtimmt worden 
ſind, welche als Conventionalſtrafen bezeichnet werden, nach meiner 
Auffaſſung aber Ordnungsſtrafen find und auch ſein ſollen. Gerade 
bei den Conventionalſtrafen haben wir bisher die traurigſten Er— 
fahrungen gemacht, und warum? Weil die Gerichte ſich in Bezug 
auf Couventionalſtrafen einer milden Auffaſſung zuneigen, die ich 
nie und nimmer billigen kann. Es iſt das aber einmal ſo, unſere 
Richter haben ein ſehr mildthätiges und weiches Herz und wollen 
den Schuldnern möglichſt wenig wehe thun. Statt dass ſolche 
Strafen im vollen Ausmaße, wie es im Vertrage feſtgeſetzt iſt, 
demjenigen auferlegt werden, der vertragsbrüchig wird, iſt das 
Gericht immer geneigt, die Conventionalſtrafe zu mildern, oder 
vielleicht gar Schwierigkeiten zu machen in der Erbringung des 


ventionalſtrafe, iſt aber eigentlich keine Strafe, ſondern iſt ein 
Schadenerſatzanſpruch, ein Vergütungsbetrag, welchen allerdings 
das Geſetz Conventionalſtrafe nennt, daher die Verwirrung der 
Begriffe bei denjenigen, welche die geſetzlichen Beſtimmungen nicht 
kennen und welche glauben, wenn eine ſolche Conventionalſtrafe 
im Vertrage ſteht, brauche ich nur zu ſagen: „Du haſt 50.000 fl. 


zu zahlen“ und damit baſta. 


So iſt es auch beim vorliegenden Vertrage; da iſt eine ganze 
Reihe von Fällen angeführt, in welchen der Geſellſchaft eine ſo— 


genannte Conventionalſtrafe auferlegt werden kaun. Meines Er- 


achtens, wie ich bereits erwähnt habe, iſt es keine Conventional— 
ſtrafe, ſoll auch keine Conventionalſtrafe ſein; es wird wie eine 
Ordnungsſtrafe behandelt, denn es iſt im Vertrage von einem 


Erkenntnis, von einem Recurs an den Stadtrath u. ſ. w. die 


Rede. Zu der That, von dem Standpunkte der Straßen-Polizei 
hat die Commune das Recht und ſollte es auch haben, ſolche 
Orduungsſtrafen aufzuerlegen; dann wird die Commune eine 
Handhabe haben, einen ſolchen Vertrag zur Erfüllung zu bringen, 
dann ſind gewiſſe vermögensrechtliche Nachtheile dem vertrag— 
ſchließenden Theile auferlegt, welche ihn zwingen werden, zu ver— 
meiden, dafs der Vertrag nicht erfüllt wird; aber ſolange wir von 
Conventionalſtrafen ſprechen und ſolche verabreden, haben wir 
immer die Möglichkeit vorhanden, dajs der Belreffende jagt: „die 
Strafe bezahle ich nicht“, ſo wie es die Tramway ⸗-Geſellſchaft ge— 
macht hat, dass er ſich an das Gericht wendet und erſt beſtimmen 
läſst, ob überhaupt ein Schaden entſtanden iſt, ob dieſc Con— 
ventionalſtrafe nicht zu hoch iſt, und die Sache ſo erſt der richter— 
lichen Judicatur zuführt, bevor er den Betrag bezahlt. 

Das ſind ſchiefe Verhältniſſe und dem Standpunkte der 
Commune Wien abträglich, und ich bin daher der Anſchauung, 
daſs die Commune Wien die Pflicht hat unter den gegebenen 
Verhältniſſen, wo die Straßenbenützung zu einer ganz anderen 
Entwicklung gekommen iſt, wie früher, wo wir es nur mit der 
Gasgeſellſchaft zu thun gehabt haben, Sorge zu treffen, daſs wir 
geſetzlich beſſer geſtellt werden als bisher. 

Wir haben bezüglich der Straßenbenützung die Tramwah— 
Geſellſchaft, die Gasgeſellſchaft, die Elektricitäts-Geſellſchaft, und 
wer weiß, was noch für Unternehmungen kommen, welche unſere 
Straßen benützen dürfen, und allen denen gegenüber ſollen wir 
nur Privatrechte haben? Der Staat ſichert ſich, und ſagt, 
auch die Eiſenbahn fällt mir anheim, und wenn der Zeitpunkt 
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gekommen ift, kommt der Staat und nimmt einfach die Eiſenbahn 
in Form der adminiſtrativen Sequeſtration. Was können wir aber 
einer Unternehmung gegenüber thun, wenn wir uns auch das Heim— 
fallsrecht bedungen haben? Wir haben erſt Process zu führen, und 
nach Jahren können wir die Unternehmung erſt bekommen; das 
iſt ein ungeſunder Zuſtand und in unſeren jetzigen Verhältniſſen 
nicht mehr begründet. 

Ich habe bei dieſem Vertrage Anlaſs genommen, dieſem Be— 
denken Ausdruck zu geben; heute ſtelle ich keinen diesbezüglichen 
Antrag, aber behalte mir in dieſer Richtung vor, ſeinerzeit einen 
wohlmotivierten Antrag einzubringen. Im allgemeinen bin ich 
dafür, dass der Vertrag, welchen ich in ſtiliſtiſcher Beziehung wohl 
anders gefasst hätte, aber den ich, wie ich anfangs gejagt habe, 
als einen wohlüberlegten betrachten muſs, angenommen werde, wie 
zer vom Stadtrathe beantragt wurde. (Bravo-Rufe.) 

Referent: Ich habe bei meinen Ausführungen vergeſſen, 
noch etwas zu bemerken. Es ſind in dieſem Vertragsentwurfe 
zwei Druckfehler, und ich muss die Herren darauf aufmerksam 
machen, dafs der eine den § 10 des Hauptvertrages, der andere 
den $ 8 der Bedingungen betrifft. Der in § 8 der Bedingungen 
enthaltene Druckfehler beſteht in der Lampenmietgebür. Dieſe iſt 
mit 75 kr. angegeben, während laut Beſchluſſes des Stadtrathes 
dieſelbe vierteljährlich nur 40 kr betragen ſoll. Ich glaube aber, 
dieſer Druckfehler iſt bereits corrigiert worden. Nicht corrigiert iſt 
der Druckfehler im § 10 des Hauptvertrages. Da iſt nämlich in 
dem Abſatze 2, Seite 5, und zwar in den letzten fünf Zeilen die 
Stiliſierung der urſprünglichen Vorlage geblieben. 

Ich bemerke, daſs über dieſen Vertrag im Stadtrathe ſehr 
eindringlich debattiert worden iſt, und man hat ſich für eine 
andere Stiliſierung entſchieden, als ſie hier iſt. Es iſt das nicht 
bloß eine einfache Stiliſierung, ſondern es iſt auch in Anſehung 
des Inhaltes etwas anderes, es iſt alſo die Anderung meritoriſcher 
Art. Dieſer Abſatz 2 ſoll in den letzten fünf Zeilen nach dem 
Worte „Elektricität“ folgendermaßen lauten: „für Lieferung der 
Elektricität“ (§ 7 ebenda) — nämlich der Bedingungen — „und 
für die mietweiſe Beiftellung, von Lampen (§ 8 ebenda) und 
ſonſtige Verbrauchseinrichtungen (Elektromotoren, Ofen u. ſ. w.) 
oder gemäß beſonderer Vereinbarungen (§ 4 ebenda) erzielt werden.“ 
Ich bemerke, daſs das ſo gekommen iſt. Es ſind lange Debatten 
in Anſehung dieſer Paragraphen geweſen. Als der Vertrag zur 
Drucklegung gekommen iſt, iſt die alte Beſtimmung geblieben, 
während die im Stadtrathe beſchloſſene ſo lautet, wie ich es jetzt 
angegeben habe. Auf dies mußs ich die Verſammlung aufmerkſam 
machen. 

Gem.-Nath Seiler: Meine Herren! Ich muss Ihnen jagen, 
ich bringe dem Vertrage, den die Commune Wien abſchließt, nicht 
jenes Vertrauen entgegen, welches man ſolchen Verträgen ent— 
gegenbringen ſollte. Wir haben mit den Vertragſchließungen und 
Proceſſen ein eigenthümliches Pech, weil wir die Verträge nicht 
gut machen und wir verlieren Proceſſe, trotzdem wir ſo gewiegte 
Doktoren haben, die ſich zwar viel mit mediciniſchen Studien, 
mit Bacteriologie und Technik befaſſen; aber hier ſcheint nicht das 
richtige Feld zu ſein. Vielleicht iſt auch eine Koryphäe für Elektri— 
cität darunter. In dieſem Vertrage iſt wohl die Geſellſchaft und 
auch die Commune geſchützt, aber die eigentliche Melkkuh ſind die 
Gewerbetreibenden; deren wird keine Erwähnung gethan. Wir 
haben ſchon einen unglückſeligen Vertrag; das iſt der mit der 
Gasgeſellſchaft. Da läſst ſich wenig ſprechen. Die Herren wiſſen 
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alle, wir haben das denkbar elendigſte, ſchlechteſte Licht zu ſehr 
theuren Preiſen, jo zwar, daſs wir uns nun ſchämen müſſen, wenn 
Fremde aus anderen Städten unſere Gasbeleuchtung ſchauen, dieſe 
wunderbaren kleinen „Funzen“, durch die man nicht einmal einen 
Schritt weit ſehen kann. Da, meine Herren, können wir uns abſolut 
nicht helfen. Ich will noch abſehen von dem §. 10 und abſehen 
von der Gasmeſſerrente, die man in den Vertrag zur Schädigung 
der Gewerbetreibenden hineingenommen hat. Nicht genug, dajg wir 
uns der Gasgeſellſchaft mit Haaren und Haut verſchrieben haben, 
haben wir auch noch eine andere Geſellſchaft mit einer Erfindung 
bekommen, die wohl anzuerkennen iſt, die aber die Gewerbe— 
treibenden in anderer Art auszieht, ich meine das Auer'ſche 
Licht. Man dachte ſich, dafs dabei vielleicht eine Erſparung zu 
erzielen iſt, es geht aber die bezügliche Geſellſchaft ſehr rückſichtlos, 
ſpeciell gegen die Gewerbetreibenden vor. Allerdings iſt die 


Erfindung der „Glühkörper“ von großem Wert, aber die Geſell— 


ſchaft liefert zur Beleuchtung fo elendes, jo ſchlechtes Glas, daſs 
die Glascylinder leicht ſpringen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Wir haben 
jetzt den Vertrag mit der Elektricitäts-Geſellſchaft in Verhandlung. 

Gem.-Nath Seiler (fortfahrend): Ich bitte, das gehört ſehr 
ſtark dazu, es muſs die Bevölkerung auch geſchützt und geſagt 
werden, was uns fehlt; es muſßs das öffentlich gerügt werden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, nur bei der 
Sache zu bleiben. 

Gem.-Nath Seiler (fortfahrend:) Ich bleibe ſtreng bei der Sache. 
Das Auer'ſche Licht gehört dazu, weil die Elektricität noch zu theuer 
iſt. Die Geſellſchaft erlaubt ſich gewiſſe Züge, die in früheren 
Zeiten nur den Rittern geſtattet waren, und um das zu bemänteln, 
geht die Direction mit der größten Brutalität gegen die Kunden 
vor. (Sehr richtig!) Wenn Sie gehört hätten, in welcher Weiſe 
jüngſt bei einer Verſammlung der Gewerbetreibenden des Gas— 
vertrages und der Geſellſchaft gedacht worden iſt, ſo würden die 
Herren hier auch viel rigoroſer vorgehen. In erſter Linie muss ich 
hier bemerken, dass ich ſeinerzeit einen Antrag eingebracht habe, 
dahingehend, daſs im Stadtbauamte eine Abtheilung für Elektricität 
eingerichtet werden möge. Es ſind bis jetzt über 10.000 Ein— 
richtungen in Wien gemacht worden. Bisher wurde die Prüfungs— 
taxe eigentlich nach der Farbe der Kopfhaare berechnet; hat einer 
blonde Haare, hat er 15 fl. bezahlt, ein anderer 10 fl. Wenn 
man durchſchnittlich 10 fl. nimmt, ſo ergibt das eine Einnahme 
von 100.000 fl., die eigentlich der Commune gehören. Dieſe iſt 
dazu verpflichtet, die Gewerbetreibenden zu ſchützen und darauf zu 
ſehen, ob die Aulagen gut ſind, damit wir nicht ſolche Folgen 
haben wie beim Ringtheaterbrande, nach welchem die Verordnungen 
in Unzahl herausgekommen ſind. Hiezu iſt das Stadtbauamt be— 
rufen. Wenn wir wieder warten, bis ein Geſetz geſchaffen wird, 
ſo laſſen wir uns alles aus den Händen nehmen. Wir haben ja 
das beim Viehmarkt, bei der Tramway und anderen Fragen ge— 
ſehen. Warten wir kein Geſetz ab, machen wir die Sache ſelbſt, 
wir ſind ja berufen, nicht nur die Gewerbetreibenden zu ſchützen, 
ſondern auch der Commune eine Einnahme zu verſchaffen. 

Hier ſteht, dafs für die Vornahme der oben erwähnten Prüfung 
10 fl. und außerdem eine Zuſchlagstaxe von 50 kr. per Hektowatt 
zu entrichten ſind. Der Ingenieur, welcher die Anlage der Geſell— 
ſchaft überprüft, kommt einfach und ſchaut ſich den Draht an, der 
in der Mauer liegt, mehr kann er ja nicht thun, und für dieſe 
fünf Minuten bekommt er 10 fl. Wenn bei uns eine Commiſſion 
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gemacht wird, um die Tiſche anzuſchauen, die vor dem Kaffeehauſe 
ſtehen, muſs der Gewerbsmann 15 fl. zahlen, allerdings hat er 
den Nutzen davon. Hier ſollte die Zahlung an die Commune er— 
folgen, daraus könnte dieſe ihre Beamten ſehr gut bezahlen und 
wir hätten ein tüchtiges elektrotechniſches Bureau, welches weitere 
Studien auf elektrotechniſchem Gebiete machen könnte. Ferner iſt 


hier auch gar keine Beſtimmung betreffs der Elektricitätsmeſſer ge- 


troffen worden. Wir erinnern uns noch, welche verſchiedene unan— 
genehme Zuſtände wir mit den Gasmeſſern gehabt haben. Mit 


welcher Berechtigung hebt denn dieſe Geſellſchaft für die Ware, 


die fie eigentlich abgibt, noch eine gewiſſe Taxe ein? 


Dazu hat ſie gar keine Berechtigung und wenn ſie ſchon eine „ e AR 
an, dais die Geſellſchaft gegenwärtig berechtigt iſt, für jede Prüfung 


ſolche hat, ſo ſoll man das wenigſtens auf eine Reihe von Jahren, 
z. B. auf 5, 6, 10 Jahre, beſchränken und dann ſoll der Elek— 
tricitätszähler dem betreffenden Mieter zufallen. Aber ſo ſind wir 
ja wieder mit Haut und Haar ausgeliefert, geradeſo wie bei der 
Gasgeſellſchaft. Ich möchte daher doch den Herrn Referenten fragen, 
was denn eigentlich mit meinem ſeinerzeit eingebrachten Antrage 
geſchehen iſt? Weiters möchte ich den Herrn Referenten fragen, wie 
es denn mit den anderen Verträgen ſein wird, ob alle Verträge 


von Elektricitäts⸗Geſellſchaften mit dieſem Vertrage gleichlautend 
ſein werden, damit nicht eine Geſellſchaft vor der andern irgend 


einen Vorzug erhalte. Denn der Herr Referent hat zwar geſagt ſich die Geſellſchaft, welche ja die Verantwortung zu tragen hat, 


dafs hier ein einheitlicher Vertrag mit den zwei Geſellſchaften 
gemacht worden iſt, ich weiß aber, es ſind drei, vier Verträge. 
Ein anderer Punkt betrifft die Straßenarbeiten. Hier ſagt 
man: die Elektricitäts-Geſellſchaft hat dem Stadtbauamte den 
Anfang der Arbeiten zu melden. Wenn das Stadtbauamt die Be— 
willigung gibt, kann die Geſellſchaft anfangen zu arbeiten. Hier 


auch ſo angekommen; um drei, vier Uhr nachts ſind auf einmal 
Leute mit Pechfackeln gekommen und haben die Straße aufgeriſſen, 
die ganze Nacht hindurch gearbeitet und ich habe einen Schaden 
von 200 bis 300 fl. gehabt. Ich bin zum Stadtbaudirector ge— 
gangen, derſelbe ſagte aber, ich kann nichts machen. Zum Schluſſe 
habe ich die Leute davonjagen müſſen, die nicht einmal die Rückſicht 
gehabt haben, zu ſagen: „Wir kommen heute Nacht arbeiten, ich 
bitte Vorkehrungen dafür zu treffen“. In dieſen Paragraphen muß 
alſo irgend eine Beſtimmung Aufnahme finden, dass auch die be— 
treffenden Hauseigenthümer oder Geſchäftsleute, wo eben die Arbeiten 
gemacht werden, verſtändigt werden, damit ſie doch wenigſtens 
diesbezüglich Vorkehrungen treffen können. Ich werde mir am 
Schluſſe einen Antrag zu ſtellen erlauben; ich bitte jedoch vorerſt 
den Herrn Referenten um eine gütige Antwort. 


Bauamts-Ingenieur Kloſe: Ich muss mir in Betreff des 
Antrages des Herrn Gem. Rathes Seiler, eine Abtheilung für 
Elektrotechnik im Bauamte zu errichten, zu bemerken erlauben, dass 
dieſe Anregung eigentlich ſchon zur Ausführung gekommen iſt, 
indem factiſch nach der Neueintheilung des Bauamtes eine Unter— 
abtheilung der Abtheilung für Beleuchtungsweſen eingerichtet worden 
ift, welche ſich ſpeciell mit elektrotechniſchen Agenden zu befaſſen hat. 
Es ſind das die Angelegenheiten der Verträge, deren Überwachung und 
auch die Vorſchläge für die ſeinerzeitige Überwachung der Privat— 
Inſtallationen. Es iſt auch im Bauamte bereits der Entwurf für 
ein Regulativ ausgearbeitet und dem Magiſtrate ſowie der Statt— 
halterei vorgelegt worden, und es iſt nicht mehr unſere Sache, 
die Genehmigung zu erwirken oder zu beſchleunigen, ſondern eben 
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Sache der ſtaatlichen Behörde, dieſe Vorſchriften in Form eines 
Geſetzes oder einer Verordnung herauszugeben; das Bauamt wird 
jedenfalls, wenn es in der Lage iſt, auf Grund eines Geſetzes 
amtshaudeln zu können, dieſen Überwachungsdienſt organiſieren; 
die diesbezüglichen Einnahmen werden jedenfalls der Gemeinde zu— 
gute kommen. | 

Eine weitere Bemerkung des Herrn Gem.-Rathes Seiler 
geht dahin, dafs die Taxen, welche die Elektricitäts-Geſellſchaft für 
die Prüfung von Privatleitungen einheben ſoll, zu hoch ſind. Ich 
muss hier bemerken, daſs wir uns Mühe genommen haben, dieſe 
Taxen ſehr ſtark zu reſtringieren, ſie ſind auch bedeutend niedriger 
als im alten, gegenwärtig beſtehenden Vertrage. Ich führe nur 


einer ſolchen Inſtallation, ob fie groß oder klein ift, 15 fl. Grund⸗ 
taxe und pro Lampe 25 bis 50 kr. je nach der Anzahl der Lampen 


zu verlangen. Das iſt nach dem neuen Vertrage nicht mehr möglich, 


weil dieſe Grundtaxe für die Prüfung auf 10 fl. ermäßigt worden 
iſt und außerdem der Zuſchlag für die Lampen auf 50 kr. pro 
Hektowatt — das iſt ungefähr der Conſum von zwei Glühlampen 
— feſtgeſetzt iſt; es kommen alſo auf die Glühlampe nur 25 kr., 
alſo jedenfalls weniger als bisher. Dieſe geringere Taxe iſt aber 
gewiss gerechtfertigt, denn mit einer oberflächlichen Prüfung kann 


nicht begnügen; ſie wird nicht bloß an Ort und Stelle die Drähte 
anſchauen, ſondern fie wird ſich auch überzeugen müſſen, ob die 
Drähte richtig berechnet worden ſind, ob die Dimenſionen richtige 
find, und ob überhaupt die Jjolation des ganzen Leitungsnetzes 
eutſprechend iſt. Sie wird die Juſtrumente an Ort und Stelle 
ſchaffen und mindeſtens einen Ingenieur und Monteur hinſchicken 


müſſen, wenn fie die Sache ordentlich prüfen und die Verantwortung 


wird wieder der Geſchäftsmann nicht gefragt. Ich bin einmal für dieſe Prüfung übernehmen will. Ein Betrag von 10 fl., und 


wenn die Inſtallation vielleicht 10 Lampen enthält, 5 fl. dazu, 
ſind 15 fl. und das iſt gewiſs für eine ſolche Arbeit mit dem 
Transport der Inſtrumente nicht zu viel. Ich bemerke hier, dass 
die Berliner Elektricitäts-Geſellſchaft das Recht hat, zehn Percent 
von der Juſtallationsſumme zu verlangen, und dieſe Beträge ſind 
höher als wir ſie hier nach dem neuen Vertrage haben. Es iſt 
auch zu berückſichtigen, daſs die Geſellſchaft in den meiſten Fällen, 
wenigſtens ſehr häufig, vollkommen auf die Einhebung dieſer Prü— 


my 


welche die Gasanſtalten den Elektricitäts-Geſellſchaften machen. 
Aus dieſen Gründen hat das Bauamt dieſe Taxe für gerechtfertigt 
gehalten. 

Aeferent: Ich habe nur noch auf eine Anfrage zu 
antworten. Es wurde vom Herrn Collegen Seiler gefragt, ob 
die Verträge, die mit den verſchiedenen Geſellſchaften beſtehen, 
alle gleich find, ob die Geſellſchaften alle gleichgeſtellt ſind. 
Bisher ja! — Wenn aber die neuen Verträge angenommen 
werden, ergibt ſich ein Unterſchied, und zwar zu Gunſten der 
früheren Geſellſchaften, und zum Nachtheile derjenigen, welche jetzt 
einen Vertrag eingehen, denn dieſe Geſellſchaften müſſen eine Über— 
wachungsgebür zahlen, welche nicht ſo gering iſt, auch die Preiſe 
werden herabgeſetzt. Inſoferne ſtehen die alten Geſellſchaften beſſer; 
wir haben den Vertrag mit ihnen geſchloſſen, das iſt ein zweiſeitig 
verbindlicher Vertrag, die Geſellſchaft muss ihn halten und wir 
müſſen ihn halten. Sollte die Geſellſchaft mit neuen Anſuchen 
kommen, jo würde die Gemeinde ſuchen, etwas beſſeres zu erzielen. 
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Alſo von unſerem Standpunkte aus find die neuen Verträge zu 
Gunſten der Conſumenten. 

Gem.-Nath Herold: Ich begrüße mit Freuden dieſe Vor⸗ 
lage, indem ich darin wirklich die Möglichkeit eröffnet ſehe, nun 
das Licht der Zukunft einzuführen. Zu gleicher Zeit begrüße ich 
es auch, dafs in dieſer Vorlage kein Monopol geſchaffen wird und 
mit den beſtehenden factiſchen Monopolen der anderen Geſellſchaften 
quasi gebrochen wird. Das Hauptmoment hiebei iſt die Zeitdauer 
und die Preisregulierung. 40 Jahre finde ich aber für eine lange 
Zeit. Dieſe wird allerdings dadurch gemildert, daſs ein Kündigungs— 
recht der Gemeinde, vom Jahre 1904 an beginnend, zuſteht. Aber 


Satz befreunden, daſs der Commune ein 5Opereentiger Zuſchlag 
bei dem Schätzungswerte der Objecte auferlegt werden ſoll. Ich 
halte das auch für die weiteren Jahre für eine harte Clauſel. 
Ebenſo mufs ich auch bezüglich der Elektrieitätsmeſſerrente dem Herrn 
Collegen Seiler vollſtändig zuſtimmen, und es will mir nie ein— 
leuchten, daſs immer der Conſument belaſtet wird, während dies bei der 
Elektricitätsmeſſerrente doch dem Producenten zufallen ſollte. Dieſe 
unglückſelige Clauſel iſt wohl auch im Gasvertrage, der leider durch 
den Gemeinderath gutgeheißen wurde. Aber bei dieſem Vertrage 
hätte man davon Umgang nehmen können und nicht mit der Ent- 
ſchuldigung kommen ſollen: Es iſt bei allen Verträgen ebenſo. Ich 
finde, dass es ein ſchreiendes Unrecht iſt, dajs ein Conſument damit 
belaſtet wird, die Elektricitätsmeſſerrente zu tilgen, umſomehr, als 
in dieſem Referate nicht einmal eine ganz genaue Stipulierung 
derſelben ſtattfindet und nur geſagt wird „höchſtens“. So ſtellt 
man ungefähr die Ziffer feſt. 

Ich erlaube mir da einen Antrag zu ſtellen, welcher lautet 
(liest): „Die Bezahlung einer jährlichen Miete für die Beiſtellung 
von elektriſchem Meſſer iſt vollſtändig abzulehnen“ und ihn dem 
Gemeinderathe zur Gutheißung vorzulegen. 

Was die Preisbemeſſung betrifft, ſo ſtolpere ich über den 
Ausdruck „Hektowatt“. Ich geſtehe ganz offen, — und viele meiner 
Freunde und die Herren Mitglieder des Gemeinderathes werden 
dies auch ſagen — dafs fie darüber nicht ganz klar find. Ich 
wollte bitten, mir in dieſer Hinſicht eine präciſe Auskunft zu geben, 
was dieſer „Hektowatt“ in ſich ſchließt, wie eigentlich der Preis 
bemeſſen iſt und wie ſich dieſer „Hektowatt“ überhaupt stellt zu 
den anderen Preisbemeſſungen der Geſellſchaft, dafür würde ich 
dem Herrn Referenten ſehr dankbar ſein. 

Ich möchte auch bitten, Ihr ganzes Augenmerk auf die Bei— 
ſtellung des Materiales bei den Glühlampen ꝛc. zu richten, und 
ich muſs da auf das Auer'ſche Glühlicht zurückkommen; ſelbſt, 
wenn der Herr Vice-Bürgermeiſter mit den Naſenflügeln etwas 
nervös zuckt (Heiterkeit), kann ich dies nicht unterlaſſen und muſs 
mein tiefſtes Bedauern über dieſes ſchöne Auer'ſche Glühlicht hier 
in öffentlicher Sitzung ausdrücken, nämlich über die ungehenere 
Miſswirtſchaft, die die Conſumenten in der Beiſtellung des Materiales 
zu erdulden haben. Es iſt ein Scandal, wenn man als Bürger 
und Geſchäftsmann ſich dies alles gefallen laſſen muſs. Das 
Auer'ſche Glühlicht ſelbſt iſt ein wunderſchönes Licht, aber dieſe 
anderen Übelſtände können nicht genug gerügt werden. Ich bedauere 
auch, daſs ein Mann wie Auer, mit einem ſo ehrenwerten Namen, 
ſich ſolche Vorwürfe gefallen laſſen mufs, und ich weiſe diesbezüg— 
lich auf die letzte Verſammlung hin, wo Herr Gem.-Rath Seiler 
zugegen war und Vorpürfe erhoben wurden, die vollſtändig berechtigt 
waren. Ich hoffe auch und wünſche, daſs Herr Auer zur Einſicht 
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kommt und Abhilfe ſchafft; ich möchte aber auch bitten, bei dieſem 
Referate auf die Beiſtellung des Materiales das vollſte Augenmerk 
zu richten, damit es uns nicht ſo geht, wie beim Auer'ſchen Glühlicht. 

Gem.-Aath Dr. Stern: Meine hochverehrten Herren! Ich 
werde mich mit der Sache ſelbſt nicht befaffen und den eigentlichen 
Gegenſtand, ob der Vertrag geſchloſſen werden ſoll oder nicht, 
gar nicht in Erörterung ziehen, weil ich damit vollkommen ein— 
verſtanden bin. Die Bemerkungen, welche ich zu machen habe, 


beziehen ſich nur auf die Faſſung des Vertrages, und zwar nicht 
auf die ſtiliſtiſche Faſſung, obwohl auch hier vieles zu bemängeln 
wäre, ſondern nur auf die juriſtiſche Faſſung des Vertrages, in 
bei dieſem Kündigungsrechte kann ich mich nicht mit dieſem harten 


welcher Richtung gar Manches zu amendieren iſt. Wenn ich die 
Sicherheit hätte, daſs der Gemeinderath auf die einzelnen Para— 
graphen des Vertrages eingehen wird, würde ich mir das Wort 
nachdem aber vielleicht die 
en bloc-Annahme beabſichtigt wird, will ich Ihnen ſchon jetzt 
zeigen, dass dieſelbe nicht möglich iſt, und dafs Sie auf die einzelnen 
Paragraphen eingehen müſſen, nachdem in denſelben ganz bedeutende 
juriſtiſche Fehler ſind, welche unbedingt verbeſſert werden müſſen. 

Ich möchte Sie bitten, ſich die Vorlage vor Augen zu halten, 
und an der Hand derſelben die einzelnen Paragraphe mit mir 
durchzugehen. Sie finden zunächſt im § 4 mehrmals den § 3 
citiert, und zwar im Hinblick auf das im §3 bezogene Heimfall 
recht und das dort bezogene . und endlich in der 
letzten Stelle des 8 4 wird auch § 3, Abſatz 3 bezogen. 

Ich will gleich bemerken, dafs dieſe Citierung, wie mir ſcheint, 
nicht ganz richtig iſt, ſondern der Abſatz 3 und 4 citiert fein ſollte, 
weil dieſelben Rechte, von welchen in dieſem letzten Abſchnitte die 
Rede iſt, ebenſo bezüglich des Abſatzes 3 als bezüglich des Ab— 
ſatzes 4 zu gelten haben. Um Ihuen 5 1 zu machen, 
will ich nur erwähnen, was eigentlich im § enthalten iſt. 

Es iſt dort euthalten: 

1. Ein Heimfallsrecht, 

2. ein Einlöſungsrecht, 

3. das Recht der Gemeinde, ihre Rechte zu eedieren, d. h. 
an andere zu übertragen, alſo ein Ceſſionsrecht, dann 

4. die Verpflichtung des Unternehmens zur Erhaltung feiner 
eigenen Privilegien, damit dieſe Privilegien der Gemeinde geradeſo 
übergeben werden können, wie ſie das Unternehmen ſelbſt hatte, 
weiters 

5. die Verpflichtung zur Übertragung derjenigen Privilegien, 

welche das Unternehmen nicht ſelbſt beſitzt, ſondern nur auszuüben 
das Recht hat, alſo die Übertragung des Rechtes zur Ausübung 
fremder Privilegien. 
Dias ſind die fünf Beſtimmungen, welche im § 3 enthalten 
ſind. Da würde es ſich empfehlen, um die Sache ganz deutlich 
und über jeden Zweifel zu ſtellen, § 3 in der Weiſe zu formulieren, 
dajs man denſelben in die Punkte 1, 2, 3, 4, 5 abtheilt nach den 
einzelnen Rechten, wie ich ſie eben definiert habe. Die Folge 
davon wäre, daſs ſich dann nicht immer im § 4 einfach nur auf 
5 3 bezogen würde und dafs beſtimmt wäre, auf welche Beſtimmung 
des § 3 im SA ſich bezogen wird, da dann ganz deutlich im 8 4 
gejagt wird: „§ 3, Zahl 1, 2, 3, 4, 5", je nach der Verſchieden— 
heit des Rechtes, auf welches ſich in den einzelnen Fällen bezogen 
wird. 

Die juriſtiſche Formulierung eines Vertrages iſt keine fo 
gleichgiltige Sache; es iſt Sache der juriſtiſchen Technik, aber 
nicht allein Formſache. Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche iſt bei 
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zweiſeitig verbindlichen Verträgen jede Undeutlichkeit, jede Zweifel— 
haftigkeit, die ſich in dem Vertrage befindet, wenn es zu einem 
Streit kommt, zum Nachtheil desjenigen auszulegen, welcher den 
Vertrag verfaſst hat, und da in dem gegebenen Falle mit Wahr— 
ſcheinlichkeit anzunehmen iſt, daſs die Gemeinde den Vertrag ver— 
faſst hat, und die Gemeinde es iſt, welche den Vertrag vorlegt, 
ſo würde jede Undeutlichkeit und jede Zweifelhaftigkeit zum Nach— 
theile der Gemeinde im Streitfalle ausgelegt werden müſſen. 

Das iſt der Grund, weshalb mir ſehr daran gelegen ift, dass 
der Vertrag in einer juriſtiſch correcten Form verfajst wird. Ich 
habe jetzt vom § 4 geſprochen; bitte ſich nun, meine Herren, 
einmal den § 18 anzuſehen. 

Ich werde noch einige dazwiſchen liegende Paragraphe ſpäter 
erörtern, alſo ich bitte, § 18, Abſatz 9, den größten, ins Auge 
zu faſſen. Da iſt der Fall des Schiedsgerichtes vorgeſehen und 
Folgendes beſtimmt. Es iſt wirklich der Mühe wert, dass Sie zu— 
hören, damit Sie vernehmen, was in dieſer litera ſteht (liest): 
„Beide Theile wählen zwei Schiedsrichter. Wenn ſich die vier 
Gewählten über den von ihnen zu nominierenden fünften Schieds— 
richter, welcher als Obmann zu fungieren hat, nicht einigen können, 
ſo ernennt die Handels- und Gewerbekammer den fünften.“ Das 
iſt ganz klar. Jetzt ſteht aber ein anderer Fall hier. „Wenn von 
den vier Schiedsrichtern einer ſtirbt oder ablehnt oder ſonſt aus— 
fällt, die Wahl zum Beiſpiel nicht annimmt, erneunt die Handels— 
und Gewerbekammer den fünften.“ Ich frage, wo iſt da der 
fünfte? Da fehlt ja der vierte! Wie kaun die Handels- und Ge— 
werbekammer den fünften ernennen? Nachdem einer geſtorben oder 
ausgefallen iſt, ſoll da die Handels- und Gewerbekammer den 
fehlenden vierten ernennen, — oder wird bezüglich des vierten 


Paragraphen zu leſen, und ich frage, ob derartige Beſtimmungen 
in einem von der Gemeinde Wien ausgefertigten Vertrage vor— 
kommen ſollen. 

Eine andere Beſtimmung im Vertrage bitte ich, ſich ebenfalls 
vor Augen zu halten. Da heißt es in § 8 (liest): „Von dem 
Beginne jeder Arbeit, welche ein Aufbrechen des ſtädtiſchen Grundes 
bedingt, iſt mindeſtens 24 Stunden früher die Gemeinde u. ſ. w. 
in die Kenntnis zu ſetzen und derſelben ein detailliertes Arbeits— 
programm vorzulegen. Dieſes Arbeitsprogramm iſt nach Zuſtim— 
mung ſeitens des Stadtbauamtes, wobei auf die zeitlichen unh 
thunlichſter Beſchleunigung im kurzen Wege der Unternehmung in 
einem Exemplare rückzuſtellen.“ 

Ich weiß nicht, ob vorausgeſehen ift, daßs innerhalb 24 Stunden, 
und zwar ſofort, die Erledigung gegeben wird. Wenn das voraus— 
geſehen wird, dann iſt allerdings die Beſtimmung richtig formuliert; 
wenn das aber nicht vorausgeſehen wird, wenn nicht angenommen 
wird, daſs er innerhalb 24 Stunden vor Beginn der Arbeit den 
Plan vorlegen ſoll, dann müjste die Faſſung dieſer litera eine 
andere ſein. 

Gleichfalls heißt es in dem § 8, und zwar im Abſatz 7 (liest): 
„Bei Aufgrabungen, Ausbeſſerungen u. ſ. w., wenn irgend ein 
Schaden geſchieht, hat die Unternehmung geeignete Abhilfe, eventuell 
Schadenerſatz zu leiſten.“ Nun wird ja in anderen Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen der Fall vorgeſehen, daſs die Unternehmung 
die ihr obliegende Arbeit nicht leiſtet und infolge deſſen die Ge— 
meinde dieſe Arbeit macht und dann natürlich den Koſtenerſatz bei 
der Unternehmung ſucht. Damit das geſchehen kann, damit aber 


nach der Stiliſierung des Abſatzes 
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die Gemeinde berechtigt fein kaun, an Stelle der Unternehmung 
einzutreten und die Arbeit zu leiſten, mufs vertragsmäßig der 
Unternehmung eine gewiſſe Zeit gegeben ſein. Sie müſſen hier 
eine gewiſſe Zeit geben, und es kann heißen entweder „ohne Verzug“, 
„ſofort“ oder eine ſouſtige Beſtimmung. 

Ich meine, dafs es im gegebenen Falle richtig wäre, wenn 
es hieße: „ſofort“ iſt die geeignete Abhilfe zu treffen, widrigens 
die Gemeinde eventuell — wie es in dem anderen Paragraphen 
heißt — die Arbeit an Stelle der Unternehmung leiſten und Erſatz 
zu fordern berechtigt ſein ſoll. Jedenfalls muss die Zeit gegeben 
ſein, entweder mit meiner Meinung nach „ſofort“ oder in anderer 
Weiſe. 

Ich bitte gleich den folgenden Abſatz des § 8 ſich vor Augen 
zu halten. Da finden Sie: „Die Unternehmung iſt gehalten, bei 
Legung von Leitungen in Gärten, Anlagen, bei Brücken und anderen 
Objecten alle zum Schutze dieſer Objecte erprobten Verſicherungen 
anzulegen.“ Gut! Das iſt eine richtige Beſtimmung. 

Jetzt kommt der zweite Abſatz: „ohne dass deshalb von der 
Unternehmung eine wie immer Namen habende Entſchädigung an— 
geſprochen werden darf“. Wer ſpricht die Entſchädigung au, und 
gegen wen wird ſie angeſprochen? Heißt das: die Unternehmung 
darf keine Entſchädigurg gegen die Gemeinde anſprechen — das 
iſt offenbar der Sinn und iſt jo gemeint —, es kann aber auch 
heißen: ohne daſss die 
Gemeinde eine Entſchädigung gegen die Unternehmung anſprechen 
kann, wenn irgend welcher Schaden entſteht. Das iſt die einfache 
paſſive Form des Satzes und daraus entſteht der Zweifel. 

Ich bitte, ſich nun den § 19 vor Augen zu halten. Da wird 
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etwas anderes vorgekehrt? Ich bitte, die Beſtimmungen dieſes von Conventionalſtrafen geſprochen und es wird unter dem Titel 


„Conventionalſtrafen“ alles Mögliche durcheinander geworfen, was 
eigentlich gar nicht Conventionalſtrafe iſt. Es iſt dies ohnehin ſchon 
von Herrn Dr. Nechansky — ich bin erſt zum Schluſſe ſeiner 
Ausführungen gekommen — zum Theile oder ganz (Rufe: Ganz!) 
erörtert worden. 

Es ſind in dieſem § 19 nämlich Orduungsſtrafen enthalten, 
ſolche Strafen, welche die Gemeinde verhängt, kraft der ihr zu— 
ſtehenden Amtsgewalt, welche von Seite des Magiſtrates zu ver⸗ 
hängen ſind, wenn z. B. die Straße nicht genau eingehalten wird, 
eine Beſchädigung der Straßendecke oder an ſonſtigen Objecten 
vorkommt, andere Beſtimmungen ſind aber privatrechtlicher Natur. 

So hat die Unternehmung einen beſtimmten Erſatz wegen 
Nichterfüllung beſtimmter Vertragsverpflichtungen an die Gemeinde 
zu leiſten. Dieſe Beſtimmung iſt vollſtändig privatrechtlicher Natur, 
und nur eine ſolche Strafe kann als Conventionalſtrafe betrachtet 
werden. Der Stadtrath oder Referent hat ſich über dieſe Schwierigkeit 
in ſehr einfacher Weiſe hinweggeholfen. Er hat als Titel obenau 
das Wort „Conventionalſtrafen“ geſetzt, in allen folgenden Para— 
graphen ſetzt er aber immer nur das Wort „Strafen“ und läſst 
in Zweifel, ob das Ordnungsſtrafen ſind, welche vom Magiſtrat 
verhängt werden, oder ob das eine ſogenannte Conventionalſtrafe 
iſt, d. h. eine Entſchädigung, wenn wir ſo ſagen dürfen, welche 
auf Grund des privatrechtlichen Verhältniſſes von dem Unter— 
nehmen an die Gemeinde zu leiſten iſt. 

Dann bitte ich, ſich eine weitere Beſtimmung vor Augen zu 
halten, und zwar lit. k desſelben $ 19. Da heißt es, daſs die 
Unternehmung ſtraffällig wird, wenn fie die Beſtemmungen der 
§§ 1, 2 und 10 der Bedingungen nicht einhält. 
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Leſen Sie gefälligſt den § 2 und zeigen Sie mir, welche 
Beſtimmung darin enthalten iſt, welche die Unternehmung nicht 
einhalten kaun. Ich habe eine ſolche Beſtimmung in § 2 nicht 
gefunden. (Rufe: § 2 der Bedingungen!) Ja, wenn es § 2 der 
Bedingungen betr jo iſt es ein Irrthum meinerſeits, das gebe 
ich zu. 

Dieſe und andere Bemängelungen ſind es nun, welche mich 
veranlaſſen, die Bitte zu ſtellen, dass dieſer Vertrag nicht en bloc 
angenommen, ſondern paragraphenweiſe durchdebattiert und in den 
einzelnen Paragraphen den von mir gerügten juriſtiſchen Bedenken 
Rechnung getragen werde. 

doch ein Punkt, der allerdings minder wichtig iſt, den ich 
aber auch gerne zur Sprache gebracht hätte, wäre der, daſs ich 
es principiell nicht wünſchen würde, dafs von jetzt ab die Ge— 
meinde bei irgend einem Falle je eine fünfpercentige Verzinſung 
zu leiſten hat. Wir ſtehen jetzt auf der Baſis der vier Percent. 
Die Gemeinde ſoll von nun ab überall, in allen Verträgen, wo 
fie eine Verzinſung zu leiſten hat, auch vertragsmäßig nur eine 
vierpercentige Verzinſung beſtimmen. Das iſt ein principieller 
Standpunkt, obwohl ich einſehe, daſs er im gegebenen Falle von 
gar keiner oder einer höchſt geringen Bedeutung ſein wird. Dieſem 
Bedenken bitte ich, ſofort oder bei Erörterung der einzelnen Para— 
graphen dieſes Entwurfes Rechnung zu tragen. 

Gem.-Nath Djörup: Ich möchte nur ein Wort beanſtänden. 
Der Herr Referent hat uns geſagt, in dem urſprünglichen Ver— 
trage, den wir nicht kennen, hieß es: „Die Geſellſchaft hat das 
Recht, eine Prüfung der Inſtallation der Häuſer vorzunehmen.“ 
In dieſem Vertrage aber hat ſie nicht allein das Recht, ſondern 
die Pflicht. Was iſt die Conſequenz davon? Wir haben vor ein 
paar Tagen bei dem Referate über das technologiſche Gewerbe— 
muſeum gehört, dafs dort eine elektrotechniſche Schule exiſtiert; 
wir wiſſen aus anderen Anläſſen, dals in Wien die elektrotechniſchen 
Juſtallationsarbeiten nicht auf der letzten Stufe ſtehen. Und hier 
geben wir auf viele Jahre ein Monopol an die Geſellſchaft, dafs 
ſie allein in vielen Häuſern die Inſtallation vornehmen kann, 
indem wir ihr die Prüfung als Pflicht auferlegen. Wenn ich eine 
Drahtleitung in mein Haus lege, jo mußs ich den Leuten alles 
bloßlegen und mich ihren Sekkaturen ausſetzen. Wenn aber die 
Geſellſchaft nur das Recht der Überwachung hat, ſo kann der 
Hausbeſitzer oder Gewerbetreibende den erſtbeſten Inſtallateur die 
Arbeit ausführen laſſen. Hier verdient alſo der alte Vertrag den 
Vorzug, indem er nicht die Pflicht, ſondern nur das Recht der 
Prüfung normiert. Sonſt hindert die Geſellſchaft die Inſtallation 
von Seiten anderer Elektrotechniker in ſolchen Häuſern, wo ihre 
Drähte ſich bereits befinden. 

Eine Beſtimmung „bis zur Mauergrenze“ hat gar keinen 
Wert, weil in neunundneunzig von hundert Fällen die inneren 
Juſtallationsarbeiten auch der Geſellſchaft zur Ausführung über— 
geben werden; es wird ihr alſo ein Monopol in die Hand ge: 
geben. Ich bin alſo mit allem einverſtanden, nur ſoll ſtatt des 
Wortes „Pflicht“ das Wort „Recht“ belaſſen werden, wie dies 
früher der Fall war. 

Gem.-Nalh Heiler: Ich möchte mir eine Anfrage an den 
Herrn Referenten erlauben, in Betreff der Haftung der Geſellſchaft 
für Inſtallationen, für deren Prüfung die Geſellſchaft eine Taxe 
eingehoben hat. § 21 ſpricht ſich diesbezüglich nicht deutlich aus. 
Nehmen wir an, es ſei durch eine Leitung, die geprüft wurde, 
einem Privaten ein Schaden erwachſen. Es entſteht z. B. durch 
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die Schlechte Isolierung der Drähte ein Feuer oder durch die Be: 
triebsmotoren ſonſt ein Unglück, was ja leicht möglich iſt, wenn 
eine ſtarke Elektricitätskraft zum Betriebe von Motoren in die 
Drähte eingeleitet wird. Wie iſt in einem ſolchen Falle im Ver— 
trage das Eigenthum der Privaten, bei denen die Prüfungstaxe 
eingehoben wurde, ſichergeſtellt? 

§ 21 lautet (liest): 

"Di Unternehmung haftet für allen Schaden, welcher durch 
ihre oder ihrer Beſtellten Verſchulden au privatem, ſtädtiſchem oder 
öffentlichem Eigenthum verurſacht wird.“ 

Bezieht ſich das auch auf die Prüfung der von anderen Iu— 
ſtallateuren gemachten Inſtallation, für welche durch Einhebung 
der Prüfungstaxe die Elektricitäts-Geſellſchaft die Haftung über— 
nimmt? Wie lange dauert dieſe Haftung? Iſt hier eine Nach— 
prüfung nothwendig oder dauert die Haftung ſolange, als die 
elektriſche Aulage functioniert? Das mußs klar und deutlich im 
Vertrage ſichergeſtellt werden, denn die Commune iſt dazu da, den 
Privaten, den Gewerbsmann zu ſchützen. Im § 21 liegt das 
vielleicht verſteckt ausgeſprochen — ich bin kein Juriſt, um das 
beurtheilen zu können — ich finde es darin aber nicht und darum 
möchte ich mir diesbezüglich vom Herrn Referenten eine Aufklärung 
erbitten. 

Referent: Ich glaube, daſs der Vertrag diesfalls deutliche 
Beſtimmungen enthält. Der § 21 ſagt ja ausdrücklich, worin dieſe 
Haftung beſteht. Es iſt in der Anfrage auf die Prüfung und auf 
die Prüfungstaxe Rückſicht genommen, und da mußs ich wieder auf 
den betreffenden Paragraphen verweiſen, wo es ja ausdrücklich 
ausgeſprochen iſt, inwieferne die Geſellſchaft zu haften hat; ſie 
haftet für die Prüfung nach Maßgabe der Zugänglichkeit. Über 
dieſe Haftung hat ja der Stadtrath Wochen und Wochen, ja ich 
kann ſagen, af monatelang geſtritten, weil ſich die Ge ſchaft 
abſolut dagegen ſträubte, diesfalls irgend eine Haftung zu über— 
nehmen. Ferner iſt in Anſehung der Haftung eine Zeitbeſchränkung 
nicht vorhanden, alſo iſt die Haftung eine unbedingte, weil eben 
keine Beſchränkung zum Ausdrucke gelangt. Natürlich iſt die Haftung 
in Anſehung jener Arbeiten, welche nicht die Geſellſchaft, ſondern 
die Inſtallateure machen, nebſtbei aufrecht, wie es in dem Vertrage 
deutlich zu leſen iſt. 

Gem.⸗Nath Seiler: Das iſt hier nicht deutlich zu leſeu. 
Dieſer § 21 bezieht ſich auf das, was vor dem Elektricitätsmeſſer 
geſchieht, aber hier muſs auch die Beſtimmung aufgenommen 
werden, dajs die Geſellſchaft für Inſtallatiouen haftet, die hinter 
dem Elektricitätsmeſſer, alſo in den Häuſern oder Fabriksaulagen 
gemacht worden ſind. Wenn die Geſellſchaft eine Taxe für die 
Prüfung einhebt, ſo iſt ſie auch verpflichtet, zu haften. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, den Antrag 
ſchriftlich zu überreichen. 

Gem.-Nath Markl: Ich habe mir zu § 7 der Bedingungen 
das Wort erbeten; hier iſt der Einheitspreis für die Hektowatt— 
ſtunde mit 6 kr. für die ganze Vertragsdauer feſtgeſetzt. Nun 
iſt dies aber eine ſehr lange Zeit; es iſt zwar auch vor— 
geſorgt worden, dafs, wenn der Betrieb oder die Herſtellung der 
Elektricität in billigerer Weiſe zu Stande gebracht wird, mittelſt 
einer gemeinſamen Reviſion der Preis feſtgeſetzt werden könne. 
Das iſt aber nur der Anſicht der Geſellſchaft ſelbſt überlaſſen, und 
ich glaube, hier ſollte die Communalverwaltung die Conſumenten 
inſofern in Schutz nehmen, daſs die Preisreviſion in einer be— 
ſtimmten Zeit vorgenommen werden ſollte. Ich erlaube mir daher 
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den Antrag zu ſtellen, daſs in dieſen Paragraph aufgenommen 
werde, dafs die Reviſion der Einheitspreiſe von zwei zu zwei 
Jahren erfolgen ſolle. 

Referent (zum Schlusswort): Ich habe zunächſt hinſichtlich 
der Ausführungen, welche Herr College Dr. Stern vorgebracht 
hat, Folgendes zu erwidern: Zwei ſeiner Bemerkungen finde ich 
für begründet; dieſen kann ſtattgegeben werden. Nicht ſo iſt es 
mit den anderen. Wenn Herr Dr. Stern bemängelt hat, daſs 
gleich im Anfange des Vertrages Punkt 4, Abſatz 4, nicht hinein— 
bezogen werden kann, ſo ſteht dem nichts entgegen. Der Stadtrath 
hat geglaubt, daſs es überflüſſig iſt und hat es darum aus— 


gelaſſen; es kann dieſer Anſchauung des Gem.-Rathes Dr. Stern 


ſehr leicht Rechnung getragen werden, und auch der Referent iſt 
dazu bereit, daſs Punkt 4, Abſatz 4, an der betreffenden Stelle 
auch hineingenommen werde. Ebenſo, finde ich, hat er einen Grund, 
wenn Herr Gem.⸗Rath Dr. Stern glaubt, dass im 8 8 eine 
Stelle nicht genug deutlich ſtiliſiert iſt, wo es heißt: „ohne dass 
von der Unternehmung diesfalls ein Anſpruch erhoben werden 
darf“. Das iſt nicht ſchön geſagt, aber man weiß, was man 
darunter zu verſtehen hat. Man kann das aber klar zum Ausdruck 
bringen, indem man ſagt: „ohne dajs die Unternehmung einen 
Anſpruch gegenüber der Gemeinde hat.“ 

In dieſem Sinne kann der Anſchauung des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Stern Rechnung getragen werden. Weniger begründet 
war, glaube ich, ſeine Anſicht bezüglich des Schiedsgerichtes. Das 
ſcheint eine Wortklauberei zu ſein, denn man weiß genau, was 
man will. Vier Schiedsrichter ſind da, wenn ſie einen fünften 
wählen, ſo ſind es fünf. Wenn einer ſtirbt, ſo können die vier 
einen fünften wählen. Es kann wohl der Fall vorkommen, daſs, 
bevor der fünfte gewählt iſt, noch einer ſtirbt. Aber das geht zu weit. 

Ich glaube, wer das liest, ohne in Wortklauberei zu verfallen, 
wird genau wiſſen, wie viel zu wählen ſind, ob einer, zwei — drei — 
oder vier, es handelt ſich eben nur um die Deutlichkeit. Dieſe iſt 
— glaube ich — gegeben. Wenn ſich übrigens diesfalls im Ge— 
meinderathe einer anderen Anſchauung zugeneigt wird, ſo kann 
man ſehr leicht eine Abänderung der Stiliſierung in dieſem Sinne 
vornehmen. Das unterliegt auch keinem Anſtande. 

Nicht richtig iſt es aber und ich mufs es entſchieden ablehnen, 
was ſeitens des Herrn Gem.-Rathes Dr. Stern bemerkt wird, 
daſs zur Citierung des § 2 in einem anderen Paragraph gar kein 
Anlaſs ſei. Das finde ich nicht für richtig. In der betreffenden 
Vertragsſtelle — es handelt ſich da nämlich um den Anſchluſs an 
die Zuleitung — iſt ausdrücklich gejagt, dass hier die Preiſe mit 
der Gemeinde vereinbart werden müſſen. Das iſt eine wichtige 
Beſtimmung, und daher iſt mit Recht auch dieſer Paragraph citiert. 

In Anſehung der Bemänglungen, welche von Seite des 
Herrn Collegen Djörup erhoben wurden und den Punkt betreffen, 
es ſollte die Geſellſchaft nur das Recht — wie früher — nicht 
die Pflicht der Prüfung haben, fo muss ich mich entſchieden 
dagegen ausſprechen. Gerade der Stadtrath iſt auf dem Stand— 
punkte geſtanden, dajs man der Geſellſchaft bei dem Mangel eines 
Geſetzes dieſe Pflicht auferlegen muſs, um nicht ſelbſt im Falle 
eines Unglückes die Verantwortung zu tragen, welche wir heute, 
wo ein Geſetz nicht beſteht, nicht tragen können. In dieſer Rich— 
tung glaube ich, iſt die Vorlage ein Fortſchritt, nicht ein Rück— 
ſchritt. Für die Geſellſchaft allerdings iſt fie eine Laſt; dieſelbe 
hat ſich auch gewehrt, ſoviel ſie konnte; aber für uns und die 
Conſumenten iſt es ein Vortheil, und ich glaube diesfalls der 
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betreffenden Anregung nicht ſtattgeben zu können. Ich glaube auch, 
meine Herren! — ich thue dies nicht etwa aus Eitelkeit oder 
Bequemlichkeit — aber wenn keine anderen Bemänglungen vorge— 
bracht werden, ſo könnten Sie wohl im großen und ganzen nach 
der General-Debatte die Vorlage annehmen. Den Anregungen wird 
Rechnung getragen werden, ſoweit fie begründet find, 

Die anderen aber wird die Mehrzahl der Herren wohl auch 
nicht für begründet finden. Ich bitte Sie alſo, dem Vertrage im 
ganzen, wie er vorliegt, mit den Zugeſtändniſſen, die ich ja ſehr 


gerne gemacht habe, Ihre Zuſtimmung zu geben. 


Vice-Pürgermeiſter Dr. Grübl: Wir ſetzen in der nächſten 
Sitzung die Verhandlung über dieſen Gegenſtand fort. Die heutige 
Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluſs der Sitzung um 8 Uhr abends.) 


Sludtruth. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 24. Jänner 1893. 


Vorſitzende: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Meißl, 
Boſchan, Müller, 
v. Götz, v. Neumann, 
v. Goldſchmidt, Noske, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Matthies, Witzelsberger, 
Matzenauer, Wurm. 


Beurlaubt: St.⸗R. Rückauf und Vaugoin. 


Schriftführer: Concipiſt H. Pfeiffer. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 

(361.) St.-N. Meißl referiert über Geſuche um Aufnahme in 
den Gemeindeverband aus dem V. Bezirke, und beantragt die Ver— 
leihung der Zuſtändigkeit an: 

Becker Joſef, Tiſchlergehilfe; 

Kolup Franz, Kellner; 

Dolezal Franz, Tiſchlergehilfe; 

Dewaty Alois, Buchbindergehilfe; 

Stadlbauer Franz, Hilfsarbeiter; 

Eſchberger Johann, Privatbeamter; 

Rozhon Julius, Kellner; 

Hilzinger Philomena, Fabriksarbeiterin; 

Huber Alois Anton, Hilfsarbeiter; 

Krennſtetter Leopold, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 

Boſak Franz, Maurergehilfe; 

Sterba Leopold, Privatier; 

Enderle Anton, Tiſchlergehilfe; 

Windhab Heinrich, Maſchinenſchloſſergehilfe. 

(An genommen.) 
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(315.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Heinrich 
Stiaßny, Huf- und Wagenſchmied, um Verleihung des Bürger⸗ 
rechtes und beantragt die Geſuchsgewährung. ( Angenommen.) 

(336.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit eines Platz— 
zinſes nach Maria Valla per 2 fl. und beantragt die Abſchreibung. 

(Angenommen.) 

(10.) St.-N. Dr. Stenzk referiert über den Verkauf einer 
Bauſtelle Ecke der Acker- und Spitalgaſſe im IX. Bezirke. 

Über Antrag des StR. Nitt. v. Neumann wird beſchloſſen, 
dieſes Referat zu vertagen. 

7847/2.) Derſelbe referiert über Geſuche um Aufnahme in 
den Gemeindeverband aus dem V. Bezirke und beantragt: 

a) die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Safar Anna, Bedienerin; 

Pirkl Adolf, Geſchäftsdiener: 

Sip Wenzel, Tiſchlergehilfe; 

Felkel Joſef, Mechaniker; 

Ebner Paul, Dampfkeſſelheizer; 

Kratoch wil Franz, Schneider; 

Ziska Anton, Hauſierer; 

Draxler Michael, Gaſtwirt; 

Bauer Johann, Schweizer; 

Ranz Anna, Wäſcherin; 

Swoboda Thereſia, Wäſcherin; 

p) die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Ge— 
meindeverband an: 

Sprandel Johann, Tiſchler; 

Baumann Friedrich Hermann, Hilfsarbeiter; 


jr 


Wild (auch Boch Georg, Seidenfärbergehilfe. 


(Angenommen.) 


(284.) Derſelbe referiert über die Eingabe des öſterreichiſchen 
patriotiſchen Hilfsvereines zugleich Landeshilfsverein vom rothen Kreuze 
für Niederöſterreich um Beitritt der Gemeinde Wien als unterſtützendes 
Mitglied und beantragt, die Gemeinde Wien trete dieſem Vereine 
als ordentliches Mitglied mit dem Jahresbetrage von 50 fl. bei. 

(Angenommen.) 

(343.) Derſelbe referiert über die Errichtung eines Verbrenn— 
ofeus für inficierte Gegenſtände und beantragt, die Verwendung des 
ehemaligen ſogenannten Kübeldepots an der Roſsauerlände zur Er— 
richtung eines Verbrennofens zu genehmigen. (Angenommen.) 

(234.) Derſelbe referiert über den Recurs der Julie Fried 
puncto ſanitätspolizeilicher Verfügungen, XIII., Hütteldorf, Hauptſtraße 
Nr. 34 und beantragt die Abweiſung des Recurſes. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, dem Recurſe mit dem Beiſatze 
Folge zu geben, dass die Aufträge des magiſtratiſchen Bezirksamtes 
inkraft treten, inſoferne ſich neuerliche Übelftände ergeben. 

Der Antrag Matzenauer wird angenommen. 

(194) Derſelbe referiert über den Recurs des Georg Baßler 
wegen Auftrages bezüglich ſanitärer Übelſtände im Hauſe XIV., März⸗ 
ſtraße Nr. 58 und beantragt die Abweiſung. 

St.⸗R. Schneiderhan beantragt, es ſeien Erhebungen zu 
pflegen, ob die Bedienſteten dort ſtabil wohnen oder dieſe Ubication 
nur vorübergehend benützt werden. 

St.⸗R. Dr. Vogler beantragt, dem Georg Baßler die 
Protokollarausſage des Gehilfen vorzuhalten. 

Es wird beſchloſſen, es folle dem Georg Baßler die Protokollar⸗ 
ausſage des Gehilfen vorgehalten werden, insbeſondere darüber, ob 
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die Gehilfen ſtabil in der fraglichen Übication wohnen und ob dem— 


ſelben das Erſcheinen der Commiſſion früher angekündigt war. 
(216.) Derſelbe referiert über die Vorſtellung, eventuell Recurs 
des Dr. Adolf R. v. Ofenheim wegen ſanitärer Verfügungen, 
X., Landgutgaſſe Nr. 15 und beantragt, mit Rückſicht darauf, daſs 
die ertheilten Aufträge ausgeführt worden find, lediglich die Kenntnis— 
nahme. ( Angenommen.) 
(288.) Derſelbe referiert über den Recurs der Eigenthümer der 
Häuſer Nr. 9, 11, 13, 15 und 17 Hirſchengaſſe im XI. Bezirke 
bezüglich ſanitätspolizeilicher Aufträge wegen Unrathsableerung an Plätzen 
in der Schulgaſſe nächſt der Bürgerſchule am Simmeringer Marktplätze 
und beantragt die Abweiſung im Sinne des Antrages des magiſtra— 
tiſchen Bezirksamtes. (Angenommen.) 
(383.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des patriotiſchen 
Frauenhilfsvereines für Niederöſterreich um Überlaſſung des Schul— 
gebäudes Währing, Klettenhofergaſſe 3 für ein Reſerveſpital im Kriegs— 
falle und beantragt, es ſei dem Zweigvereine der Gerichtsbezirke 
Hernals, Währing und Ottakring des patriotiſchen Frauenhilfsvereines 
für Niederöſterreich in Gewährung ſeines neuerlich geſtellten Anſuchens 
eine vorübergehende Benützung des Schulgebäudes XVIII., Kletten— 
hofergaſſe 3 zum Zwecke der Errichtung eines Reſerveſpitales für 
100 verwundete k. u. k. Soldaten, jedoch nur für den Fall eines 
Krieges und auf Koſten des anfuchenden Vereines gegen vorherige 
Anmeldung im Mobiliſierungsfalle zuzuſichern. 
St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt den Zuſatz, daſs irgend eine 
Benützung vor dem gegebenen Falle der Mobiliſierung ausgeſchloſſen ſei. 
Der Referenten-Antrag und der Antrag des St.-R. Dr. v. 
Billing werden angenommen. 


(328.) St.-R. Schneiderhau referiert über das Offertverhand— 
lungs-Ergebnis puncto Kehrichtsabfuhr in dem Bezirkstheile Inzersdorf 
des X. Bezirkes, in den Bezirkstheilen Dornbach und Neuwaldegg des 
XVII. Bezirkes und in der J. Section des XIII. Bezirkes. 

Referent beantragt: 

1. Die Annahme des Offertes Nr. 26 der Beſtbieter Kümmerle 
und Herberth für die J. Section des XIII. Bezirkes für die Zeit 
vom 1. März 1893 bis inclufive 30. Juni 1895 mit der geforderten 
Entlohnung von 5100 fl. jährlich. 

2. Die Annahme des Offertes Nr. 7 des Johann Rouſſeau 
für die Bezirkstheile Dornbach und Neuwaldegg des XVII. Bezirkes 
für die Zeit vom 1. März 1893 bis 31. October 1893 mit der 
geforderten Entlohnung von 8 fl. 50 kr. per Tagfuhr. 

3. Bezüglich der Vergebung dieſer Arbeiten für den Bezirkstheil 
Inzersdorf des X. Bezirkes ſei eine neuerliche beſchränkte Dffert- 
verhandlung anzuordnen. 

St.⸗R. v. Götz beantragt: 1. dafs bei regelmäßig wiederkehrenden 
Vergebungen die Offertverhandlungsergebniſſe drei Monate vor dem 
entſprechenden Termine dem Stadtrathe zur Beſchluſsfaſſung vorzu— 
legen ſeien, und 

2. dafs die Vergebung dieſer Arbeiten im XIII. Bezirke in zehn 
Loſen in Erwägung zu ziehen ſei. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, den Magiſtrat zu beauftragen, 
in Erwägung zu ziehen, ob es nicht zweckmäßig ſei, dieſe Arbeiten 
bezüglich der einbezogenen Vororte mit Rückſicht auf die große Aus⸗ 
dehnung derſelben in kleineren Partien zu vergeben und hierüber zu 
berichten. 

Der Referenten⸗Antrag, der Antrag des St.⸗R. v. Götz sub 1, 
ſowie der Antrag des St.-R. Matzenauer werden angenommen. 
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(338.) Derſelbe referiert über die Herſtellung der Wienfluſs⸗ 
Cunette pro 1893 und beantragt, für die Ausführung der Wienfluſs⸗ 
Cunette in eigener Regie in der vom Bauamte angeführten Strecke 
im Jahre 1893 einen Betrag von 10.000 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(379.) Derſelbe referiert über die Weitervergebung des Gemeinde— 
fuhrwerkes für die Straßenſäuberung im XI. bis XIII., dann im 
XV. bis inclusive XIX. Bezirk vom 1. Juli 1893 bis 30. Juni 1897 
und beantragt, die Beſorgung der zum Zwecke der Reinigung und 
Inſtandhaltung der Straßen, Gaſſen und Plätze im XI. bis incluſive 
XIII., dann im XV. bis incluſive XIX. Bezirk erforderlichen Fuhr— 
werksleiſtungen für die Zeit vom 1. Juli 1893 (reſpective für das 
Gebiet der beſtandenen Gemeinde Ottakring vom 1. Jänner 1894, 
für das Gebiet der beſtandenen Gemeinde Neulerchenfeld vom 1. Mai 
1893 und für das Gebiet der beſtandenen Gemeinde Hernals vom 
1. November 1893) bis incluſive 30. Juni 1897 auf Grund der 


vorgelegten Vorſchrift im Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offert— | 
Angenommen) 


verhandlung zu vergeben. 

371.) St.-N. Dr. v. Billing referiert über die Ertheilung 
des iſraelitiſchen Religionsunterrichtes an der Communal-Oberrealſchule 
im IV. Bezirke und beantragt, die Beſtellung des Rabbiners Dr. Moriz 
Deutſch als iſraelitiſchen Religionslehrer auf die Dauer des Bedarfes 
zu genehmigen und demſelben vom 3. November 1892 an die normal— 
mäßige Remuneration von jährlich 60 fl. für jede wöchentliche Unter— 
richtsſtunde anzuweiſen. (Angenommen.) 

(335.) Derſelbe referiert über das neuerliche Anſuchen der 
Donauregulierungs⸗Commiſſion, betreffend die Herabſetzung der Bau— 
linientaxe bezüglich der Donauregulierungsgründe unterhalb der Aus— 
ſtellungsſtraße und beantragt, der Stadtrath wolle feinen Beſchluſs 
vom 23. November 1892, Z. 6861, womit die Berechnung der 
Baulinientaxe nach Tarif Poſt 3 für die Handelsquaiſtraße und die 
Ausſtellungsſtraße für die noch der Donauregulierungs-Commiſſion 
gehörigen Gründe als gerechtfertigt erkannt wurde, aufrechthalten. Es 
werde ſohin das neuerliche Anfuchen der Donauregulierungs-Commiſſion 
um Taxermäßigung als geſetzlich unbegründet abgelehnt und derſelben 
bekauntgegeben werden, dass die Vorlage der Eingabe als Recurs an 
die k. k. u.⸗ö. Statthalterei im Hinblicke auf die Beſtimmungen der 
88 73 und 82 des Landesgeſetzes vom 19. December 1890, L.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 45 unſtatthaft iſt. (Angenommen.) 


(269.) St.-N. Matzenauer referiert über das Anſuchen des 
gohann Reiſenleitner um weitere Miete der Kaffeehauslocali⸗ 
täten im Bürgerſpitalfondshauſe, I., Zelinkagaſſe 13 und beantragt: 

1. Die Parterrelocalitäten Zins Nr. IX top. Nr. 41, 42, 43, 
44 in obigem Hauſe werden zum Zwecke des Betriebes eines Kaffees 
hauſes vom 1. Mai 1893 ab auf die Dauer von ſechs aufeinander 
folgenden Jahren, d. i. bis 1. Mai 1899 dem Johann Reiſen⸗ 
leitner unter den in dem Vertrage vom 28. November 1887, 
Z. 330000, enthaltenen Bedingungen mit Ausnahme jener Be⸗ 
ſtimmungen, wodurch Karl Oſtermeyer verpflichtet iſt, für die Ein- 
haltung der Vertragsverbindlichkeiten durch Johann Reiſenleitner 
als Bürge und Zahler zu haften, um den jährlichen Mietzins von 
5800 fl. und 12½ Percent Nebengebüren, daher um den Geſammt⸗ 
zins von jährlich 6500 fl. 50 kr. wieder vermietet. 

2. Die von Karl Oſtermeyer zufolge Vertrages vom 28. No— 
vember 1887, Z. 330000, erliegende Caution iſt demſelben nach 
Ablauf des bezogenen Vertrages zu erfolgen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
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(327.) Derſelbe referiert über den Verkauf von Durchforſtungs⸗ 
holz auf den Inſeln beim Rohrwörth am Ebersdorfer Fondsgute und 
beantragt, die Forſtverwaltung in Groß-Enzersdorf zu ermächtigen 
inſoferne ein beſſeres Offert nicht zu erzielen iſt, das fragliche Durch⸗ 
forſtungsholz auf den Inſeln beim Rohrwörth, und zwar 11 Naummeter 
Scheiter zu 1 fl. 50 kr., 100 Raummeter Prügeln zu 80 kr. per 
Raummeter, ſowie den Moder zum Tagespreiſe von 50 kr. an Alois 
Elsner zu verkaufen. (An genommen.) 

(367.) Derſelbe referiert über die Sicherung des in der Peigenau, 
am Ebersdorfer Fondsgute lagernden Holzes gegen das Hochwaſſer 
und beantragt: 

1. Die Koſten der Ausfuhr und der theilweiſen Neuſchlichtung 
mit zuſammen 559 fl. 85 kr., welche auf der Präliminar-Ausgabs⸗ 
Rubrik I 1 gedeckt find, ſowie die Effectuierung der Ausfuhr unter 
den im Licitationsprotokolle angegebenen Bedingungen durch Karl Zach 
zu genehmigen. 

2. Den Lagerplatz unter den vom Magiſtrate vorgeſchlagenen 
Bedingungen von der Dreh erſſchen Okonomieverwaltung um 50 fl. 
per Jahr zu pachten. ( Angenommen.) 

(337.) Derſelbe referiert über die Numerierung von Neubauten 
in der Börſegaſſe im I. Bezirke und beantragt, für die Grundbuchs- 
Einlage Nr. 1315 und 1036 die Beſtimmung der Or.⸗Nr. 1 und 3 
Börſegaſſe und die Umnumerierung der anſtoßenden Häuſer nach der 
vom magiſtratiſchen Bezirksamte für den I. Bezirk vorgelegten Zu⸗ 
ſammenſtellung. ( Angenommen.) 

(319.) Derſelbe referiert über die Koſten für Renovierungs⸗ 
arbeiten am Holzbau des ſtädtiſchen Donauſtrombades und beantragt, 
die Überſchreitung per 294 fl. 40 kr. nachträglich zu genehmigen. 

( Angenommen.) 

(313.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkit eines Platz⸗ 
zinsrückſtandes für neun Lichteinfallsöffnungen bei dem Haufe Nr. 16 
Wollzeile, I. Bezirk und beantragt, es ſei der für die beim Hauſe 
Nr. 16 Wollzeile im I. Bezirke beſtehenden neun Lichteinfalls— 
öffnungen aushaftende Platzzins für die Zeit vom 30. April 1887 
bis 28. März 1891 im Geſammtbetrage von 160 fl. in Abſchreibung 
zu bringen. (Angenommen.) 


(225.) St.-N. Kreindl referiert über das Auſuchen des Stiftes 
Kloſterneuburg wegen Demolierung des ſogenannten alten Schulhauſes 
Nr. 91 in Grinzing, XIX. Bezirk, und beantragt, dem Stifte Klofter- 
neuburg befanntzugeben, daſs die Gemeinde Wien derzeit nicht in der 
Lage iſt, dem Anſuchen um Demolierung obigen Hauſes zu entſprechen. 

( Angenommen.) 

(364.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Brichnac 
um Nachſicht der Hundeſteuerſtrafe per 8 fl. und beantragt die Herab— 
ſetzung auf die einfache Gebür von 4 fl. Angenommen.) 

(238.) Derſelbe referiert über die ſtatiſtiſchen Ausweiſe über den 
Verkehr der Perſonenaufzüge im Rathhauſe pro 1892 und beantragt 
die Kenutnisnahme. (An genommen.) 

(277.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit von Hunde⸗ 
ſteuerbeträgen und Hundeſteuerſtrafen nach 53 Parteien aus dem 
X. Bezirke und beantragt die Abſchreibung, beziehungsweiſe Nachſicht. 

Angenommen.) 

(274, 275, 276.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit 
von Beerdigungskoſten nach 75 Parteien aus dem II. Bezirke, nach 
12 Parteien des XVI. Bezirkes und 32 Parteien des X. Bezirkes. 

Referent beantragt die Abſchreibung. Angenommen.) 
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(157.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Thomas May 

um Nachſicht der Hundeſteuer und beantragt die Geſuchsgewährung. 
(Angenommen.) 

(156.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Mahr 

um Nachſicht des Reſtes der Hundeſteuerrate per 3 fl. und beantragt 
die Geſuchsgewährung. (Angenommen.) 
(329.) SER. v. Götz referiert über den Verkauf von Alteiſen 


auf dem Depotplatze in der Rötzergaſſe im XVII. Bezirke und bean- | 


tragt, die Genehmigung des Durchſchnittsanbotes des Eiſenhändlers 

Bernhard Süß, II., Haiſtergaſſe Nr. 12 (circa 55 Meter-Centner 

um den Preis von 3 fl. 11 kr. per Meter-Centner). 
(Angenommen.) 

(11) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Erben nach 
Eliſe Doleyſchek, um Erlaſſung der Pfründeurückerſatzforderung 
per 92 fl. 40 kr. nach derſelben und beautragt die Nachſicht dieſer 
Forderung. 

(347.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Rid ler 
Edler v. Greif in Stein, wegen Graberhaltungswidmung des 
Ferd. R. v. Anders und Porodim und beantragt, die Genehmi— 
gung dieſer Graberhaltungs-, beziehungsweiſe Grabausſchmückungs⸗ 
widmung mit den vom Magiſtrate beantragten Modalitäten. 

(Angenommen.) 

(291.) Derſelbe referiert über die Eingabe der Badhausbeſitzer 
Karl Bruſtmann und Alois Huber einverſtändlich mit Eduard 
Horn um Enthebung von der Verpflichtung zur Herſtellung einer 
Vorrichtung zur Theilung des aus dem Wienfluſſe dem Bade der 
erſteren und den von dem letzteren gepachteten Eisteichen in Baum— 
garten zufließenden Waſſers und beantragt, die Erklärung des Karl 
Bruſtmann, Alois Huber und Eduard Horn zur Kenntnis zu 
nehmen, und Eduard Horn von der Verpflichtung zur Herſtellung 
des Waſſertheilungs⸗Apparates zu entheben. (Angenommen.) 

(289.) Derſelbe referiert über das Anfuchen des Eduard Spieß 
um Grundentſchädigung für den bei Erbauung eines Wohnhauſes auf 
Cat.⸗Pare. 256/1, Grundb.⸗Einl.-Z. 88, in Unter-Sievering abzu— 
tretenden Grund und beantragt, es ſei im vorliegenden Falle mit 
Rückſicht auf die Geringfügigkeit des Betrages von der Vornahme 
einer mit Koſten verbundenen Grundſchätzung abzuſehen und dem 
Geſuchſteller die verlangte Schadloshaltung für den abzutretenden 
Grundſtreifen im Ausmaße von 173400 — 62˙38 m? mit 3 fl. 
per Quadratklafter oder per Quadratmeter mit 83 fl. 4 kr., zuſammen 
im Betrage von 52 fl. 2 kr. zu gewähren. (Angenommen.) 

(7129.) St.- R. Wurm referiert über die Baulinienbeſtimmung 
für den Neuen Markt an der Seite gegen die Kärnthnerſtraße im 
I. Bezirke und beantragt: 

1. Für die Baugruppen zwiſchen dem Neuen Markte und der 
Kärnthnerſtraße werden von den bereits genehmigten Baulinien die 
Linien FI 0, O , PN, N Ci beibehalten. 

2. Neubeſtimmt werden (nach Alternative IV) die Baulinien: 

a) Für die Kärnthnerſtraße nach den Linien Q W und X P; 

b) für die Donnergaſſe bei einer der Breite der Himmelpfort— 
gaſſe gleichen Straßenbreite von 6“ — 11˙38 m nach den Linien 
W Zz. und X VII; 

e) für den Neuen Markt nach den Linien CI Dit, Dit dn, 
G11 vn ＋1¹ H!!, HI ETI und E111! Fi 

St.⸗R. Noszke beantragt, dafs ein Localaugenſchein ſeitens des 
Stadtrathes vorgenommen und das Referat bis dahin vertagt werde. 

St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt beantragt, die Alternative I 
rückſichtlich der Linien am Neuen Markte. 


(Angenommen.) 
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Die Anträge der St.⸗R. Noske und Ritt. v. Goldſchmidt 
werden abgelehnt, der Referenten-Antrag angenommen. 
(426.) St.-R. Dr. Hackenberg referiert über den Bericht des 


Sthadtanwaltes, betreffend das Urtheil des k. k. Handelsgerichtes Wien 


adto. 13. Jänner 1893, Z. 149692, in Angelegenheit der Gemeinde 
Wien gegen die Verſicherungs-Geſellſchaft „Donau“ und Conſorten 
puncto Zahlung von Beiträgen zur Erhaltung der Feuerlöſch— 
Telegraphen ꝛc. und beantragt, gegen dieſes Urtheil die Appellation zu 
ergreifen. 

St.⸗K. Schlechter beantragt, die Appellation nicht zu ergreifen, 

Referenten-Autrag angenommen, 

(375.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter referiert über das 
Anſuchen des Gemeindevorſtehers Thomas Rattauſch von Schwarzau 


i. G., um Vergütung der Auslagen anlässlich der Herſtellungen zur 
Hintanhaltung von Verunreinigungen des Schwarzafluſſes und deſſen 


Nebenbächen. 


Referent beantragt, demſelben aus Billigkeitsrückſichten den 


Betrag von 60 fl. als Vergütung ſeiner m zu bewilligen. 


(Angenommen.) 

(161) SER. Dr. Hackenberg referiert über das Anfuchen 

des Neugebauer und Häfner noe. Victoria Jilka um käuf— 
liche Überlaſſung der Bauſtelle 7 an der Trieſterſtraße im X. Bezirke 
und beantragt die Abweiſung. (An genommen.) 
(349.) SER. Witzelsberger referiert über die Anſchaffung 

von Gummiſchläuchen zur Straßenbeſpritzung pro 1893 und beantragt, 
die Auſchaffung von 44 Stück 1½“ engliſch weiten und von 6 Stück 
De engliſch weiten Gummiſchläuchen je 15 m lang zu bewilligen und 


die Übertragung der Lieferung mit Umgangnahme einer öffentlichen 
Offertverhandlung und zwar zum Preiſe von 3 fl. 75 kr. pro Meter 


Jahre die Gratification per 165 fl., 


die Abſchreibung. 


der 1½“ engliſchen und von 5 fl. 15 kr. pro Meter der 2“ engliſch 
weiten Schläuche mit einem Geſammtkoſtenbetrage von 2913 fl. 50 kr. 
an die vereinigten Gummiwarenfabriken Harburg — Wien zu genehmigen. 

(Angenommen.) 

(268.) Derſelbe referiert über die Eingabe des Vorſtehers des 
XVIII. Bezirkes, um eine Gratification pro 1892 für Bedienſtete der 
Tramwayremiſe in Währing für deren Dienſtleiſtung bei den Aus— 
fahrten der freiwilligen Feuerwehr in Währing und beantragt, den 
Vorſteher des XVIII. Bezirkes zu ermächtigen, den von ihm bezeichneten 
Bedienſteten der Tramwayremiſe Währing für ihre Dienſtleiſtung bei 
den Ausfahrten der freiwilligen Feuerwehr in Währing im verfloſſenen 
gleichwie dies pro 1891 genehmigt 
wurde, zu erfolgen. (Augenommen.) 

(340.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit eines Markt— 
gebürenrückſtandes pro 15 fl. 30 kr. nach Clara Ech und beantragt 
(Angenommen.) 

(339.) Derſelbe referiert über Auſch affungen für die Centrale 
der ſtädtiſchen Feuerwehr und beantragt: 

1. Für die ſtädtiſche Feuerwehr-Centrale if ein neuer, nach dem 
im vorgelegten Koſtenanſchlage enthaltenen Angaben herzuſtellender Rüſt— 
wagen um den Maximalpreis von 1800 fl. anzuſchaffen. 

Die Lieferung dieſes Objectes iſt der Firma Wilhelm Knauſt 
gegen Erlag einer Caution in der Höhe von fünf Percent des obigen 
Betrages und unter Feſtſetzung einer e i n jährigen Haftzeit zu übertragen. 

2. Wegen der Lieferung der drei neuen Schiebleitern iſt unter 
Zugrundelegung der vorliegenden vom Feuerwehrcommando diesbezüglich 
verfaßten ſpeciellen Bedingniſſe, ſowie der Vorſchrift für die Über- 
tragung der Lieferung dieſer Objecte zwiſchen den von dieſem Commando 
in Vorſchlag gebrachten Firmen Magirus in Ulm, Lieb in Biberach, 


TN. 


Stahl in Nürnberg und Noſen bauer in Linz eine beſchränkte Offert— 


ausſchreibung zu veranlaſſen, über deren Ergebnis dem Stadtrathe zu 


berichten iſt. 

3. Von den drei vorhandenen Rüſtwagen ſind die zwei im 
Jahre 1882 angeſchafften zu reconſtruieren, der dritte im Jahre 1870 
angeſchaffte aber vorläufig faͤr den Fall einer Reparatur an den in 
Verwendung ſtehenden Rüſtwagen in Reſerve zu ſtellen. 

4. Die zwei derzeit vorhandenen Schiebleitern ſind im Licitations— 
wege zu veräußern. 


Die beiläufigen Koſten pro circa 5800 fl. find durch die Präliminar⸗ n er 2 . 
0 e e 1 1 über die Stadtraths-Sitzung vom 25. Jänner 1893. 


poſt XX 6b bedeckt. 


(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 


Vorſitz.) 


St.⸗R. Matzenauer beantragt, es fer eine Currende an die 
freiwilligen Feuerwehren in Wien in dem Sinne zu richten, ob die- 
ſelben auf die zwei disponiblen Schiebleitern reflectieren und find | 


letztere erſt im gegentheiligen Falle feilzubieten. 
Der Referent accommodiert ſich dieſem Antrage. 
Der accommodierte Referenten-Autrag wird angenommen. 
An den Gemeinderath. 
(341.) Derſelbe referiert über uneinbringliche Beerdigungskoſten 
nach 26 Parteien des V. Bezirkes und beantragt die Abſchreibung. 
(An genommen.) 
(6485/9 2.) Derſelbe referiert über Geſuche um Zuſicherung 


der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, die 


Geſuchsgewährung für 


Juſt Maximilian Alex., Verſchleißer von Leder- und Hufſchmiere, 


ſowie Vaſeline; 
Clauß Mathilde, Kaffeeſchänkerin; 
Krauß Moriz, Kürſchner; 
Mats Joſefa, Verſchleißerin von Zuckerwaren. 


(348.) St.-R. Dr. Vogler referiert über das Anſuchen der 
Unterlehrerin Roſa Meixner um einen einjährigen Urlaub gegen 
Abzug der diesbezüglichen Supplierungskoſten und beantragt, der 
Genaunten vom 1. Jänner 1893 an den erhöhten Gehalt per 700 fl. 
und das Quartiergeld per 90 fl. abzüglich der jeweiligen Supplierungs— 
koſten per jährlicher 400 fl., eventuell 600 fl. gegen vom Bezirks— 
ſchulrathe vidierte Quittungen in der üblichen Weiſe flüſſig zu machen. 

(Angenommen.) 

(360.) Derſelbe referiert über die Geſuche des Paul Mandl, 
Spengler, und Johann Anderle, Hausbeſitzer und Schloſſer, beide 
im V. Bezirke wohnhaft, um Verleihung des Bürgerrechtes und be— 
antrat die Geſuchsgewährung. (Angenommen.) 

(218.) Derſelbe referiert über die Eröffnung und Auflaſſung 
einer Parallelclaſſe an der Knaben-Volksſchule, VIII., Laudongaſſe 5, 
und beantragt die Kenntnisnahme. (An genommen.) 

(261.) St.- N. Ritt. v. Goldſchmidt referiert über das Anz 
ſuchen des Eugen v. Gilles um Prüfung ſeines Druckwaſſer— 
ventilators und Bewilligung zur Einbauung in die Hochquellenleitung. 

Referent beantragt die Geſuchsgewährung gegen genaue Ein— 
haltung der mit dem Gemeinderaths-Beſchluſſe vom 10. September 
1884, Z. 5763, beziehungsweiſe der mit Gemeinderaths-Beſchluſs vom 
7. Februar 1889, Z. 7857, feſtgeſetzten Bedingungen. 


Angenommen) 


(316.) Derſelbe referiert über das Auſuchen der Auguſte Vincenz 
um Schadloshaltung für die Grundabtretung beim Umbau des Hauſes 
II., Circusgaſſe 1 und beantragt, die Schadloshaltung auf die runde 
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Summe von 6000 fl. (gegen 5431 fl. 50 kr. der Schätzung) zu 
erhöhen, dieſen Betrag jedoch nur unpräjudicierlich einer etwaigen ge: 


richtlichen Beſtimmung der Schadloshaltung und mit der ausdrücklichen 


{ 


Einſchränkung der Giltigkeit auf zwei Jahre vom Tage der Gilligkeit. 
(Angenommen.) 
Schluſs der Sitzung. 


Bericht 


Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Prix. 
1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Meißl, 
Boſchan, Müller, 
v. Götz, v. Neumann, 
v. Goldſchmidt, Noske, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Matthies, Witzels berger, 
Matzenauer, Wurm. 


Beurlaubt: StR. Rückauf und Vaugoin. 
Schriftführer: Magiſtrats-Commiſſär Appel. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter eröffnet die Sitzung. 
(427.) St.-N. Schneiderhan referiert über die Vorkehrungen 


im Falle einer Überſchwemmung in den Jahren 1893 bis 1895 und 


| beantragt: 
Angenommen) | 8 


1. die Sicherſtellung der Localitäten für die Expoſituren und die 
Unterbringung delogierter Perſonen hätte in Hinkunft auf die Dauer 
von drei Jahren zunächſt bis Ende 1895 zu erfolgen; 

2. Es wären die vorliegenden Offerte der Gaſtwirte Joſef 
Nigler, Thereſe Mühlſteiner, Johann Pollinger's Erben, 
Wenzel Kuhn und Franz Sellinger, bezüglich der Beiſtellung 
von Localitäten für Expoſituren, beziehungsweiſe für die Unterbringung 
delogierter Perſonen zu genehmigen; 

3. das Offert der Thereſe Danninger wegen Beiſtellung von 
Betteinrichtungsgegenſtänden für die Centrale und die Rettungshäuſer 
im Falle eine Überſchwemmung wäre zu genehmigen; 

4. die übrigen im Ausweiſe des Stadtbauamtes angeführten 
Einrichtungsgegenſtände (mit Ausnahme des Doppelkotzen) wäre im Be— 


darfsfalle durch das Stadtbauamt im Handeinkaufe zu beſchaffen, die 


nothwendigen Requiſiten, wie Krampen, Hacken ꝛc., jedoch ſchon jetzt 
im currenten Wege anzukaufen. (Angenommen.) 

(407.) St.-N. Matzenauer referiert über das Auſuchen der 
Juliana Ramharter' um Bewilligung zu einer Bauführung auf 
Parcelle 556, Einl.-Zahl 254, Grundbuch Kaiſer-Ebersdorf, unter 
erleichterten Bedingungen und Verwendung von Schlackenziegeln und 


beantragt, dieſe Bauführung gegen Einhaltung der commiſſionell feſt— 
geſetzen Bedingungen und Ausſtellung eines intabulationsfähigen, auf 


Koſten der Geſuchſtellerin grundbücherlich vorzumerkenden Demolierungs— 
reverſes zu bewilligen. Angenommen.) 

(273.) Derſelbe referiert über eine Graberhaltungswidmung nach 
Leopoldine Podolnik für das Einzelgrab Gruppe 16 a, Reihe 7, 
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Nr. 11, auf dem Wiener Central-Friedhofe und beantragt die Annahme 
dieſer Widmung gegen Einzahlung der Nenovationsgebür. 
(Angenommen.) 

(2102.) St.- N. Dr. v. Billing referiert über den Ankauf des 
Richard Wagner-Muſeums und beantragt, mit Rückſicht auf die laut 
vorgelegter Currende eingeleitete Sammlungsaction die Beſchluſsfaſſung 
über den vorliegenden Magiſtrats-Antrag — „dem Nikolaus Oſter— 
lein mitzutheilen, daſs die Gemeinde Wien zwar auf den Ankauf des 
Richard Wagner⸗Muſeums nicht eingehen könne, dafs fie jedoch geneigt 
ſei, eine im obigen Sinne einzuleitende Action durch eine Subvention 
zu unterſtützen, vorausgeſetzt, daſs das Muſeum in Wien bleibt“ — 
zu vertagen und den Magiſtrat zu beauftragen, über den Fortgang 


und Erfolg dieſer Action rechtzeitig mit neuerlichem Berichte und 


Antrage heranzutreten. ( Angenommen.) 

(325.) Derſelbe referiert über die Vorſtellung des ſtädtiſchen 
Todtengräbers am Wiener Central-Friedhofe, Ferdinand Stockinger, 
gegen die durch Stadtraths-Beſchluſs vom 5. November 1892, Z. 6554, 
erfolgte Kündigung des Dienſtvertrages und beantragt, dieſe Vorſtellung 
abzuweiſen. (Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

(296.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl referiert über den 
Erlaſs des Landesſchulrathes vom 7. Jänner 1893, Z. 12336, be— 
treffend die Beſtellung einer weiblichen Lehrkraft für die Leitung der 
ſtädtiſchen Volksſchule III., Salmgaſſe 9 und beantragt, gegen dieſe 
Entſcheidung des Landesſchulrathes aus dem Grunde, weil der Landes— 
ſchulrath erſt nach der Concursausſchreibung dieſe Verfügung getroffen 
hat, den Recurs an das Miniſterium zu ergreifen. 

St.⸗R. Dr. Vogler ſtellt den Zuſatz-Antrag: 

a) in dieſem Recurſe anzufechten die Competenz des Landesſchul— 
rathes zum Erlaſſe dieſer Verfügung, und dieſe Competenz für den 
Bezirksſchulrath in Anſpruch zu nehmen; 

b) anzuführen, daſs es im Intereſſe der Schule nicht gelegen 
ſei, eine weibliche Lehrkraft als Schulleiterin zu beſtellen. (Größe der 
Schule, pädagogiſch-didaktiſche Verhältniſſe ꝛc.) 

Mit dem Zuſatz-Antrage q erklärt ſich Referent ein— 
verſtanden. 

Referenten-Antrag und Antrag Dr. Vogler a) 
und b) angenommen. 

(197.) SL-R. Ritt. v. Neumann referiert über den Erlaſs 
der k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 27. October 1892, Z. 69026, 
wegen Begutachtung des Projectes zur Erbauung einer Pfarrkirche in 
Ottakring und beantragt, die Gemeinde Wien ertheile ihre Zuſtimmung 
zur Erbauung einer Pfarrkirche auf dem Stephanieplatze im XVI. Be— 
zirke nach dem von der k. k. Statthalterei vorgelegten Projecte der 
Architekten v. Wielemans und Reuter; hinſichtlich der Baulinien— 
beſtimmung, beziehungsweiſe Situierung der Kirche iſt vor Einreichung 
um den Bauconſens einzuſchreiten; die Gemeinde bedingt ſich eine 
Vertretung in dem den Bau überwachenden Baucomité. 

(Angenommen.) 

(175.) St.-R. Dr. Cederer referiert über die Verleihung dreier 
Guſtav Figdor'ſchen Stipendien à 557 fl. und beantragt, dieſe 
drei erledigten Stipendien für das Studienjahr 1892/93 zu verleihen: 

Carda Karl, Philoſoph, Katholik; 

Beck Emil, Juriſt, Proteſtant, und 

Bauer Benjamin, Mediciner, Iſraelit. Angenommen.) 

(286.) Derſelbe referiert über die Beſetzung zweier erledigter 
Communal⸗Stiftplätze an der Wiener Handelsakademie und beantragt, 
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dieſelben auf Studiendauer dem Heinrich Wagner und Rudolf 
Kukaczka zu verleihen. (Angenommen.) 

(322.) Derſelbe referiert bei Anweſenheit von 19 Stadträthen 
über die Penſionsanweiſung für die Marktcommiſſärswitwe Thereſe 
Rieder und beantragt, der Genannteu die normalmäßige Penſion 


von 400 fl. vom 1. Jänner 1893 an zu bewilligen. 


(Angenommen.) 

(403.) Derſelbe referiert über die Beſetzung eines Communal— 
Stiftplatzes im Conſervatorium und beantragt, denſelben auf Studien— 
dauer der Thekla Raſchka (für Geſang) zu verleihen. 

( Angenommen.) 

(320.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des germaniſchen 
Nationalmuſeums in Nürnberg um Bewilligung einer Subvention und 
beantragt, demſelben auch für das Jahr 1893 eine Subvention von 
100 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(7139.) Derſelbe referiert über die Zuerkennung einer Viril— 
ſtimme im u.⸗ö. Landtage an den Bürgermeiſter der Stadt Wien und 
beantragt, der Gemeinderath wolle ausſprechen, dafs er ferne Petition 
vom 17. October 1890 wegen Gewährung einer Virilſtimme im u.. 
Landtage für den Bürgermeiſter der Stadt Wien aufrechterhalte, jedoch 
ſich entſchieden gegen die Verminderung der Anzahl der Abgeordneten 
irgend eines der hieſigen Wahlbezirke aus dieſem Anlaſſe ausſpreche. 

(Mit allen gegen zwei Stimmen angenommen; an 
den Gemeinderath.) 

(365.) Derſelbe referiert über das Erſuchen des k. k. Handels- 
miniſteriums vom 22. April 1891, Z. 4310, wegen Abſchreibung 
der für die Weltausſtellungs-Gebäude (Evid. 245/II) pro 1891 vor— 
geſchriebenen ſtädtiſchen Zuſchläge zur Hauszinsſteuer ſammt Zins- und 
Schulkreuzern im Betrage von 1880 fl. 56 kr. und des Einquartierungs— 
beitrages per 25 fl. 60 kr., zuſammen per 1906 fl. 16 kr. und be— 
antragt die Genehmigung. (Angenommen.) 

(164.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Unterſtützungs— 
vereines an der k. k. Hochſchule für Bodencultur um Bewilligung einer 
Subvention und beantragt, demſelben eine Subvention von 50 fl., jedoch 
für das Jahr 1893 zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(134.) St.-R. Dr. Vogler referiert bei Anweſenheit von 
18 Stadträthen über die Beſetzung von Religionslehrerſtellen an 
ſtädtiſchen Bürgerſchulen (Note des Bezirksſchulrathes vom 2. Jänner 
1893, Z. 5398) und beantragt, als Religionslehrer: 

für die Mädchen-Bürgerſchule XVIII., Joſefigaſſe 23, Heinzl 
Joſef; 

für die Knaben und Mädchen -Bürgerſchule, XIV., Dadler— 
gaſſe 9 und 16. Müller Ernſt; 

für die Knaben⸗Bürgerſchule XVI., Habsburgplatz 3, Heiniſch 
Ludwig; 

für die Mädchen-Bürgerſchule III., Hörnesgaſſe 12, Porſtner 
Karl, und 

für die Knaben⸗ und Mädchen⸗Bürgerſchule XV., Friedrichs— 
platz 2 und 4, Wunſch Joh. Bapt., zu ernennen, beziehungsweiſe 
präſentieren. Angenommen.) 

(Während dieſes Referates hatkurze Zeit Bürger: 
meiſter Dr. Prix den Vorſitz geführt.) 

(312.) St.-N. Dr. Huber referiert über die im Sinne des Stadt— 
raths-Beſchluſſes vom 3. December 1892, Z. 7461, vorgelegte Er— 
klärung der Gewerbeſchul-Commiſſion wegen Überlaſſung des Turn 
ſaales in der Schule Ober-Döbling, Pantzergaſſe 25, für das 
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Lehrlingsturnen und beantragt, die Bewilligung im Sinne des obigen 
Stadtraths⸗Beſchluſſes zu ertheilen. (Angenommen.) 
(372.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Sebaſtian 


Pſchiwetiwy um unentgeltliche Aufnahme ſeines Kindes Hermine 


in den öffentlichen Kindergarten des XVIII. Bezirkes und beantragt 
die Bewilligung zu ertheilen. 

St.⸗R. Matzen auer beantragt, den Magiſtrat zu beauftragen, 
Vorſchläge zu erſtatten wegen Erledigung von derlei Anſuchen durch 


den Magiſtrat, beziehungsweiſe das magiſtratiſche Bezirksamt oder g a 
Ziegelfabriks- und Baugeſellſchaft, I., Opernring 1, 


den Bezirksausſchuß. 
Referenten-Antrag 
angenommen. 


und Antrag Matzenauer 


(326.) Derſelbe referiert über eine Armenraths-Ergänzungswahl 
aus dem XVII. Bezirke und beantragt die Beſtätigung des gewählten 
Julius Graſer. ( Angenommen.) 

(330.) St.-R. Wurm referiert über das Ergebnis der Offert. 


verhandlung wegen Vergebung der Arbeiten und Lieferungen für den 
Schulhausbau im XV. Bezirke, Zinkgaſſe Nr. 10/12, und beantragt, 


dieſe Arbeiten und Lieferungen in nachfolgender Weiſe zu übertragen: | 


1. die Erd⸗ und Maurerarbeit den Stadtbaumeiſtern Johaun 
Seitle& Al. Klee, V., Obere Bräuhausgaſſe Nr. 25, mit einem 
Nachlaſſe von 20˙2 Percent; 

2. die Lieferung von hydrauliſchen Bindemitteln der Firma 
Michael Egger, vertreten durch J. Schneid, I., Stadiongaſſe 9, 
zum offerierten Preiſe von 1 fl. 40 kr. per Metercentuer Roman⸗ 
Cement und von 3 fl. per Metercentner Portland-Cement; 

3. die Steinmetzarbeit dem Steinmetzmeiſter Franz Aufhauſer, 
XII., Gaudenzdorf, Lainzerſtraße 38, mit einem Nachlaſſe von 4 Percent; 

4. die Zimmermannsarbeit dem Zimmermeiſter Rupert Deimel, 
XIV., Felberſtraße 102, mit einem Nachlaſſe von 28 Percent; 

5. die Speuglerarbeit dem Bau- und Ornamentenſpengler Ferd. 
Schauermann, V., Untere Bräuhausgaſſe 67, mit einem Nach⸗ 
laſſe von 16˙5 Percent; 

6. die Schieferdeckerarbeit dem Schiefer- und Ziegeldeckermeiſter 
Alois Heigl, XIV., Schönbrunnerſtraße 60, zum Preiſe von 1 fl. 
57 kr. für den Quadratmeter blauen engliſchen Schiefers; 

7. die Lieferung der Traverſen und Eiſenbahnſchienen der Firma 
Max Wahlberg, I., Stubenbaſtei 12, und zwar die Lieferung der 
Traverſen bis 320 mm Höhe und 10 m Länge zum Preiſe von 10 fl. 
60 kr. per 100 kg und mit den uſancenmäßigen Aufſchlägen für 
Profil 35 und 40 von je 50 kr. per 100 kg, beziehungsweiſe Längen 
über 10 m für jeden halben Meter von je 25 kr. per 100 kg, ferner 
die Lieferung der alten Eiſenbahnſchienen zum Preiſe von 4 fl. 80 kr. 
per 100 kg und endlich die Montierung der Stiegenträger gegen 
einen Pauſchalbetrag von 35 fl.; 

8. die Herſtellung der Falzziegelgewölbe dem Stadtbaumeiſter 
Eduard Schneider, XV, Glückgaſſe 5, zum Preiſe von 2 fl. 90 kr. 
per Quadratmeter Gewölbfläche; 

9. die Bautiſchlerarbeit der Firma Brüder Schlimp, II., 
Treuſtraße 94, mit einem Nachlaſſe von 197 Percent; 

10. die Bauſchloſſerarbeit derſelben Firma mit einem Nachlaſſe 
von 18˙8 Percent; 

11. die Anſtreicherarbeit dem Anſtreichermeiſter und Schilder— 
maler Joſef Dauielowsky, VII., Neubaugaſſe 10, mit einem Nach⸗ 
laſſe von 42 Percent. 

12. die Glaſerarbeiten dem Glaſermeiſter J. Zelebor, 
XII., Hauptstraße 10, mit einem Nachlaſſe von 27 Percent; 
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13. die Bildhauerarbeit den Bildhauern Joſef Raſchel und 
Joſef Wichnalek, VI., Stumpergaſſe 20, zu dem offerierten Preiſe 
von 220 fl. 32 kr.; 

14. die Lieferung der Iſolierplatten und Holzcementdeckung der 
Firma J. Diepold & Co., in Brunn a. G., Siebenhirtenſtraße 1, 
und zwar: die Lieferung der Iſolierplatten zum Preiſe von 68 kr. per 
Quadratmeter und die Lieferung der Holzeementdeckung zum Preiſe von 
92 kr. per Quadratmeter; 

15. die Lieferung der Steinzeugwaren der Wienerberger 


mit einem Nachlaſſe von 30°5 Percent; 

16. die Herſtellung der Centralheizungsanlage der Firma Novelly 
& Co., IX., Hörlgaſſe 5, zu dem Maximalkoſtenbetrage per 6895 fl. 
29 kr. zum Einheitspreiſe des von der Firma vorgelegten Koſten⸗ 
anſchlages; 

17. die Möbeltiſchlerarbeit dem Tiſchlermeiſter Franz Riedel, 
XVIII., Währing, Neugaſſe 7, mit einem Nachlaſſe von 18 Percent; 

18. die Lieferung der Schulbänke dem Tiſchlermeiſter Andreas 
Oltmanes, VI, Agidygaſſe 6, mit einem Nachlaſſe von 15 Percent; 

19. die Lieferung der Garderobekäſten der Firma Scheiber 
& Klein, V., Griesgaſſe 30, mit einem Nachlaſſe von 12˙6 Percent; 

20. Die Schriftenmaler- und Metallgießerarbeit dem Anſtreicher 
und Schildermaler Joſef Danielowsky, VII., Neubaugaſſe 10, mit 
einem Nachlaſſe von 40 Percent; 

21. die Gasleitungs-Inſtallationsarbeiten der Firma Franz 
Drobny, XV., Pelzgaſſe 9, mit einem Nachlaſſe von 36 Percent; 

22. die Waſſerleitungs-Inſtallationsarbeit ſammt Lieferung der 


Cloſets derſelben Firma mit einem Nachlaſſe von 26 Percent; 


23. die Brunnenarbeit und die Herſtellung der Pumpenanlage der 
Firma J. Blaſchke, V., Rampersdorfergaſſe 14, und zwar die 
Brunnenarbeit mit einem Nachlaſſe von 10 Percent und die Herſtellung 
einer Pumpenanlage mit einem Nachlaſſe von 15 Percent des Koſten— 
anſchlages: 

24. die Sparherdherſtellung der Firma R. Geburth, VII., 
Kaiſerſtraße 71, zum offerierten Preiſe von 125 fl., und 

25. die Lieferung und Montage des Gasmotors der Firma 
J. Polke, v., Kohlgaſſe 26—28 zum offerierten Preiſe von 880 fl. 
zu übertragen. (Angenommen.) 

(342.) St.-N. Witzelsberger referiert über 49 Geſuche aus 
dem II. Bezirke um Aufnahme, beziehungsweiſe Zuſicherung der Auf⸗ 
nahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt 

a) die Zuſtändigkeit zu verleihen: 

Raimon Joſef, Färbergehilfe; 

Mitterer Ludwig, Kanzleidiener; 

Kronus Anna, Privat-Krankenwärterin; 

Mikolaſch Ignaz, Maurergehilfe und Hausbeſorger; 

Hild Johann, Seeretär der Nordbahn; 

Spitz Eduard, Verſchleißer von Olfarben; 

Gröswang Franz, Portier; 

Singer Fiſchel, Geſchäftsdiener; 

Frizzi Joſef, Karrenſchleifer; 

Peska Genovefa, Bedienerin: 

Ebert Andreas, Magazinsarbeiter; 

Klüger Gottlieb, Schriftſetzergehilfe; 

Talkner Johann, Wagnergehilfe; 

Noſenbeck Johann, Schloſſergehilfe; 

Biber Abraham Jakob, Maſchinmeiſter; 

Schönauer Karl, Gaſtwirtsgehilfe; 
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Uherka Johann, Anſtreicher; 

Förſter Franz Anton, Hutmacher; 

Hammerſchlag Adolf, Inſpector der Nordweſtbahn; 

Glaſer Leopold, Vereinsdiener; 

Kubera Johann, Spengler und Gasinſtallateur; 

Babka Paul, Bäckergehilfe; 

Roſenblatt Moſes, Beamter des Wiener Giro- und Kaſſen— 
vereines; 

Froſch Joſef, Buchhalter; 
b) die erbetene Zuſicherung zu ertheilen: 

Werner Jakob, Hörer der Mediein; 

Koffmann Cohn, Schriftſetzer; 

Sandor Sigmund, Handlungsreiſender; 

Eisner Adolf, Buchhalter. 

Angermann Ernſt Emil Oskar, Ingenieur und Director des 
römiſchen Bades. (Angenommen.) 

Schluſs der Sitzung. 


Allgemeine Muchrichten. 


Vaſſerangelegenheiten. 
Protokoll 
über die am 23. Jänner 1893 unter dem Vorſitze des Herrn Bürger— 
meiſters im Bureau desſelben ſtattgehabte informatoriſche 


Beſprechung mit den Vertretern der Unternehmung der Wiener— 
Neuſtädter Tiefquelleuleitung. 


Anweſende: 


Die Herren: Regierungsrath Hahn und de Crano als 
Vertreter der Unternehmung. — Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Richter, der Stadtanwalt Dr. Schmitt, die Herren Stadträthe 
v. Goldſchmidt, Joſef Müller, Dr. Vogler, die Herren 
Gem. Räthe Karl Müller, Dr. Nechansky, Wünſch, Herr 
Magiſtratsrath Stadler, Herr Stadtbauamts⸗Director Berger 
und Herr Baurath Schurz. 

Der Bürgermeiſter eröffnet die Verſammlung und ſtellt 
die erſchienenen Vertreter der Unternehmung vor, worauf derſelbe 
den Herrn Regierungsrath Hahn erſucht, das Wort zur Er— 
theilung von Aufklärungen zu ergreifen. 

Begierungsrath Hahn erklärt, dass er nicht in der Lage 
ſei, allen Wünſchen zu entſprechen, da es ihm bei der Kürze der 
Zeit nicht möglich war, das erforderliche Materiale zu ſammeln. 
Herr Lindley ſei verreiſt, Herr Dr. Stöger durch ſeine 
Inanſpruchnahme beim Reichsgerichte verhindert zu erſcheinen. Er 
ſei daher nur in der Lage, im allgemeinen Auskünfte zu geben, 
mit der Bitte, ihm bekanntzugeben, wann die nächſte Beſprechung 
ſtattfinden könne. 

Bürgermeifter: Ich mufs vor allem bemerken, das es ſich 
heute nur um eine informative Beſprechung und durchaus nicht 
um Verhandlungen handeln kann und muss mit Bedauern con— 
ſtatieren, daſs Herr Regierungsrath Hahn heute nach neun 
Monaten erklärt, nicht in der Lage zu ſein, uns über die Sach— 
lage Aufklärungen zu geben. 

Regierungsrath Hahn: Ich bedauere, daſs die Experten 
heute leider nicht zur Verfügung ſtehen und kann nur verſichern, 
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daſs das Möglichſte geſchehen wird, um das Erſcheinen dieſer 
Herren bei der nächſten Sitzung zu ermöglichen. 
Bürgermeifler: Ich bitte, uns bezüglich der Conceffions- 
erwerbung inſoweit Aufklärung zu geben, als dies nothwendig iſt, 
um zu erſehen, daſs die erſchienenen Herren Vertreter der Unter— 
nehmung zu weiteren Verhandlungen ermächtigt ſind. 
Aegierungsrath Hahn: Ich bedauere, nicht darauf vor— 
bereitet geweſen zu ſein; wir werden aber bei der nächſten Be— 


sprechung darthun, dass wir autoriſiert find, zu verhandeln. 


Würgermeiſter: Ich bitte, uns bezüglich der Coneeſſion 


beſtimmt zu erklären, daſs die Coneeſſion gegenwärtig nicht dem 
Herrn Miniſter und Genoſſen, ſondern der Länderbank gehört. 
In einer Zuſchrift iſt von Abmachungen behufs Erwerbung der 
Conceſſion die Rede. 


Negierungsrath Hahn: Wenn wir die Coneeſſion factiſch 
erwerben wollen, jo it es bekannt, dafs dies nicht mit kleinen 


Auslagen verbunden iſt, die wir nicht aufwenden können, ohne zu 
wiſſen, ob wir in die Lage kommen, die Coneeſſion durchzuführen. 


Für den Gemeinderath kann es gleichgiltig ſein, ob wir die Con— 
ceſſion ſchon erworben haben, wenn wir nur nachweiſen, dajs wir 
die Einzigen und ermächtigt ſind, mit dem Gemeinderathe auf 
Grund der Conceſſion zu verhandeln. 

Vürgermeiſter: Es muſs conftatiert werden, dajs die Con— 
ceſſion nunmehr der Länderbank oder dem engliſchen Conſortium 
gehört, da wir ſonſt mit den Herren nicht verhandeln könnten. 

Regierungsrat) Hahn: Ich bemerke, daſs ich vielleicht 
ſchon morgen die Vollmachten überſenden könnte, wornach wir 
ermächtigt find, allein zu verhandeln. Die Bedingungen haben 
für den Gemeinderath kein Intereſſe; man erwirbt nicht eine 
Conceſſion, um dann leer auszugehen. Wir haben das Recht auf 
Grund der Concefjion zu verhandeln. 

Würgermeiſter: Auf Grund der Conceffion wohl nicht! 

Begierungsralh Hahn: Auf Grund der Vereinbarung mit 
dem Eigenthümer; ich kann etwas beſitzen und einen Fremden 
ermächtigen, in meinem Namen zu verhandeln. 

Vürgermeiſter: Unterhandeln Sie namens der Tiefquellen⸗ 
leitung oder im eigenen Namen? 

Regierungsrat) Hahn: Wir haben die Coneeſſion unter 
gewiſſen Bedingungen erworben; nichtsdeſtoweniger ſind Be— 
dingungen vorhanden, welche, wenn ſie nicht erfüllt würden, die 
Conceffion verlorengehen machen würden. 

Bürgermeifler: Wir haben alſo mit der Leitung der Tief— 
quellen⸗Unternehmung nichts zu thun? 

Negierungsrath Hahn: Nein! 

Vürgermeiſter: ft bei den Adminiſtrativbehörden der Über— 
gang der Conceſſion angezeigt worden? 

egierungsrath Hahn: Ja! Das Ackerbauminiſterium hat 
keinen Anſtand genommen, alle Auskünfte zu geben. Wenn die 


geggierung der Anſicht wäre, dass wir nicht das Recht haben, 


namens der Erwerber der Conceſſion zu verhandeln, hätte ſie 
gewiss das nicht gethan. 

Vürgermeiſter: Haben wir es auch mit dem englischen 
Conſortium zu thun? 

Regierungsrat) Hahn: Ja! Die engliſche Geſellſchaft iſt 
ebenſo berechtigt wie die Länderbank; ſie iſt eine der angeſehenſten 
Geſellſchaften. Ich bin bereit, im allgemeinen über dieſelbe Aus— 
künfte zu ertheilen; in Details könnte ich mich wohl nicht einlaſſen. 


— - IN 


Bürgermeiſter (an die Verſammlung): Iſt vielleicht in 
techniſcher Beziehung eine Frage zu ſtellen? 
Baudirector Berger: Nein! Herr Regierungsrath Hahn 


bedauerte, dass die techniſchen Experten nicht zugegen ſeien; wenn 


die Discuſſion über ein auderes Project geführt werden ſollte, 


welches noch nicht conceſſioniert iſt, fo würde das zu juriſtiſchen 


Verhandlungen führen. 

Regierungsrath Hahn: Ich habe geglaubt, dass die tech— 
niſchen Berather nothwendig ſein werden, um, da ein Gutachten 
verlangt wurde, eventuell Auskünfte zu ertheilen. 

Bürgermeiſter: Bezüglich der Quantität des Waſſers wurde 


geſagt, daſs ein neuer Bericht zur Verfügung des Gemeinderathes 


geſtellt werden würde. Wir haben am 16. October erſucht, dieſen 
neuen Bericht vorzulegen. Darauf iſt die folgende Antwort ge— 
kommen (liest): „Die Erledigung der Zuſchrift vom 16. October 
hat ſich deshalb verzögert, weil die von Ihnen gewünjchten Vor— 


lagen zum Zwecke der geſchäftlichen Berathung unſeren engliſchen 


Freunden verſchickt waren und unſererſeits erſt von dort reclamiert 
werden mußten. Nuumehr iſt uns deren Rückſendung aviſiert, und 
werden wir daher in den nächſten Tagen in der Lage ſein, Ihrem 
Wunſche Folge zu geben.“ Es war dies am 5. November. Heute 
haben wir den 23. Jänner, und der Bericht liegt noch nicht vor. 


Aegierungsrath Hahn: Wir haben allerdings den Bericht | 
in wenigen Tagen in Ausſicht geſtellt; unſere Conſorten waren 
zu liefern. 


aber der Anſicht, daſs der Bericht erſt abzugeben ſei, wenn die 
Verhandlungen beginnen. 
Vürgermeiſter: Das geſchieht heute nicht; ich möchte auch 


nicht, dafs morgen etwa in den Zeitungen ſteht, daſs Verhandlungen 


ſtattfanden. Wir ſind nur zur Entgegennahme von Informationen hier. 

Negierungsrath Hahn: Ich mußs bei dieſer Gelegenheit 
bemerken, daſs von uns nichts in die Zeitungen gegeben wird; 
es iſt daher nicht unſere Schuld, wenn über die Sache etwas in 
die Zeitungen kommt. (Regierungsrath Hahn übergibt hierauf 
dem Herrn Bürgermeiſter das Gutachten des Herrn Lindley.) 

Vaudireckor Berger: Aus den Außerungen im October 
vorigen Jahres habe ich den Eindruck empfangen, als ob es ſich 
um einen techniſchen Bericht handeln würde, der zur Klarſtellung 
des beſtehenden Projectes abgefaſst wurde; aus den ſpäteren Reden 
war zu entnehmen, dass es ſich hier um ein neues Project handle. 
Wir verlangten ein techniſches Gutachten, welches unſere Zweifel 
bezüglich des conceſſionierten Projectes löſen ſollte, während es ſich 
nunmehr um ein ganz neues Project zu handeln ſcheint. 

Dürgermeifter: Ich glaube, es liegt kein Hindernis vor, den 
Bericht zur Kenntnis zu bringen; derſelbe iſt gedruckt und vom 
20. Februar 1892 datiert. 

Megierungsrath Hahn: Was den Zeitraum anbelangt, jo 
glaube ich, dafs wir als Conſortium dasſelbe Recht in Auſpruch 
nehmen können, wie der Gemeinderath. Wir haben 1½ Jahre 
auf eine Antwort gewartet, ohne dass etwas geſchehen wäre. Was 
dieſe Zuſchrift betrifft, bemerkte ich bereits, daſs wir unſere eng— 
liſchen Conſorten fragen mussten, und dass dieſe der Anſicht waren, 
der Bericht ſei nicht vor dem Beginne der Verhandlungen zu 
überreichen. Bezüglich der Bemerkung des Herrn Baudirectors be— 
merke ich Folgendes: Uns als Financiers handelt es ſich nicht 
darum, Waſſer auf Grund dieſer oder jener Con— 
ceſſion abzugeben, wir wollen nur wiſſen, ob die Herren 
das Waſſer von uns haben wollen; wie wir das Waſſer hinbringen, 
kann dem Gemeinderathe vorläufig gleichgiltig fein; wir werden 
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eine Caution erlegen, um zu zeigen, dajs wir das Waſſer ſicher 
hinbringen. | 

Hirgermeifter: Ich glaube, es ſteht nichts im Wege, den 
Bericht nun zu verleſen. Warum derſelbe geheimgehalten wurde, 
weiß ich nicht; er iſt bereits im Februar 1892 gedruckt. 

(Der Herr Bürgermeiſter verliest hierauf den Bericht vom 
20. Februar 1892.) 

(Nach Verleſung des Berichtes:) Ich bin jetzt vollſtändig klar 
darüber, warum die engliſchen Freunde dieſes Gutachten nicht 
früher geſchickt haben. 

Aegierungsrath Hahn: Ich weiß nicht, warum der Herr 
Bürgermeiſter glaubt, dass die engliſchen Freunde es nicht ſchicken 
wollten. Ich glanbe nicht, dafs das Gutachten gegen uns ſpricht. 

Bürgermeiſter: Wir werden darüber unter uns ſprechen. 
Dieſes Gutachten iſt alſo (gegen die Vertreter der Unternehmung 
gewendet) für Sie die Baſis der weiteren Verhandlungen. 

Megierungsrath Hahn: Dajs wir das Gutachten vorgelegt 
haben, zeigt, dafs wir offen vorgehen. Unſer Programm iſt klar. 
Wenn die Herren wünſchen ein Quantum Waſſer von 
20: bis 30.000 m? täglich in den Aquäduct eingeleitet 
zu haben, ſo ſind wir in der Lage, dies in einer Bau— 


periode durchzuführen. Die Bedingungen, unter welchen 


dies geſchehen ſoll, wäre Sache der Vereinbarungen; unſer Haupt— 
offert iſt, daſs wir in der Lage find, der Stadt Wien ſoviel Waſſer 


Zürgermeiſter: Wenn das die Grundlage der ganzen Action 
iſt, dann käme es auf die vorliegende Conceſſion an. 

Megierungsratd Hahn: Was die Conceſſion betrifft, fo 
werden wir nicht ſo kindiſch ſein, uns ohne Rückſicht auf dieſelbe 
mit dem Projecte zu beſchäftigen. Wir haben beim Miniſteriuut 
vorgeſprochen, und wenn wir mit dem Gemeinderathe einig werden, 
ſo kann die Conceſſion entſprechend abgeändert werden. 

Bürgermeiſter: Es müſste alſo eine neue Conceſſion 
erwirkt werden. Eigentlich wären wir durch dieſes Gutachten 
über alle Punkte bereits aufgeklärt, nämlich über die Zuleitung und 
die Art der Waſſeraufbringung iſt geſprochen; ebenſo über die Ver— 
theilung in Wien, über das Quantum, welches mit Sicherheit zur 
Verfügung geſtellt werden kann, und darüber, innerhalb welcher Zeit 
die Waſſerabgabe erfolgen kann. 

St-R. Dr. Vogler: Bezüglich der Zeit iſt nichts Beſtimmtes 
ausgeſprochen, weil Herr Regierungsrath Hahn der Anſicht iſt, 
daſs eine Modification der Conceſſion erfolgen ſoll; man müfste 
wiſſen, zu welcher Zeit die Conceſſion rechtskräftig ſein kann. Ich 
glaube, daſs das neue Project einer neuerlichen waſſerrechtlichen 
Verhandlung zu unterziehen ſein wird. 

Regierungsrat) Hahn: Ich bemerke, dass wir, was die 
Conceſſion betrifft, die Sache nicht leicht genommen haben; wir 
haben uns an maßgebender Stelle informiert und ich kann die Er— 
klärung abgeben, daſs, wenn wir mit dem Gemeinderathe einig 
werden und der Gemeinderat) das Waſſer nimmt, die Conceſſion 
kein Hindernis bilden wird. 

Jürgermeiſter: Dieſe Erklärung kann nicht jo ohneweiters 
abgegeben werden, denn ſie beruht auf juriſtiſchen Argumenten. 
Wir Juriſten haben die Meinung, dafs in dieſem Falle die Con— 
ceſſion neu erwirkt werden muss; dieſelbe Meinung haben auch alle 
Waſſerrechts-Intereſſenten; dieſelbe Meinung theilt auch unſer 
Stadtanwalt; es geht nicht an, dass jemand, der eine Conceſſion 
für den Bau eines Stollens hat, jetzt auf einmal ſagt, ich werde 
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pumpen. Das iſt eine andere Art der Waſſergewinnung, das hat 
auf die Intereſſenten Einfluss, was ſelbſt Lindley jagt. 

Aegierungsrath Hahn: Ich kann mich auf juriſtiſche 
Argumente nicht einlaſſen und wiederhole nur, daßs wir die Frage 
genau erwogen haben. Wir würden nicht Zeit und Geld aufwenden, 
wenn wir nicht der Anſicht wären, dass wir die Sache durchführen 
können. 

Bürgermeiſter: Ich glaube, daßs Sie viel Geld ausgeben. 
Hier ſteht Anſchauung gegen Anſchauung. Sie glauben die Con— 
ceſſion zu bekommen, wir Juriſten glauben, Sie bekommen ſie 
nicht. Es wäre in waſſerrechtlicher Beziehung eine Merkwürdigkeit, 
weun Sie die jetzige Conceſſion einfach unter den Tiſch werfen 
und pumpen könnten. 

Regierungsrath Hahn: Ich glaube, wenn der Gemeinde— 
rath ernſtlich den Willen hat, Waſſer zu bekommen, muss man 
eben ſehen, wie es zu machen iſt; durch juriſtiſche Deutungen und 
durch das Betonen techniſcher Schwierigkeiten werden wir nicht 
dazu kommen. Wenn beiderſeits guter Wille vorhanden iſt, werden 
wir Ihnen das Waſſer geben. 

Vürgermeiſter: Dann machen wir die Sache lieber ſelbſt. 
Sie ſagten, Sie pumpen das Waſſer in den Aquäduct? 

Negierungsrath Hahn: Wir wollen uns durchaus nicht 
aufdrängen. Ich ſage auch nicht, daſs die Gemeinde das nicht 


ſelbſt machen könnte. Wenn Sie nicht wollen, ſagen Sic einfach | 
nein, und wir gehen wieder auseinander. Vielleicht können Sie es 


zweckmäßiger machen als wir. So wie die Conceſſion jetzt iſt, 
iſt ſie nicht durchführbar; es wird ſich niemand finden, 
um für 28 Millionen zu einer ſelbſtändigen Leitung 
anzulegen und fünf bis ſechs Jahre zu warten, um aus 
dieſer Anlage wieder Geld zu bekommen. Wir wollten 
den Intereſſen der Gemeinde Wien durch ein kleineres 
Werk Rechnung tragen. Wenn nun der Gemeinderath jagt, ich 


wir haben unſere Rolle ausgeſpielt. 

Bürgermeiſter: Sie halten alſo die Conceſſion, wie fie vor— 
liegt, für unausführbar? 

Negierungsrath Hahn: Ich glaube, dass das Werk an der 
Hand der heutigen Conceſſion durchführbar iſt. Herr Bürgermeiſter 
ſind, wie mir ſcheint, anderer Anſicht; ich glaube, wenn wir mit 
den Verhandlungen fertig werden, dürften wir im Mai zu bauen 
aufangen können. 

Stadtanwalt Dr. Schmidt: Herr Regierungsrath ſind alſo 
der Anficht, das, wenn Sie einmal von uns die Erklärung haben, 
Sie nichts zu thun hätten, als eine Eingabe an die Regierung zu 
richten, worin Sie Ihr Project dahin abändern, dass Sie ſtatt 
des Sammelſtollens Brunnen anlegen. 

Negierungsrath Hahn: Ich habe Anhaltspunkte dafür. Ich 
habe keine Erklärung bekommen, um mit Beſtimmtheit ſagen zu 
können, wir werden die Sache ſo durchführen, aber es iſt die 


Geneigtheit vorhanden, uns an die Hand zu gehen, die Conceſſion 


modificiert durchzuführen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Stehen die Herren auf 
dem Standpunkte, daſs das Gutachten die Grundlage der Ver— 
handlungen bildet? Wäre damit die frühere Eingabe beſeitigt? 

Negierungsrath Hahn: Wir ſagten in der Eingabe, wir 
erſuchen, mit uns zu verhandeln, um unſere Ideen austauſchen zu 
können. Vielleicht wäre viel Zeit gewonnen worden, wenn wir in 
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die Lage gekommen wären, bereits vor einem halben Jahre die 
Ideen auszutauſchen. 

Vürgermeiſter: Wenn das Gutachten vor einem halben 
Jahre hergeſchickt worden wäre, wären wir vielleicht fertig. Das 
Gutachten iſt vom Februar 1892. 1 

Niegierungsrath Hahn: Ich bitte, das Gutachten iſt jetzt 
modificiert worden; wir hatten keine Veranlaſſung, dasſelbe einzu: 
ſenden. Es erſcheint auch nicht zweckmäßig ein Gutachten einzuſenden, 
wenn wir nicht in die Lage kommen, dasſelbe in Öffentlicher Sitzung 
zu vertheidigen. 

Vürgermeiſter: In der Eingabe vom October 1892 wird 
geſagt: 

„Dem Waſſermangel wäre auf Decennien abgeholfen, wenn 
man zum obigen Quantum vou 61.000 ms das conceſſionierte 
Tiefquellenquantum per 103.000 m? fügt, zuſammen 164.000 m’, 

Bis zu täglich 50.000 m? erſcheint eine Hebung auf raſcheſtem 
Wege aus dem Steinfelde in den Aquäduet rationell.“ 

Nun haben wir gehört, daſs Lindley von 20 bis 30.000 m? 
ſpricht, während in der Zuſchrift von 50.000 m? die Rede iſt. 

Niegierungsrath Hahn: Es werden eben immer neue Er: 
hebungen gepflogen, und die Herren können daraus entnehmen, 
wie offen wir vorgehen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wenn Sie ſich auf den 
Standpunkt ſtellen, daſs das Gutachten die Grundlage für die 


weitere Behandlung der Frage bilden ſoll, ſo gehen Sie von dem 


Geſichtspunkte aus, dass vorläufig ein Quantum von 20: bis 30.000 m? 
in Ausſicht genommen wird. Dieſes Quantum kann der Gemeinde 


durch Einpumpen in den Aquäduct zur Verfügung geſtellt werden. 


Es bedingt dies alſo eine Vermiſchung des vorhandenen mit dem 
zu ſchöpfenden Waſſer. Denken Sie nicht auch daran, das Waſſer— 
quantum zu erhöhen? Ich bitte uns zu ſagen, wie dieſes Mehr— 
kaun das ſelbſt machen, jo iſt das wahrſcheinlich durchführbar und 


quantum nach Wien gebracht werden ſoll, nachdem die Capacität 


des Aquäductes erſchöpft iſt. Es können nur 34.000 ms eingeleitet 


werden, mehr iſt nicht möglich. Wenn Sie das Quantum von 
30.000 m? erhöhen, bitte ich uns zu jagen, wie Sie das Mehr— 
quantum nach Wien bringen und einen eventuellen größeren Bedarf 
decken können? 

Aegierungsrath Hahn: Es it im Gutachten geſagt, dass 
die jetzige Führung eine größeres Quantum zuläſst. 

Vice-Vürgermeiſler Dr. Richter: Die Ergänzung beträgt 
im Maximum 34.000 ms, mehr kaun nicht eingeleitet werden. Das 
iſt auch im Referate geſagt. Wenn die Herren daran denken, dass 
der Bedarf eine größere Menge Waſſer erheiſchen kann, welches 
die Geſellſchaft herbeiſchaffen ſoll, dann iſt wohl die Frage gerecht— 
fertigt: Wie ſoll dieſes größere Quantum eingeleitet werden? 

Negierungsrath Hahn: Dann wird wohl eine ſelbſtändige 
Leitung gebaut werden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Es iſt alſo eventuell 
auch eine eigene Leitung in Ausſicht genommen. 

Bürgermeiſter: In dem Gutachten iſt auch weiters geſprochen 
von dem Preiſe für die abzunehmende Waſſermenge; da ſtehen 


| Sie wahrſcheinlich auf dem Standpunkte der früheren Eingabe. 


Aegierungsrath Hahn: Wir haben erklärt, daſs wir — 
ſelbſtverſtändlich iſt das nicht fin — um 25 Percent billiger ſein 
werden, als der Preis iſt, um welchen die Stadt heute das Waſſer 
verkauft. 
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A. Dr. Vogler: Wir geben aber das Waſſer in Wien und ſich 34.000 m? aus dem Hochquellengebiete beſchafft, braucht 
ab, 5 die Unternehmung dasſelbe in Wiener-Nenftadt ab- | fie das in Ausſicht genommene Quantum nicht mehr. Denken Sie 
geben würde. nun bei Ihrem Offerte daran, dass die Gemeinde ſich für 

Negierungsrath Hahn: Das iſt eben die Baſis, auf welcher immer binden ſoll, 30.000 m? zu nehmen, fo dass ſie hiedurch 
wir verhandeln können. Sie werden uns dann ſagen, wir ſollen gehindert wäre, die Hochquellenleitung zu ergänzen, oder wollen 
ſo und fo viel nachlaſſen. Das iſt ein Werk, welches nicht von Sie nur jo lange das Quantum liefern, bis die Gemeinde ſich 
heute auf morgen zu calculieren iſt; wir werden eventuell einen das Quantum von 34.000 m? ſelbſt verſchafft hat? 


größeren Nachlaſs machen; das läſst ſich nicht jo genau beſtimmen. Negierungsrath Hahn: Nein, wir rechnen darauf, dauernd 
Gem.⸗»Aath Dr. Nechansliy: Ich glaube, das Ergebnis zu liefern. 
der bisherigen Beſprechung wäre folgendes: Die Länderbank, Dire-Bürgermeifter Dr. Richter: Die Conſequenz wäre, 


beziehungsweiſe der Herr Regierungsrath Hahn legen Gewicht | dajs die Gemeinde die Hochquellenleitung niemals zu ergänzen in 

darauf, daſs die Gemeinde fi principiell erkläre: „Nehmt Ihr der Lage wäre. 

Waſſer von uns oder nicht?“ Darüber wäre die Entſcheidung zu Negierungsrath Hahn: Ich bedauere, dass unſer Experte 

treffen. nicht zugegen iſt, nach deſſen Anſicht das Waſſer aus den Hoch— 
Bürgermeiſter: Heute handelt es ſich nur um Informationen. quellen noch immer nicht hinreicht, den Bedarf zu decken. Ich 

Ich möchte erſuchen, ſich nicht auf materielle Fragen einzulaſſen. glaube, es wäre in dem Aquäducte Platz für unſer Waſſer und 
Gem. -Nath Dr. Nechanskiy: Wenn aber in die materiellen jenes der Commune. 


Fragen eingegangen würde, wäre das das Princip. Vice Bürgermeiffer Dr. Richter: Die Capacität des 
Mürgermeiſter: Es wird kein Geld gegeben, wenn nicht die Aquäductes beträgt 138.000 me, das Sommerminimum 104.000 ma, 
Gemeinde Wien das Waſſer nimmt. wir können daher nur mehr 34.000 ms einführen. Nach Ihrer 


Negierungsrath Hahn: Wenn es möglich geweſen wäre, Anſchauung müſsten wir uns verpflichten, 34.000 m? zu nehmen, 
die Vororte und Sommerfriſchen ohne eine eigene Leitung mit und zwar für immer. 


Waſſer zu verſorgen, wäre die Sache anders; es wird id Regierungsrath Hahn: Wenn Sie nicht genügend Waſſer 
aber keine Geſellſchaft finden, welche 28 Millionen in haben. 
einer Waſſerleitung inveſtiert, um aus dieſem Unter— Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wenn wir unſere Waſſer— 


nehmen nach fünf bis ſechs Jahren Geld zu bekommen. leitung aus den Hochquellen ergänzen, iſt der Aquäduct voll und 
Die Gemeinde könnte das thun; wenn man aber dabei die Tiefquellenleitung würde frei werden. 


auf eine Geſellſchaft reflectiert, fo kaun das Waſſer Degierungsrath Hahn: Wenn Sie jagen, dass Sie genung 
nur ſo beſchafft werden. Waſſer haben, weiß ich nicht, warum die Waſſerverſorgungsfrage 


St.-N. Dr. Vogler: Wenn auch die Unternehmung ſagt: | auf der Tagesordnung ſteht; dann wäre es eine Verſchwendung, 
„Es iſt unſere Sache, wie wir das Waſſer bringen“, ſo müſſen wir wenn die Tiefquellenleitung vom Steinfelde gemacht würde. 


doch, da es ſich um eine öffentliche Angelegenheit handelt, Ausſicht Baudirector Berger: Für Trinkwaſſer reichen wir bis 1920 
auf die Sicherheit haben, dafs dies innerhalb einer gewiſſen Zeit aus, weil wir bei der ergänzten Hochquellenleitung 40! per Kopf 
auch durchführbar iſt. haben werden. 

Regierungsrat) Hahn: Wir können nur eine Caution Negierungsrath Hahn: Ich kann nur wiederholen, daj3 
bieten; wie kann man überhaupt Sicherheit bieten, außer durch wir allen Actionen in den Zeitungen ganz fremd gegenüberſtehen 
eine Caution? und bitte, noch eine Beſprechung einzuberufen, bei welcher auch 

St-R. Dr. Vogler: Kann angegeben werden, innerhalb unſer Rechtsfreund und Sachverſtändiger zugegen ſein können. 
welcher Zeit die Durchführung des Projectes möglich iſt? Zürgermeiſler: Wir werden vorläufig unter uns berathen. 


Negierungsrath Hahn: Ich glaube, dafs unſer Experte [Ich weiß nicht, ob Ihnen bekannt iſt, dafs die Tiefquellenunter— 
einer der erſten iſt; zur Beruhigung der Herren will ich beifügen, nehmung Entſchädigungsanſprüche bei den Waſſerrechtsverhandlungen 
dafs mir außerdem ein Gutachten eines Berliner Technikers, welcher geſtellt hat, weil fie eine Conceſſion beſitzt und ſich beſchädigt 
auch eine Rolle ſpielt, nämlich von Herrn Gill, dem Chef der erachtet. 

Waſſerleitung, ferner ein Gutachten von Herrn Juſt vorliegt, Negierungsrath Hahn: Das iſt mir nicht bekannt. 
wonach dieſe mit Zuhilfenahme des Gutachten Lindley's und Director de Crano: Mir iſt ebenfalls hierüber nichts bekannt. 
der in der Waſſerfrage ſtattgefundenen Discuſſionen vollkommen Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter: Die Tiefquellenleitung 
die Anſichten über die baldige Bringbarkeit des Waſſers theilen. iſt wegen Ableitung von 36.400 m? als Waſſerrechtsintereſſentin 
Ich glaube daher, dass wir nicht nur mit der Caution Sicherheit aufgetreten. 

bieten, ſondern daſs auch die genannten Perſonen bezüglich der Bürgermeiſter: Die Unternehmung verlangte eine Ent— 
Sicherheit Gewähr bieten. ſchädigung, weil ſie als Beſitzerin einer Conceſſion ſich durch die 

Vaudirector Berger: Ich couſtatiere, dafs derzeit Gutachten Entnahme von Waſſer oberhalb des Kaiſerbrunneus für geſchädigt 
von Lindley und von Gill vorliegen, dafs aber das Project hält. Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen; es dürfte Sie dieſe 
für eine neue Leitung noch nicht ausgearbeitet iſt. rage auch intereſſieren, wenn Sie mit der Unternehmung der 

Negierungsrath Hahn: Dieſes wird unſer Fachmann vor- Tiefquellenleitung verhandeln. 
legen; die Skizze iſt bereits fertig. Ich glaube, die Informationen ſind ſoweit gediehen, dajs 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Sie gehen von der An- wir in der Page find, darüber allein weiter zu berathen. 
ſchauung aus, daſs Sie der Gemeinde 30.000 ms zur Verfügung Gem. »Nath Wünſch: Ich möchte noch eine Frage ſtellen, 
ſtellen. Wenn die Gemeinde die Hochquellenleitung vervollſtändigt | welche heute noch nicht ventiliert worden zu fein ſcheint. Der uns 
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genannte Preis bezieht ſich auf das Waſſer, welches in den Aquäduct nehmungen machen und in dieſe hunderte von Millionen hinein— 


gepumpt wird. Nun iſt aber der Fall denkbar, daſs wir von der 
Unternehmung der Tiefquellenleitung ein größeres Quantum Waſſer 
zu beziehen wünſchen, und dajs dieſe auch in der Lage iſt, dieſes 
Quantum abzugeben, welches aber im Aquäducte nicht mehr Platz 
findet. Ich ſtelle nun die Frage: Wenn wir ein ſolches größeres 
Quantum brauchen, welches die Tiefquellenleitung bis an die 
Grenzen des Gemeindegebietes ſchaffen kann, wie würde ſich der 
Preis für das Waſſer ſtellen, wenn wir ein ſolches größeres 
Quantum beanſpruchen? 

Negierungsrath Hahn: Das läſst ſich allerdings ſchwer 
feſtſtellen. 

Gem.-Nath Wünſch: Das iſt aber weſentlich. 

Aegierungsrath Hahn: Wenn der Herr Gemeinderath der 
Unternehmung ſagt: ich nehme dieſes Quantum ab, ſind wir in 
der Lage, in kürzeſter Zeit zu ſagen, das wird ſo viel koſten. 

Gem.-Nath Wünſch: Geſetzt wir würden außer den 30.000 m? 
noch 50.000 m? brauchen, und Sie dieſelben bis an die Grenzen 
Wiens liefern, dann ſollte man doch wiſſen, was das Waſſer 
koſten würde, wenn Sie eine eigene Leitung bauen müſsten. 

Regierungsrat) Hahn! Dieſe Frage läſst ſich heute nicht 
beantworten. 

Gem.-Nath Karl Müller: Ich möchte dieſe Frage ergänzen. 
Der Herr Collega meint, das Waſſer ſei an die Grenzen Wiens 
zu ſchaffen. Das Waſſer ms aber auf den Roſenhügel gepumpt 
werden. Wird ſich dadurch der Preis erhöhen? Das zu wiſſen, 
wäre wünſchenswert. Es iſt aber noch etwas anderes. Wir haben 
ja verſchiedene Preiſe für das Waſſer. Wenn nun der Herr 
Regierungsrath von einem 25percentigen Nachlaſſe ſpricht, von 
welchem Preiſe iſt dieſer Nachlaſs zu nehmen, von dem Preiſe für 
Trinkwaſſer? 

Negierungsrath Hahn: Jawohl! Das find aber Ziffern, 
welche man bei dem erſten en vue angibt, keine feſtſtehenden Ziffern. 

Bürgermeiſter: Ich mache aufmerkſam, das die Grundlage 
eine ganz andere iſt. Es iſt bloß die Rede von Ergänzungswaſſer; 
die Herren denken nicht daran, einen eigenen Aquäduct zu bauen, 
ſie ſagen, das koſtet zuviel Geld. 

Ich danke nunmehr beiden Herren für ihr Erſcheinen. 

Negierungsrath Hahn: Sollten Sie trotzdem in die Lage 
kommen, unſere Experten hören zu wollen, ſo bitte ich, uns früher 
zu verſtändigen, damit wir die Herren rechtzeitig kommen laſſen 
können. Ich halte es für zweckmäßig, dieſelben zu hören, insbeſondere 
über die Frage, wann das Waſſer beſchafft werden kann. 

Bürgermeiſler: Auch Punkt 5, betreffend die Garantie für 
die Durchführung des Unternehmens iſt erledigt, da die Herren 
erklären, die Garantie ſei in der Leiſtung einer Caution und in 
den Perſonen zu finden, welche ihre Erklärungen abgegeben haben. 

Gem.-Nath Dr. Nehansky: Bezüglich des Punktes 5 war 
ich bisher einer anderen Auſicht. Es handelt ſich nicht bloß um 
die Garantie in finanzieller Beziehung (ich glaube, daſs das auch 
die Auffaſſung des Gemeinderathes war), ſondern darum, ob, wie 
Herr Collega Dr. Vogler auch bemerkte, dies ein Unternehmen 
iſt, auf welches die Gemeinde in Rückſicht auf die Waſſerverſorgung 
ihr Augenmerk richten kann. 

Regierungsrath Hahn: Ich kann nur darauf hinweiſen, 
das ſowohl die Länderbank als die engliſche Geſellſchaft wohl eine 
hinreichende Sicherheit dafür bieten müſſen, ein Unternehmen mit 
einigen Millionen durchführen zu können, weil ſie größere Unter— 


geſteckt haben. 

Gem.-Nath Dr. Nechausky: Das meine ich nicht. Ich 
bin der Anſchauung, dafs der Gemeinderath, bevor er in die Ver— 
handlungen eintritt, fi ein Bild darüber machen muss, ob über: 
haupt das Waſſer für die Waſſerverſorgung der Stadt Wien 
tauglich iſt. In dieſer Richtung habe ich den Punkt 5 verſtanden. 

Bürgermeiſter: Darüber klärt uns das Gutachten des Herrn 
Lindley vollkommen auf. 

Ich glaube, meine Herren, wir können ſchließen, und ich 
danke den beiden Herren Vertretern nochmals für ihr Erſcheinen. 

(Schluſs der Conferenz.) 
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Gutachten des Herrn W. H. Lindley. 


The Exploration Company, Limited. 


VIENNA WATER. 
Bericht des Herrn W. Y. Lindley. 


Frankfurt am Main, den 20. Februar 1892. 
An die verehrliche General-Direction der 


K. k. privileg. öſterreichiſchen Länderbank, 
Wien. 

Verehrliche General-Direction hat mich erſucht, ein Gutachten über die 
Waſſerverſorgung der Stadt Wien und deren Vororte aus den ſogenannten 
Tiefquellen des Wiener-Neuſtädter Steinfeldes zu erſtatten. 

Es ſchien mir allerdings aus Rückſichten auf den Umfang der Sache 
einerſeits und auf meine ſtarke Inanſpruchnahme mit Dienſtgeſchäften anderer— 
ſeits zur Zeit überhaupt unmöglich, dieſem ehrenvollen Auftrag Folge zu leiſten. 
Bei Gelegenheit eines Beſuches in Wien im December vorigen Jahres, bei 
welchem ich die Ehre hatte, mit Herrn General-Director Regierungsrath von 
Hahn und Herrn Dr. Rapoport die Angelegenheit zu berathen, wurde da— 
gegen vereinbart, dals der Unterzeichnete auf Grund einer örtlichen Beſichtigung 
und Kenntnisnahme der verſchiedenen Unterlagen über die z. Z. wichtigſten 
Hauptfragen ſich allgemein äußern ſollte. 

Dieſe Fragen wurden wie folgt präeiſiert: 

1. Ob die Qualität des aus der bezeichneten Bezugsquelle beſchaffbaren 
Waſſers derart iſt, daſs eine Verwendung desſelben zur Verſorgung Wiens 
überhaupt in Betracht gezogen werden kann; 

2. ob dieſes Waſſer in einer ſolchen Menge vorhanden iſt, daßs dieſe 
Verſorgung als zweckmäßig angeſehen werden kann, und welche Waſſermenge 
etwa beſchaffbar wäre; 

3. inwiefern die in Vorſchlag gebrachte Faſſung des Waſſers durch einen 
Stollen techniſch ausführbar und empfehleuswert ſei; 

4. ob eine zweckmäßige finanzielle Grundlage für das Ganze gefunden 
werden könne. R 

Auf Grund vorſtehender Beſprechung habe ich die Ortlichkeiten beſichtigt, 
die vorhandenen Meſſungsergebniſſe, Zeichnungen und Schriftſtücke einer Durchſicht 
unterworfen und ſind mir ſeitdem eine Anzahl Meſſungsreſultate und graphiſche 
Darſtellungen, die zur weiteren Bildung eines Urtheils in dieſer Frage mir 
nothwendig erſchienen, zugefertigt worden. 

Ich erlaube mir nunmehr in Nachftehenden die an mich geſtellten Haupt— 
fragen zu beantworten. N 
Ad 1. — Qualität. 

Die Qualitätsfrage iſt naturgemäß diejenige von erſter Bedeutung. Müſste 
dieſelbe verneint werden, jo wären weitere Uuterſuchungen überflüſſig. Aus 
den mir unterbreiteten Analyſen aus Prüfungen des Brunnenwaſſers der 
Gegend, ſowie aus der Kenntnisnahme der einſchlägigen Verhältniſſe, habe ich 
die Überzeugung gewonnen, daſs aus dem Wiener-Neuſtädter Steinfeld ein 
Waſſer beſchafft werden kann, welches in ſeiner Qualität zur unmittelbaren 
Verwendung zu ſämmtlichen Haus- und Wirtſchaftszwecken und namentlich auch 
zu Genufszwecken parallel mit dem Waſſer der Hochquellenleitung vollſtändig 
ſich eignet. | | 

Der Urſprung des Waſſers iſt mehr oder weniger der gleiche. Die Ab— 
fluſsverhältniſſe, mit Ausnahme von einzelnen Waſſeradern, find giftige, und 
ergiebt die Vergleichung der Analyſen eine große Ahnlichkeſt in der Zuſammen— 
ſetzung des Waſſers mit demjenigen der Hochquellenleitung. An einzelnen 
Theilen des Steinfeldes treten Waſſeraderu auf, deren Ausſchließung zweckmäßig 
erſcheinen wird. Es ſteht jedoch außer Zweifel, dafs bei einigermaßen zweck— 
mäßiger und ſorgfältiger Anordnung der Faſſungsanlage der Einflufs ſolcher 
weniger geeigneten Zuflüſſe entweder vermieden oder mit Rückſicht auf die 
außerordentlich große Menge des übrigen geeigneten Waſſers auf ein derart 
geringes Maß beſchränkt werden kann, dass hierin kein Grund zu erblicken iſt, 
der die Bezugsquelle als qualitativ ungeeignet erſcheinen ließe. 
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Ebenſo muss durch eine entſprechende Wahl der Waſſerſpiegelſeukung jed! 
Beeinfluſſung des Waſſers aus dem Boden unter den überbauten und be⸗ 
wohnten Gebieten von Wiener-Neuſtadt vollſtändig ausgeſchloſſen werden. 

Die Frage 1 glaube ich daher dahin beantworten zu ſollen, dafs bei 
ſorgfültiger und zweckmäßiger Anordnung der Faſſungsanlagen und Wahl der 
Spiegelabſenkungen aus dem Neuſtädter Steinfeld ein qualitativ durchaus ges 
eignetes Waſſer beſchafft werden kann. 


Ad 2. — Onantität. 

Auf Grund der bisher gemachten Vorarbeiten ſcheint es mir nicht möglich) 
eine ziffermäßige Angabe über die größte Waſſermenge zu machen, welche aus 
dem Steinfeld beſchaffbar wäre. Die Anhaltspunkte hierzu fehlen. Trotzdem 
Bohrungen über 50 m hinabgetrieben worden ſind, iſt die abſchließende Schicht, 
welche unter der waſſerführenden Schotterlage liegt, in der Sohle des Beckens 
nicht erbohrt. 

Dagegen darf als feſtſtehend angenommen werden, daßs eine Waſſermenge, 
die, verglichen mit der Ergiebigkeit der Wiener Hochquellenleitung, in ihrer 
Menge ſehr namhaft iſt und die daher für die Waſſerverſorgung Wiens äußerſt 
wertvoll wäre, aus dem Steinfeld beſchafft werden kann. 

Dieſes geht daraus hervor, dafs die mit Waſſer angefüllten Scholter— 
ſchichten des Steinfeldes oberhalb Wiener-Neuſtadt eine Breite von 10 km 
haben, und dafs deren Mächtigkeit, wie oben angedeutet, eine ſehr bedeutende 
iſt. Die Veſchaffenheit des Schotters in feinen verſchiedenen mehr oder weniger 
mit Sand vermiſchten Lagen iſt eine für die Waſſerführung günſtige, d. h. der— 
ſelbe beſitzt eine verhältnismäßig bedeutende Durchläſſigkeit, und durch die 
Beobachtung der Grundwaſſerhöhen iſt ein ziemlich regelmäßiges und beträcht- 
liches Oberflächengefälle des Grundwaſſerſpiegels nachgewieſen, wodurch einer— 
ſeits auf eine verhältnismäßige Homogenität der Schichten, andererſeits auf einen 
ſtarken Waſſerdurchzug geſchloſſen werden kann. 

Wie ſtark dieſer Waſſerdurchzug in der That it, müsste nach meinem 
Dafürhalten, ſoweit wie dies überhaupt möglich iſt, noch genau feſtgeſtellt 
werden, bevor endgiltige Anlagen zur Beſchaffung der großen in Ausſicht ge— 
nommenen Waſſermenge daraufhin ausgeführt werden. Auf Grund der nach 
dieſer Richtung gemachten Erfahrungen ſcheinen mir die Schätzungen über die 
geſammten durch das Steinfeld zum Abfluſs kommenden Waſſermeugen hoch. 
Aber ſelbſt bei einer namhaften Verminderung dieſes geſammten Durchfluſſes 
würde ein Bruchtheil davon noch eine ſehr weſentliche Ergänzung der Wiener 
Waſſerverſorgung bedeuten. 

Ich würde daher weitere Meſſungen durch ein Probepumpen zwar für 
zweckmäßig erachten. Die Waſſermengen jedoch, welche in ſo ausgedehnten durch— 
läſſigen Schotterlagen enthalten find, find fo namhaft, dass es bei ſolchen Ver— 
ſuchen von kurzer Dauer ſchwierig iſt zu unterſcheiden, welcher Theil des 
herausgeförderten Waſſers einen regelmäßigen Erſatz durch Niederſchläge und 
Zuflüſſe erhält und welcher Theil durch Abſenkung des Spiegels und demnach 
durch Angreifen des Vorrathes beſchafft worden iſt. Nur erſteres kann für eine 
dauernde Waſſerverſorgung einen Wert haben. 

Es ſcheint mir deshalb, namentlich bei dem außerordentlich ausgedehnten 
Steinfeld zweckmäßig, in Bezug auf die in der ferneren Zukunft erzielbare 
Menge tentativ vorzugehen, d. h. nach Vornahme eines kleineren Probepumpens, 
welches die Aufgabe hätte, über Detailanordnungen Aufſchluſs zu geben und 
auf Grund der dadurch ermittelten Anhaltspunkte den erſten Schritt der Anlage 
mit einer ungefähren Leiſtung von 20 bis 30.000 m? pro Tag herzuſtellen 
und in Betrieb zu ſetzen und die Ergebniſſe, welche dieſer nach Verlauf einer 
entſprechenden Zeit liefert, ſodaun zu benutzen zur Feſtſtellung des Umfanges 
und der Geſtaltung des weiteren Ausbaues. Dies hätte den Vortheil der ſo— 
fortigen Schaffung einer bedeutenden Ergänzungsmeuge für die ſtädtiſche 
Waſſerverſorgung und dabei volle Sicherheit in Bezug auf die Leiſtungsfähigkeit 
der Anlage in ihrem erſten wie in ihrem vollen Ausbau. g 

Parallel hiermit auszuführende über einige Jahre erſtreckte Beobachtungen 
in Bezug auf die Geſchwindigkeit des die Schotterſchichten durchſtrömenden 
Grundwaſſers, und Aichung der Flussläufe unterhalb würden die Mittel geben, 
eine ſehr zuverläſſige Berechnung der ſchließlich zur Verfügung ſtehenden größten 
Waſſermengen aufzuſtellen. | 

Die Frage 2 erlaube ich mir demnach dahin zu beantworten, dafs zuver— 
läſſige Augaben über die Größe der hier beſchaffbaren größten Waſſermengen 
auf Grund der bisherigen Meſſungen nicht gemacht werden können, dafs weitere 
Meſſungen hierzu erforderlich ſind, daſs dieſe, um genau zu ſein, in großem 
Maßſtabe und während längerer Dauer ausgeführt werden müſsten, daßs aber 
die Mächtigkeit des Grundwaſſerſtroms, ſelbſt unter den ungünſtigſten Voraus— 
ſetzungen und gering geſchätzt, eine Waſſermenge ſicherſtellen dürfte, deren Zu— 
führung eine Verdoppelung der derzeitigen Minimal-Ergiebigkeit der Hochquellen— 
leitung bedeuten würde. Eine Waſſermenge demnach, die namentlich mit Rück— 
ſicht auf die Möglichkeit einer raſchen Beſchaffung für die Waſſerverſorgung der 
Stadt Wien äußerſt wertvoll erſcheinen muſss. ö 

Ad 3. — Art der Faſſung. 

Die Frage der Art der Faſſung und namentlich ob der vorgeſchlagene 
liefliegende Stollen techniſch durchführbar und empfehlenswert ſei, habe ich 
einer Prüfung an Ort und Stelle und an der Hand der Zeichnungen unterzogen. 
Ich halte die Ausführung des tiefliegenden Stollens in der projectierten 
Weiſe in Vetonblöcken für problematiſch und möchte dieſelbe nicht empfehlen. 
Auch andere Geſichtspunkte ſprechen für die Zweckmäßigkeit einer anderen 
Löſung der Faſſungsfrage. 

Die Anlage ſoll eine Ergänzungswaſſerleitung ſein. Aus einer ſolchen 
iſt es erwünſcht, das Waſſer nur in dem Maße entnehmen und ableiten zu 
müſſen, in welchem dasſelbe benöthigt wird. Die Herſtellung eines ſolchen tief— 
liegenden Stollens mit unmittelbarer freier Ableitung zur Faſſung des Grund— 
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waſſers hat denſelben Nachtheil, welcher vielfach mit dem Uuterfahren der 
Quellen verbunden iſt. Der maximale Abfluſs würde vermehrt, der minimale 
vermindert, die Fähigkeit der Quelle, durch Auſtauen der Schichten eine Aus— 
gleichung in ihrer Ergiebigkeit zu ſchaffen, würde vermindert, ae 

Es ſcheint mir deshalb erwünſcht, ſtatt durch Unterfahren, das Waſſer 
durch Auſaugen aus dem Grundwaſſerſtrom zu entnehmen; während der Stollen 
durch ſeine feſte Lage auch eine feſte Abſenkung beſäße, iſt es im Gegenſatz 
hierzu beim Anſaugen möglich, die Abſenkung des Grundwaſſerſpiegels nach 
Bedarf zu vermehren oder zu vermindern und durch dieſe Regelung das wert— 
volle Ausgleichsreſervoir, welches in den ausgedehnten Bodenſchichten vorhanden 
iſt, zur Regelung der Ergiebigkeit der Aulage auszunutzen. Zu Zeiten, zu 
welchen eine äußerſt geringe oder gar keine Ergänzung der übrigen Waſſer⸗ 
zuflüſſe erforderlich wird, kann demnach die Aulage theilweiſe außer Betrieb 
bleiben, das zufließende Grundwaſſer ſich im Boden anſammelun und den Grund⸗ 


waſſerſtand allmählich erhöhen und dieſe augeſammelte Menge ſteht dann in 


jenen Monaten zur Verfügung in welchen die größere Ergänzung der ſonſtigen 
Waſſerzuflüſſe erforderlich wird. Der Boden bildet auf dieſe Weiſe ein mächtiges 
und billiges Ausgleichsreſervoir. 

Aus den Beobachtungen geht hervor, dass die niedrigſten Grundwaſſerſtände 
und demnach der geringſte Grundwaſſerabflußs im allgemeinen im Monat April, die 
höchſten Grundwaſſerſtände und der größte Grundwaſſerabfluſs in die Monate 
zwiſchen Auguſt und December fallen, dafs demnach der geringſte Grundwaſſer— 
abfluſs im Wiener-Neuſtädter Steinfelde mit den größeren Ergiebigkeiten der 
Hochquellenleitung und umgekehrt die geringſte Hochquellenergiebigkeit mit den 
größeren Grundwaſſerabflüſſen zuſammenfällt. Auf dieſe bedeutſame Thatſache 
iſt bereits von anderer Seite hingewieſen worden. 

Im Verein mit der eben angedeuteten Möglichkeit, durch die Ausnützung 
des unterirdiſchen Reſervoirs die größte Entnahme einige Monate ſpäter oder 
früher wie den größten Grundwaſſerzufluſs eintreten zu laſſen, wird eine der⸗ 
artige Waſſerleitung zu einer äußerſt wertvollen und beinahe unentbehrlichen 
Ergänzung einer Quellwaſſerleitung und tritt quaſi an die Stelle des Bankiers 
der Waſſerverſorgung, während die Quellwaſſerleitung ſich nicht nach dem Be— 
darf richtet, ſondern einfach das Waſſer einliefert, wie es an den Quellen zum 
Abfluſs gelangt. 

Ein weiterer Grund, der mir die Anlage eines tiefliegenden Stollens 
nicht rathſam erſcheinen läßt, liegt darin, daſs mau beim Stollen in geringerem 
Maße wie beim Anſaugen des Grundwaſſers im Stande iſt, einzelne Waſſer— 
adern mehr oder weniger auszuſchließen. Iſt der Stollen einmal angelegt, jo 
fließt demſelben das Waſſer aus allen umgebenden Adern zu und ein Ab— 
ſchließen iſt mit äußerſt ſchwierigen baulichen Vornahmen verknüpft. Bei dem 
Anſaugen kann man entweder durch Weglaſſung der in dem Untergrund hinab- 
getauchten Brunnenröhren oder durch ſpäteres vollſtändiges oder theilweiſes 
Schließen einzelner derſelben die etwa auszuſchließenden Waſſeradern vermeiden 
oder deren Zuführung zu der Faſſungsanlage auf ein Minimum beſchränken. 
Dieſe Möglichkeit iſt gerade bei den hier vorliegenden Verhältniſſen von 
Wichtigkeit. 

Die Faſſung durch Auſaugung hat noch den Vortheil, dafs der Bau in 
ſeinem weſentlichen Theil im Trocknen und ohne das Grundwaſſer anzugreifen 
hergeſtellt werden kaun; nur die ſenkrecht in das Waſſer hinabgeteuften Brunnen— 
röhren kommen in das Grundwaſſer zu liegen, werden aber in dasſelbe in ein— 
facher Weiſe und ohne jedwede Waſſerhaltung hinabgebohrt. Hierdurch wird der 
Bau gegenüber den Bau des tiefliegenden Stolleus außerordentlich erleichtert. 

Eine Faſſungsanlage in der oben angedeuteten Art bietet in Bezug auf 
die Ableitung des Waſſers aus dem Untergrund gegenüber den Intereſſen 
Dritter eine günſtigere Geſtaltung der Anlage wie die Ableitung mittelſt tief 
liegenden Stollens und können alle diejenigen Controlmaßregeln und ſonſtigen 
Anordunngen, welche die maßgebende Behörde zum Schutze der Jutereſſen 
Dritter durchzuführen für nöthig erachtet, unter weit einfacheren und günſtigeren 
Bedingungen bewirkt werden, wie bei der Ableitung durch einen tiefliegenden 
Stollen. 

Die Frage 3 glaube ich demnach dahin beantworten zu ſollen, daß die 
Faſſung des Waſſers ſtatt durch einen tiefliegenden Stollen durch eine Anzahl 
in den Boden hinabgetriebener Brunnenröhren in Verbindung mit einem Doc): 
liegenden Stollen oder mit einzelnen Schöpfwerken hergeſtellt werden ſollte. 


Ad 4. — Finanzielle Grundlagen. 

Die Frage, ob für die Zuführung von Waſſer aus dem Wiener-Neu— 
ſtädter Steinfeld zur Verſorgung der Stadt Wien und Vororte eine zweck— 
mäßige finanzielle Grundlage gefunden werden kaun, hängt zunächſt von der 
Frage ab, ob die Stadt und Vororte einer Ergänzungsmenge bedürfen, die ſo 
groß iſt, dafs deren Beſchaffung aus dem Wiener-Neuſtädter Steinfeld die nam— 
haften Stammkoſten und jonftigen Ausgaben lohnt. 

Dieſe Frage ſcheint mir zu bejahen zu ſein. Der Bedarf iſt ein ſo großer, 
dafs daraufhin ein derartiges Unternehmen mit Erfolg begründet werden kann. 
Die Conceſſion allerdings war im Weſentlichen für eine ſelbſtändige Verſorgung 
der Wiener Vororte eingeholt. Dieſe ſind ſeitdem mit der Stadt Groß-Wien 
eingemeindet. Dieſes letztere aber ſcheint mir nicht allein die Lage nicht ungün— 
ftiger, ſondern im Gegentheil günſtiger geſtaltet zu haben. | 

‚Das Vorgehen in dieſer Sache würde außerordentlich viel verantwortlicher 
und ſehr erſchwert und würde unter keinen Umſtänden ſo raſch möglich ſein, 
wein von vornherein eine vollſtändig getrennte Leitung bis nach Wien erfor 
derlich würde. Dieſelbe könnte nicht für eine kleinere zunächſt zu ſchaffende 
Waſſermenge angelegt werden; ſie würde ein außerordentlich großes Capital 
verſchlingen und die erſten Jahre des Betriebes jedenfalls ſehr erſchweren. 
Innerhalb einer geringen Entfernung von der Faſſungsanlage zieht der Hoch— 
quellen-Aquäduct vorbei. Derſelbe bietet nicht uur die Möglichkeit, in ſehr 
kurzer Zeit das Waſſer zu ſchaffen, ſondern überdies durch ſein großes Leiſtungs— 
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vermögen die Möglichkeit, das Waſſer auf die billigfte Weiſe nach Wien zu be- 
fördern und namentlich den erſten Schritt mit dem thunlichſt eee Capital⸗ 
aufwand zu vnwulihen Es wäre nach meiner 117 eine Capitalsver⸗ 
ſchwendung, in den nächſten Jahren eine getrennte Leitung nach Wien herzu— 
ſtellen, und dieſe würde erſt daun motiviert, wenn die aus den Tiefquellen 
regelmäßig geförderten Waſſermengen ſo groß werden, dafs fie die Zinſen und 
Amortiſationslaſt der Leitung zu ertragen vermögen und andererſeits die 
Schafſung der doppelten Sicherheit durch die zweite Leitung motivieren. 

Nach einer allgemeinen Berechnung ergiebt ſich, dafs die Aulage in der 
angedeuteten Combination im Stande wäre, bei der Lieferung von 20.000 bis 
30.000 m? pro Tag die entſtehenden Ausgaben für Capital und Betrieb zu 
ertragen. 

Die Frage 4 iſt hiernach bejahend zu beantworten, wobei natürlich eine 
Einigung mit der Stadt Wien vorausgeſetzt wird. 

Sobald dieſe Einigung erreicht iſt, würde auf einer Strecke der für die 
definitive Faſſungsanlage am geeignetſten erſcheinenden Linie ein Theil der 
Faſſungsanlage hergeſtellt, die nöthigen Fördermaſchinen errichtet 0 eine 


Röhrenleitung angelegt werden, um das geförderte Waſſer auf dem kürzeſten 


Wege in den Aquäduct der Hochquellenleitung einzuliefern. Wenn deren An— 
ordnung einmal feſtgeſtellt worden iſt, iſt die Herſtellung dieſer Aulage eine 
derartige, daſs dieſelbe in.einer Bauſaiſon ſollte bewirkt werden können. Je 
115 den weiteren Ergebuiſſen und Beſchlüſſen würde dann dieſe Anlage entweder 
für ſich allein als abgeſchloſſeues Werk weiter beſtehen können, oder einen Theil 
des größeren Ausbaues bilden. Zur Beurtheilung, in welchem Umfange und 
bis zu welcher Geſammtwaſſermenge dieſer letztere Ausbau, it Sicherheit für 
eine Aalen Ergiebigkeit, hergeſtellt werden kann, würde der erwähnte erſte 
Schritt der Anlage, durch die für und während deren Ausführung, wie bei 
deren Betrieb anzuſtellenden weiteren Beobachtungen eine zuverläſſige Grund— 
lage ſchaffen. 

Es würde noch erforderlich ſein Klarheit darüber zu erlangen, inwiefern 
die vorgeſchlagene Art der Faſſung mit den Coneeſſions-Bedingungen im Ein: 
klang ſtehen würde. Da aber in dieſen Bedingungen eine Anderung der Ent— 
würfe vor der Ausführung ſchon vorgeſehen iſt, da ferner, wie vorſtehend 
bereits angedeutet, die wichtigſten Anordnungen in Bezug auf die Faſſungs— 
anlagen eine günſtigere Geſtaltung des Ganzen mit Bezug auf die Intereſſen 
Dritter ſchafft und da ferner die in der Conceſſion in Ausſicht genommene zweite 
Leitung bis nach Wien durch die vorgeſchlagenen Maßnahmen nicht beſeitigt, 
ſondern deren Ausführung nur auf eine zweckmäßigere Zeit verſchoben wird, 
und da dieſe ganze Verſchiebung durch die inzwiſchen erfolgte Eingemeindung 
der Vororte in den Gemeindebezirk Wien zu motivieren iſt, dürfte nach meinem 
Dafürhalten die e zu der Ausführung in der vorſtehend e 
Geſtalt umſomehr unſchwer zu erreichen ſein, als eine außerordentliche Gegen— 
leiſtung in einer raſchen und zweckmäßigen Ergänzung der Waſſerverſorgung 
Wiens und Beſeitigung der beſtehenden Nothſtände erblickt werden muss. 


Hochachtungsvoll 
W. H. Cindley. 


* * 
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ſoriſche Schöpfwerk beim Kaiſerbrunnen zur außerordentlichen Ent— 
nahme von Schwarzawaſſer am 29. Jänner 1893 um 2 Uhr nach— 
mittags wieder in Betrieb geſetzt werden. 


Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 


der , eingelangte Fleiſch— 
waren vom 22. Jänner bis 28. Jänner 1893.) 


1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


252.978 Kg. (Davon aus Nieder-Oſterreich — 131.014; 
aus Ober⸗Oſterreich — 5223; aus Mähren 
— 13.713; aus Galizien — 84.688; aus 
Schleſien — —; aus Ungarn — 17.302; 
aus der Bukowina — 1038; aus Croatien 
—; aus Bosnien — Kg.) 
(Davon aus Nieder-Oſterreich — 1550; 
aus Ober-Oſterreich — 10; aus Schleſien 
— Zz; aus Mähren — 89; aus Galizien 
— 10.225; aus Ungarn — 59; aus der 
Bukowina — — Kg.) 
(Davon aus Nieder-Oſterreich 180; aus 
Mähren — —; aus Galizien — 1169; 
aus Ungarn — 620; aus der Bukowina 
— 358 Kg.) 


(In 


Rindfleiſch 


Kalbfleiſch. 11.933 „ 


Schaffleiſch 2.327 „ 
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Schweinfleiſh 40.214 Kg. (Davon aus Nieder-Oſterreich — 27437; 
aus der Bukowina — —; aus Böhmen 
147; aus Mähren — 213; aus Galizien 
10.363; aus Ungarn — 1887; aus Croatien 
— 167 Kg.) 

. 1.047 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 40; aus 
Ober⸗Oſterreich — 7; aus Mähren — 21; 
aus Galizien — 953; aus Ungarn — 1; 


aus der Bukowina 9 aus Tirol — 


Kälber. 


— Et.) 

Schafe 385 („ Davon aus Nieder-Oſterreich — 253; 
aus Mähren — —; aus Galizien 13; aus 
der Bukowina — 14; aus Ungarn — 105 St.) 

Schweine . 1.806 „ (Davon aus Nieder-Oſterreich — 79; 
aus Mähren — 7; aus Galizien — 1657; 
aus Ungarn — 6; aus der Bukowina 
— 57 St.) | 

Lämmer 53 (Davon aus Nieder-Oſterreich — —; aus 


Galizien — 1; aus Ungarn — 52 St.) 
b) Für den Approviſionierungsverein. 


Rindfleiſch 7.630 Kg. Kälber . .. .. 63 Stück 
Kalbfleiſch. 140 „ Schafe 0 


— 


Schaffleiſcc h. 7 „ Schweine . Io: 5 
Schweinfleiſch 255 „ Lämmer. — „ 
2. Preisbewegung: 

— SLCDTL A). von 34 bis 72 kr. per Kg. 
Weft Roſtbraten u. Rieden „ 54 „100 „ „ „ 
Kalbfleiſch „ lese se 
Schaffleiſch „ e e 
Schweinfleiſch . e e 
Kälber a „ 40 „ 60 „ „ „ 
Schaffeee . „ 30 „ 44 „ „ „. 
hee „ 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war gegen die Vorwoche ſtärker. 
und haben die Preiſe ſämmtlicher Fleiſchwaren eine Ermäßigung 
von 2 bis 5 kr. per Kg. im allgemeinen erfahren. 

Die Fleiſchwaren galiziſcher Provenienz wurden insbeſonders 
gegen Wochenſchluſs je nach Qualität, und zwar Rindfleiſch und 
Schafe um 2 bis 4 kr., Kalbfleiſch um 4 bis 5 kr. und Schweine 
um 4 bis 6 kr. per Kg. billiger als in der Vorwoche abgegeben 
und blieb eine größere Menge an Fleiſchwaren unverkauft. 


* BJ 
** 


(Schlachtviehmarkt vom 30. Jänner 1893.) 
1. Auftrieb. 
ſtvieh — 4305, Weidevieh — — Beinlvieh — 641. 


Summa . 4946. 
Davon — nach Racen: 


Ma 


Ungariſche Thiere .. . 1732 
Galiziſche „. 1267 
Deutſche e 
Büffel M N SD 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſen ... 3874 
Stiere 511 
Kühe 501 
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2. Preisbewegung. 


a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Percentabzug: | 


Ungar. Schlachtthiere von 52 

(extrem „ — 
Galiz. Schlachtthiere „ 52 

(extrem „ — 
Deutſche Schlachtthiere „ 53 

(extrem „ — 
Weidevieh .. . . „ — 
Stiere . „ — 
Kühe . „ — 
Wife! 
Beinlvieh ... . „ — 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Percentabzug: 


bis 64 
„61 
„63 


„ 64 


— 


Ochſen . . von 22 


Stiere 
Kühe. 
Büffel 
Beinlvieh . 


7 


" 


I 


bis 32 


Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
den beim Handel vereinbarten 
Percentabzug (auf dem heuti— 
gen Markte 37 bis 46 %), 
welchen der Verkäufer dem 
Käufer als Entſchädigung: 

a) für den Gewichtsverluſt in- 
folge der Schlachtung; 

b) für die minderwertigen 
Stoffe, wie: Haut, Horn, 
Blut, Unſchlitt ꝛc.; 

c) für die wertloſen Stoffe, 


wie: Magen- und Darm- 


inhalt ꝛc., zugeſteht. 


fl. 
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Preisbewegung au der Börſe für landwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 28. Jänner 1893. 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht 74—80 Kg.) .. von 7 fl. 65 kr. bis 8 fl. 60 kr. = 
Roggen ( Werten Oi Or 010% z 
Belle nr Be are ff ee 
TS ĩ ee en P 8 
frre eh e 
b) Mahlprodnete, 
T von 14 fl. 75 kr. bis 16 fl. — kr. S 
Weizen . U ae 8 
Roggenmehl eee eee 75 7 7 50 7 777 a nn > 
ren rittleie. 74: 3. 8 „ ee ge. Sa: A 
oggetti En „ U ID. er a A 


Stadfifdies Lagerhaus. 


Vom 19. Jänner bis 26. Jänner 1893. 


„ 34 
0 

28 
) > 

„ 20 


c) Preis per Stück: 


Beinlvieh .. von 28 bis 86 fl. 
Nach dem Modus anf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht 


thiere angekauft. 


Un verkauft blieben: 
402 Stück 


Ochſen 


Beinlvieh 


Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 1524 Stück 
Schlachtthiere mehr aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des 
ſtarken Auftriebes ungemein flau, daher die Preiſe einen Rückgang 
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von 4 bis 5 fl. per 100 Kilo erfahren haben. 


** 


(Pferdemarkt vom 27. Jänner 1893.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 374 Pferde 
80-300 fl. per Stück, 
15-65 „ẽ „ 


Preis: für Gebrauchspferde 
„ Schlachtpferde . 


K 


Der Markt war lebhaft. 


Detailpreiſe in der Woche vom 22. bis 28. Jänner 


Vorderes Pferdefleiſch 
Hinteres „ 


Lungen- und Roſtbraten 


Selchfleiſch. 
Extrawürſte 

Dürre Würſte 
Rohes Fett 
Geſchmolzenes Fett 
Schweifhaare . 
Knochen.. 
Häute. 


1893: 
(Geſchlachtet wurden 416 Pferde.) 


1 Kg. 20—36 kr. 
1 „ MM „ 
E 
1 „ 30-50 , 
2a 1, 30-48 „ 
1 „ 32—56 „ 
= 1 „ 36—60 „ 
= 1 „ 40-80 „ 


2 1 Schweif 25—80 


100 Kg. fl. 2—3˙30 
per St. „3-650. 


n 


Waren eingelagert. 8.586 Meter-Centuer 
1 ausgelagert er, 4 N 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
8 390 Meter-Centner. 


Pagerftand vom 26. Jäuner 1893: 2,849.350 Meter-Ceutuer, und zwar: 
51.239 Meter-Centner Weizen, 24.677 Meter-Centner Roggen, 


46.843 e Gerſte, 40.839 „ Hafer, 
51.570 g Mais, 13.319 ; Olſaaten, 
12.989 1 Mehl u. Kleie, 8.545 5 Wein, 

1.459 N Zucker, 5.20.) Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 2, 849.350 fl. öſt. Währ. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Aclenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den J. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts— 


nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Vaubewilligungen wurden überreicht: 
vom 26. Jänner bis 30. Jänner 1893: 
Für Umbauten: 

II. Bezirk: Adaptierung des Keſſelhauſes, Einmauerung zweier Dampf— 
keſſel, Dampfſchornſtein-Herſtellung und Errichtung zweier 
Trockenkammern, eines Magazines, Maſchinenhauſes und 
Spänefammer, ſowie Umgeſtaltung des linksſeiligen. Hof— 
tractes in eine Trockenkammer, Kaiſer-Ebersdorf, Grundd.- 
Einl.⸗Z. 84, 102, 113 und 236, Fabriksgaſſe 86, von 
Baiersdorf und Biach, Bauführer Anton Heindl, 
Baumeiſter (1587). 


Für Zubanten: 
XVII. Bezirk: Hoftract, Hernals, Karlsgaſſe 38, von M. Spindelegger, 
Bauführer Karl Stigler, Stadtbaumeiſter (2910). 


Für Adaptierungen: 
III. Bezirk: Landſtraße, Hauptſtraße 64, von Joſef Plaſchko witz (3829. 
VIII. Bezirk: Schlöſſelgaſſe 8, von Fanny Hammerand (372). 
IVII. Bezirk: Adaptierung des Souterrain-Locales zu Holzlagen und zu 
einer Waſchküche, Hernals, Karlsgaſſe 38, von Margaretha 
Spindelegger, Bauführer Karl Stigler, Stadtbau— 
meiſter (2910). 


Für diverſe (geringere) Bauten: 
I. Bezirk: Stiegenherſtellung, Wollzeile 33, von Dr. J. Leeb, Hof— 
und Gerichtsadvocat, noe. Hermann Herder (Bauführer 
J. Pflegmacher (387). 
III. Bezirk: Schupfenbau, Kölblgaſſe 3, von Joſef Berger (400). 
VII. Bezirk: Lichthofeindeckung, Kirchengaſſe 24, von Karl Hochegg, Bau— 
führer L. Zatzka (397). i 
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XVII. Bezirk: Abtragung zweier Scheidemauern und Einziehung zweier 
Traverſen, Hernals, Rötzergaſſe 40, von Rudolf Hörandner, 
Bauführer Georg Kowakik, Maurermeiſter (2723). 

Diverſe geringere Adaptierungen im Quertract, Hernals, 
Gerlgaſſe 12, von Mathias Dawid, Bauführer Karl 
Lang, Maurermeiſter (3466). 
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Geſuche um Varcellierung wurden überreicht: 


II. Bezirk: Treuſtraße, Grundb.-Einl. 2200, 2201 von Karl Reder (368). 
III. Bezirk: Erdbergermais, Grundb.-Einl. 2038, von Anna Röſel (403). 


Geſuche um Vaulinienbeſtimmung wurden überreicht: 


II. Bezirk: Grundb.⸗Einl. 593, Fugbachgaſſe und Volkertgaſſe, von 
Ferdinand Strobl (373). 

9 2122, Taborſtraße, von Simon Marmorek 
398). | 

Grundb.⸗Einl. 2349, Wallenſteinſtraße und Rauſcherſtraße, 
von der Böhmiſchen Sparcaſſa in Prag und Sparcaſſa in 
Leitmeritz, durch Dr. Ignaz Mikoſch (392). 

Grundb.⸗Einl. 63 und 68, Linke Bahngaſſe, Grundb.- 
Einl. 1653 Ungargaſſe, von Franz Wilhelm (399). 

Meſſenhauſergaſſe 10, von Franz Olbricht, Stadtbau— 
meiſter (376). 


III. Bezirk: 


VI. Bezirk: 


IX. Bezirk: Bleichergaſſe, Grundb.⸗Eiul. 1162, von Julius Schueider 
N (366). | 


Geſuche um Vaulinienbeſtimmung und Nivenuz wurden 


überreicht: 8 
XVI. Bezirk: Haus, Ottakring, Liebhartsgaſſe 31, von Anton und Joſefa 
Moſer (3905/8390). 
XVII. Bezirk: C.-Nr. 110, Einl.⸗Z. 679, Hernals, Alsbachſtraße 34, von 
Franz und Joſefine Häußler (3161). 


Gewerbeangelegenheiten. 


(Obmaunswahl der conteſſionierten Stadtträger.) Bei der 
am 29. Jänner l. J. im Lannerſaale abgehaltenen General— 
verſammlung der Garantie-Geſellſchaft der conceſſionierten 
Stadtträger wurde F. W. Riegelbauer zum 26. Male 
zum Obmanne, Karl Hartwanger zum Obmann-Stellvertreter 


gewählt. 


Gewerbeaumeldungen vom 23. Jänner 1893. 


(Fortſetzung.) 

Drechsler Marianne — Hauſierhandel mit Victualien — VI., Garberg. 16. 

Hanak Joſef — Holzbildhauergewerbe — XV., Fünfhaus, Sechshauſer 
Hauptſtraße 24. 

Goldenberg Roſa — Kaffeeſiederin — III., Radetzkyſtraße 4. 

Spälensky Eduard — Kammacher — XVI., Ottakring, Lienfeldergaſſe 27. 

Bergmeyer Karl — Kleinfuhrgewerbe — V., Matzleinsdorfer Linie. 

Neuhauſer Michael — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
III., Cuſtozzagaſſe 8. | 

Welz Franz — Kleinhandel mit Vermmimaterialien — XVII., Hernals, 

Bergſteiggaſſe 13. 

Hartl Mathias — Kleinhandel mit Holz, Kohle und Coaks — V., Matz⸗ 
leinsdorferſtraße 59. 

Funk Emma — Marktvictualienhandel — II., Volkertmarkt. 

Linsbauer Joſefa — Marktvictualienhandel — II., Karmelitermarkt. 

Bolzhuber Marie — Masken⸗Leihanſtalt — XIV., Rudolfsheim, Rein— 
dorfgaſſe 36. | 

Jonge Giſela de — Maſchinſtrickerei — V., Steinbauergaſſe 26. 

Baruſel Florian — Milch-Verſchleißer — XVI., Neulerchenfeld, Grund— 
ſteingaſſe 12. 

Fechner Anna — Modiſtengewerbe — VIII., Joſefſtädterſtraße 52. 

Wallis Michael und Wallis Guſtav — Möbelhandel — VII., Maria- 
hilferſtraße 114. 

Sobensky Moriz — Pfaidler — VI., Gumpendorferſtraße 140. 

Schattera Eduard — Photographengewerbe — III., Hauptſtraße 95. 

Schweiger Moriz — Proviſionsagent — X., Leibnitzgaſſe 2. 


Gumpendorferſtraße 88, von Victor Zimmermann (365). 
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Schramm Julie — Reibſandhandel im Umherziehen — V., Matzleins— 
dorferſtraße 57. 

Kohn Moritz — Riemer — XV., Fünfhaus, Schönbruuuerſtraße 14. 

Markſteiner Marie — Sauerkräutlerei — XV., Fünfhaus, Schönbrunner— 
ſtraße vor dem Hauſe Nr. 13. 

Michna Valentin — Mechaniſche Strickerei mit Handbetrieb — XV., 
Fünfhaus, Zwölfergaſſe 4. (Das Weitere folgt.) 
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